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133. Sitzung 

Bonn, den 10. November 1967 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 9.03 Uhr 

Vizepräsident Schoettle: Die Sitzung ist er-
öffnet. 

Die folgenden amtlichen Mitteilungen werden 
ohne Verlesung in den Stenographischen Bericht 
aufgenommen: 

Die Fraktion der SPD hat ihren Antrag betr. Errichtung einer 
Entwicklungs- und Forschungsgesellschaft für Luft- und Raum-
fahrttechnik GmbH — Drucksache V/2245 — zurückgezogen. 

Der Bundesminister der Justiz hat am 9. November 1967 die 
Kleine Anfrage der Abgeordneten Rollmann, Dr. Even, Dr. 
Klepsch, Köppler und Genossen betr. Entwurf eines Strafgesetz-
buches der sowjetisch besetzten Zone Deutschlands — Druck-
sache V/2209 — beantwortet. Sein  Schreiben wird als Druck-
sache V/2263 verteilt. 

Zu der in der Fragestunde der 131. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 8. November 1967 ge-
stellten Frage des Abgeordneten Strohmayr, Druck-
sache V/2236 Nr. 2 5), ist inzwischen die schriftliche 
Antwort des Staatssekretärs Dr. Ehmke einge-
gangen: 

Der Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof hat, nach-
dem ihm das Abhandenkommen einer Sidewinder-Rakete vom 
Bundeswehrflugplatz Neuburg a. d. Donau bekanntgeworden 
war, sofort ein Ermittlungsverfahren gegen Unbekannt einge-
leitet, da der Verdacht eines Verbrechens des Landesverrats be-
steht (§ 100 Abs. 2 StGB). Mit den Ermittlungen hat er die 
Sicherungsgruppe des Bundeskriminalamtes beauftragt. Derzeit 
ermitteln Beamte der Sicherungsgruppe am Tatort in Neuburg/ 
Donau; diese Ermittlungen sind in vollem Gange. 

Sie haben sicher Verständnis dafür, daß ich mich zu diesem 
schwebenden Ermittlungsverfahren nicht näher äußern kann. 

Wir beginnen mit der 

Fragestunde 

— Drucksachen V/2236, zu V/2236, V/2244 — 

Zunächst die Fragen aus dem Geschäftsbereich des 
Bundesministers des Innern. Frage 4 des Abgeord-
neten Schmitt-Vockenhausen — die Frage wird von 
dem Abgeordneten Hübner übernommen — : 

Ist es richtig, daß der Erfolg des Bundesfahndungstages weit-
gehend von der Geheimhaltung des Zeitpunktes abhing? 

Herr Staatssekretär Benda, bitte! 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär -beim 
Bundesminister des Innern: Ich wäre dankbar, Herr 
Präsident, wenn ich — mit Einverständnis der Her-
ren Fragesteller Schmitt-Vockenhausen, Hübner und 
Hansing — die drei Fragen, die im Sachzusammen-
hang stehen, zusammen beantworten könnte. 

*) Siehe 131. Sitzung, Seite 6617 B. 

Vizepräsident Schoettle: Besteht Einverständ-
nis? — Ich rufe auch die Fragen 5 und 6 auf. Frage 5 
des Abgeordneten Hübner: 

Hat die Bekanntgabe von Ergebnissen des Bundesfahndungs-
tages schon vor Abschluß der Anfangsphase den Erfolg negativ 
beeinflußt? 

Frage 6 des Abgeordneten Hansing: 
Wie beurteilt die Bundesregierung das bisherige Ergebnis des 

Bundesfahndungstages? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Alle drei Herren Kol-
legen fragen nach dem sogenannten Bundesfahn-
dungstag. Wenn ich eine Vorbemerkung wegen die-
ses Namens machen darf, weil ihm ja liebevolle 
Betrachtungen in der Öffentlichkeit gewidmet wor-
den sind: ich weiß nicht, wem wir die Bezeichnung 
zu verdanken haben. Die amtliche Bezeichnung ist 
sehr viel nüchterner. Auf Grund einer Vereinbarung 
zwischen den Landeskriminalämtern und dem Bun-
deskriminalamt und mit Zustimmung der Herren 
Innenminister der Länder wurde die Durchführung 
eines allgemeinen Fahndungstages verabredet, der 
dann auch durchgeführt wurde. Der vielfach ge-
brauchte Name „Bundesfahndungstag” ist also nicht 
unbedingt die amtliche Bezeichnung. Aber das ist 
natürlich der Komplex, über den wir jetzt reden. 

Ein Überblick über das Gesamtergebnis dieses 
Bundesfahndungstages kann zur Zeit noch nicht ge-
geben werden, weil dem Bundeskriminalamt die ab-
schließenden Meldungen der Länder noch nicht vor-
liegen. Allgemein kann man wohl sagen, daß diese 
große Fahndungsaktion erfolgreich war, weil sie zu 
zahlreichen Aufgriffen und zu einer Bereinigung des 
Fahndungsbuches geführt hat. Auch die Fülle von 
Erfahrungen, die bei der Durchführung der Aktion 
gesammelt wurden und die bei künftigen Aktionen 
ähnlicher Art berücksichtigt werden können, möchte 
ich als positives Ergebnis werten. 

Es ist ein selbstverständliches kriminaltaktisches 
Bedürfnis, daß Zeitpunkt, Zeitplan und Methoden 
einer solchen kriminalpolizeilichen Aktion nicht vor-
zeitig bekanntwerden sollten. Aus diesem Grunde 
war bei der Vorbereitung des Fahndungstages in 
der Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Landes-
kriminalämter mit dem Bundeskriminalamt verein-
bart worden, daß keine Mitteilungen an die Presse 
über Beginn und Zeitplan des Bundesfahndungstages 
gegeben werden sollten. Es ist nicht auszuschließen, 
daß eine vorzeitige Bekanntgabe den Erfolg des 
Fahndungstages ungünstig beeinflussen konnte, weil 
die gesuchten Rechtsbrecher gewarnt wurden und 
sich unter Umständen einer Festnahme entziehen 
konnten. 
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Vizepräsident Schoettle: Zusatzfrage! 

Hübner (SPD) : Herr Staatssekretär, wie beur-
teilen Sie die Tatsache, daß es den Pressestellen der 
verschiedenen Polizeien einschließlich des Bundes-
kriminalamtes gelungen war, mit der Presse gewis-
sermaßen ein Stillhalteabkommen zu treffen — man 
kann ruhig sagen, ein Gentleman's Agreement —, 
mit dem erreicht wurde, daß auch dort, wo der Presse 
dieser Zeitpunkt bekannt war, zunächst keine Ver-
öffentlichungen darüber erfolgten und daß dann 
durch das Vorprellen eines Ministers ein gewisser 
Vertrauensschwund zwischen den Pressestellen der 
Polizei und der Presse schlechthin selbstverständ-
lich entstanden sein muß? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Herr Kollege Hübner, 
ich kann nur zu dem ersten Teil Ihrer Frage eine 
Beurteilung geben. Eine Vereinbarung zwischen den 
zuständigen Behörden und der Presse über Still-
schweigen ist ein positives und erfreuliches Ergeb-
nis. Das Verhalten eines Mitglieds einer Landes-
regierung zu beurteilen steht mir von dieser Stelle 
aus nicht zu. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Hübner! 

Hübner (SPD) : Herr Staatssekretär, halten Sie 
es für möglich, in irgendeiner Form Vorkehrungen 
dafür zu treffen, daß für eine spätere gleichartige 
Veranstaltung das Stillschweigen unter den Betei-
ligten gewahrt wird? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Herr Kollege Hübner, 
es hat an sich, wie ich angedeutet habe, ganz klare 
und ausreichende Absprachen darüber gegeben. Sie 
müssen dann nur durchgeführt werden. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Hübner! 

Hübner (SPD) : Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
auch bekannt, daß bei den beteiligten Behörden, ins-
besondere bei den beteiligten Kriminalpolizeibeam-
ten, eine starke Hemmung, um nicht zu sagen, eine 
Resignation eingetreten ist, als bekannt wurde, daß 
durch voreilige Veröffentlichungen der bedeutendere 
Teil dieser Veranstaltung gefährdet war, daß näm-
lich, nachdem die Ermittlungen gesuchter Personen 
abgeschlossen waren, die Festnahmen nicht mehr 
mit der notwendigen Nachhaltigkeit erfolgen konn-
ten, weil vorher von einer bestimmten Stelle die 
Warnung ergangen war? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Ich möchte in der Be-
urteilung der Ursächlichkeit sehr zurückhaltend und 
vorsichtig sein. Ich habe vorhin gesagt, es sei natür-
lich nicht auszuschließen, daß durch vorzeitiges Be-
kanntwerden der Aktion Rechtsbrecher, die gesucht 
wurden, nicht gefunden werden konnten. Aber be-
weisen kann ich das natürlich nicht. Solange nicht 
einer derjenigen, die wir in diesen Tagen ganz gerne  

bei uns gesehen hätten, eine Ansichtskarte aus 
Capri oder sonstwo schickt — das würde ich als 
einen gewissen Beweis ansehen —, glaube ich nicht, 
daß man eine solche Kausalität beweisen kann. Man 
kann sie nur vermuten. Daß auch eine vermutete 
Kausalität eine vielleicht berechtigte Verstimmung 
bei den Herren auslöst, die praktisch die Arbeit 
haben, verstehe ich natürlich vollkommen, Herr 
Hansing! 

Vizepräsident Schoettle: Zur Abwechslung 
möchte ich einmal einen anderen Fragesteller mit 
einer Zwischenfrage kommen lassen. 

Hansing (SPD) : Herr Staatssekretär, stimmt es, 
daß fünfmal mehr gesuchte Personen ermittelt wur-
den, als festgenommen werden konnten? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Ich habe keine abschlie-
ßende Zahl. In der Presse sind bereits eine ganze 
Reihe von Zahlen bekanntgegeben worden. Ich 
nehme an, daß Sie darauf verzichten, Herr Kollege, 
daß ich sie jetzt vorlese. In der Tat ist eine erheb-
lich größere Anzahl von Personen mit ihrem kartei-
mäßigen Wohnsitz ermittelt worden — wo sie also 
normalerweise eigentlich anzutreffen sein müß-
ten —, als dort tatsächlich angetroffen und ergriffen 
worden sind. Ob das Zahlenverhältnis von 1 : 5, das 
Sie genannt haben, mathematisch exakt zutrifft, 
vermag ich im Augenblick nicht zu sagen. In der 
Größenordnung dürfte es stimmen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Hansing! 

Hansing (SPD) : Herr Staatssekretär, was müßte 
ein Innenminister eines Landes tun, wenn ein Poli-
zeibeamter bzw. Kriminalbeamter eine Großfahn-
dung, die geheim gehalten werden soll, vorher be-
kanntgibt? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Dies ist eine Frage, Herr 
Kollege Hansing, von der ich meine, daß sie in dem 
Parlament erörtert werden sollte, das das Recht und 
die Pflicht hat, den betreffenden Minister politisch 
zu beurteilen. Ich glaube nicht, daß es mir zusteht, 
von hier aus solche Bewertungen vorzunehmen. 

Vizepräsident Schoettle: Immerhin hat Herr 
Hansing eine interessante theoretische Frage ge-
stellt. 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Ich habe sie auch mit 
Interesse gehört, Herr Präsident. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Hübner noch 
einmal! 

Hübner (SPD) : Herr Staatssekretär, dann darf ich 
konkreter fragen: Hätte sich ein Beamter des Bun-
deskriminalamtes strafbar gemacht — und wo-
nach —, wenn er dieses Schweigen durchbrochen und 
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Hübner 

dadurch diese geheimzuhaltende Fahndungsmaß-
nahme vorzeitig der Öffentlichkeit preisgegeben 
hätte? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Wenn wir begründeten 
Verdacht gehabt hätten oder in der Zukunft bei ähn-
lichen Fällen haben würden, daß ein einer Bundes-
behörde unterstehender Beamter sich eines Verhal-
tens schuldig gemacht hat, das unter disziplinaren 
oder strafrechtlichen Gesichtspunkten zu würdigen 
ist, dann wäre es selbstverständliche Pflicht der zu-
ständigen Stelle, einem solchen Verdacht nachzu-
gehen und, wenn er sich bestätigt, daraus Konse-
quenzen zu ziehen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Brück! 

Brück (Köln) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist 
Ihnen bekannt, daß in dem Parlament, wo dieser 
Minister auch Abgeordneter ist, ebenfalls eine in 
diese Richtung gehende Frage eingebracht worden 
ist, und sind Sie nicht mit mir der Meinung, a) daß 
wir hinsichtlich des Verhaltens des Ministers die 
Beantwortung dieser Frage abwarten sollten und 
daß es b) zweckmäßig ist, über das Ergebnis dieses 
Fahndungstages dann Auskunft zu geben — viel-
leicht in dem zuständigen Ausschuß —, wenn alle 
Erfahrungen bzw. Meldungen vorliegen? 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter, 
ich glaube, die Frage bezüglich des Ministers gehört 
nicht in dieses Haus; der zweite Teil Ihrer Frage ja. 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Ich bin gern bereit, zu 
bestätigen, Herr Kollege Brück, daß, soweit mir be-
kannt ist, der Landtag von Nordrhein-Westfalen 
oder eine Fraktion die Absicht hat, diese Vorgänge 
zu erörtern. 

Bezüglich des zweiten Teils Ihrer Frage bin ich in 
der Tat der Meinung, daß sich nach Ablauf einer ge-
wissen Zeit, wenn eine wirkliche Analyse des Er-
gebnisses, das der Fahndungstag insgesamt gehabt 
hat, möglich ist, das Hohe Haus oder der zuständige 
Ausschuß damit beschäftigen sollte. Denn zweifellos 
ist das ein wichtiger und lehrreicher Vorgang. 

Vizepräsident Schoettle: Ich glaube, wir soll-
ten in anderen Parlamenten ablaufende Vorgänge 
nicht in dieses Haus bringen. 

Brück (Köln) (CDU/CSU) : Eben, Herr Präsident; 
ich wollte das hier heraushaben. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Mertes! 

Mertes (FDP) : Herr Staatssekretär, sind Sie nicht 
auch der Meinung, daß ein großer Teil der für den 
Bundesfahndungstag vorgesehenen Maßnahmen so 
selbstverständlich sind, daß man zu deren Erledi-
gung keinen Bundesfahndungstag braucht? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Dieser Meinung bin 
ich in gar keiner Weise. Aber ich müßte das sehr 
eingehend begründen. Es gibt darüber sehr lange 
Überlegungen der zuständigen Landeskriminalämter 
und des Bundeskriminalamts, Besprechungen in dem 
zuständigen Arbeitskreis der Konferenz der Innen-
minister der Länder mit dem völlig übereinstimmen-
den Ergebnis, daß die zeitlich und sachlich koordi-
nierte Durchführung dieser Maßnahmen für den Er-
folg von ausschlaggebender Bedeutung ist. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Mertes! 

Mertes (FDP) : Herr Staatssekretär, sind Sie der 
Meinung, ,daß es eines Bundesfahndungstages be-
darf, um z. B. die Karteien ,der Einwohnermeldeäm-
ter durchzusehen? Sollte das nicht eine regelmäßige 
Aufgabe der zuständigen Stellen sein? 

Benda, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister ,des Innern: Ganz und gar nicht. Na-
türlich muß man laufend versuchen, das, was not-
wendig ist, zu tun. Aber ich wiederhole, daß der 
Erfolg unendlich viel größer ist als der Erfolg der 
normalen Arbeit der Kriminalpolizei und der ande-
ren Behörden, wenn man eine solche Aktion zeitlich 
und auch sonst koordiniert durchführt. Das war der 
Sinn dieser Aktion, die insoweit auch durchaus er-
folgreich war. 

Vizepräsident Schoettle: Wir kommen zum 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirt-
schaft. Zunächst die Frage 45 des Abgeordneten 
Bühler: 

Ist die Bundesregierung bereit, die Gewerbeordnung durch die 
Bestimmung zu ergänzen, daß an Automaten künftighin haltbare 
Schilder anzubringen sind, die sowohl die genaue Adresse des 
Besitzers wie des Betreuers angeben, damit die Käufer bei 
Störungen am Automaten sich an diese verantwortlichen Per-
sonen wenden können? 

Herr Staatssekretär, bitte! 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Herr Präsident, ich darf die 
Frage wie folgt beantworten. Die Gewerbeordnung 
ist bereits in Ihrem Sinne ergänzt. Durch Bundes-
tagsbeschluß vom 28. Juni 1967 wurde in § 15 a 
Abs. 5 der Gewerbeordnung die Voraussetzung da-
für geschaffen, daß sich ,der Käufer bei Störungen 
am Automaten oder bei sonstigen Beanstandungen 
an die ihm gegenüber verantwortliche Person wen-
den kann, ohne weitere Nachforschungen anstellen 
zu müssen. Nach der genannten Vorschrift ist künf-
tig jeder, der Automaten außerhalb seiner eigenen 
Betriebsräume aufstellt, verpflichtet, an dem Auto-
maten seinen Familiennamen mit mindestens einem 
ausgeschriebenen Vornamen sowie seine genaue 
Anschrift in deutlich lesbarer Schrift anzubringen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Bühler! 

Bühler (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wer 
überwacht, daß diese Anordnung tauch wirklich aus-
geführt wird? Es ist nämlich an vielen Orten festzu-
stellen, daß !dem nicht nachgekommen wird. 



6730 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 133. Sitzung. Bonn, Freitag, den 10. November 1967 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Die örtlichen Gewerbeämter, 
Herr Abgeordneter. Ich bin bereit, alles zu tun, da-
mit nach Einführung (dieser Vorschrift auch die 
Überwwachung intensiv und ordentlich durchgeführt 
ward. 

Vizepräsident Schoettle: Keine weitere Zu-
satzfrage. 

Wir kommen zur Frage 46 des Abgeordneten 
Geldner: 

Welche Konsequenzen gedenkt die Bundesregierung aus der 
von Minister Leber am 21. Oktober in Eberbach vorgetragenen 
Erkenntnis zu ziehen, daß die Mineralölgesellschaften ihre markt-
beherrschende Stellung dazu gebrauchten, die Benzinpreise star-
ker zu erhöhen, als dies angesichts der Kostensituation gerecht-
fertigt ist, und unter dem Schutz einer Monopolstellung mit der 
Krise im Nahen Osten ein Geschäft gemacht haben? 

Die Frage .wird vom Abgeordneten Schmidt 
(Kempten) übernommen. 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Es sind gegenwärtig keine 
zusätzlichen Konsequenzen zu ziehen. In der Ant-
wort auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten 
Stücklen, Memmel, Wagner und Genossen betr. 
Benzinpreise hat die Bundesregierung bereits fest-
gestellt, daß ein etwaiger Mißbrauch der marktbe-
herrschenden Stellung der großen Mineralölgesell-
schaften gegenwärtig in dem beim Bundeskartellamt 
als der nach dem Gesetz zuständigen Behörde an-
hängigen Mißbrauchsverfahren geprüft werde. Die 
Bundesregierung wird zunächst den Ausgang dieses 
Mißbrauchsverfahrens vor dem Bundeskartellamt 
abwarten. 

Inzwischen hat, wie Sie wissen, die Esso AG ihre 
Preise für Normalbenzin — gestaffelt — um 0,5 bis 
3,5 Pf pro Liter gesenkt und die Preise für Super-
benzin in der Weise reduziert, daß der Preisabstand 
zwischen Normalbenzin und Superbenzin jeweils 
nur noch 4 Pf statt bisher 7 Pf beträgt. Nach diesem 
Schritt der Esso AG haben sich alle großen Mineral-
ölgesellschaften der Preissenkung angeschlossen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Schmidt 
(Kempten) ! 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Staatssekretär, 
darf ich fragen, ob diese von Ihnen gegebene Ant-
wort mit Herrn Minister Leber abgestimmt wurde, 
der erklärt, daß die Mineralölgesellschaften ihre 
marktbeherrschende Stellung trotz der jetzt von 
Ihnen dargestellten Senkungen ausnutzen und man 
etwas tun müsse. 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Die Aufgabe der Beobach-
tung und der Mißbrauchsaufsicht über marktbeherr-
schende Unternehmen wird nie beendet sein. So-
lange es in einer Marktwirtschaft solche Markt-
stellungen gibt, ist das Kartellamt gehalten, die 
Entwicklung laufend zu verfolgen. Das Bundes-
kartellamt hat es schon vor diesem jetzt anhängigen 

Verfahren immer sehr sorgfältig getan und wird 
das auch weiterhin tun. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Schmidt 
(Kempen) ! 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Staatssekretär, 
darf ich daraus entnehmen, daß die Äußerung des 
Herrn Bundesverkehrsministers nicht zu einem so-
fortigen Eingreifen führen wird, sondern daß man 
die Dinge zunächst einmal weiterlaufen läßt? 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Wenn Sie so wollen, Herr 
Abgeordneter, kann das Verfahren, das vor dem 
Bundeskartellamt läuft, doch als eine Aktivität, 
wenn auch die einer unabhängigen Behörde, ange-
sehen werden. Das Kartellamt hat, wie Sie wissen, 
in dieser Frage außerordentlich viel Sorgfalt auf-
gewendet und ist dafür nicht .von allen Seiten 
gelobt worden. Das Kartellamt hat aber, glaube ich, 
hier völlig eindeutig nach den gesetzlichen Vor-
schriften gehandelt. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Dr. Stecker! 

Dr. Stecker (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
halten Sie es für möglich, daß die derzeitige Preis-
senkung dazu führen kann, daß deutsche Gesell-
schaften in die roten Zahlen kommen und daß wir 
in einigen Wochen hören, dies seien Kampfpreise 
zur Verdrängung der deutschen Erdölgesellschaften? 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Herr Abgeordneter, ich habe 
nicht den Eindruck, daß die Preissenkung bisher — 
das ist meine persönliche Ansicht — schon so stark 
war, daß diese Gefahr als besonders akut bezeich-
net werden muß. Für die weitere Entwicklung kann 
ich im Augenblick nichts sagen. Aber ich würde 
dann eine mögliche Gefahr und Schwierigkeiten 
nicht ausschließen. 

(Abg. Dr. Stecker: Bei den deutschen 
Firmen?) 

— Ja. 

Vizepräsident Schoettle: Frage 47 des  Abge-
ordneten Dr. Jahn (Braunschweig) : 

Kann die Bundesregierung Pressemeldungen bestätigen, daß 
die durch den Nahostkrieg und die anhaltende Krise eingetre-
tene Preiserhöhung bei der Öleinfuhr der Volkswirtschaft bis 
Ende des Jahres eine Belastung von 4 Milliarden DM bringen 
wird? 

Herr Staatssekretär, bitte! 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Die Bundesregierung kennt 
Pressemeldungen, wonach internationale Ölexper-
ten die durch die Nahostkrise verursachte zusätz-
liche Frachtkostenbelastung der Mineralölwirtschaft 
in der gesamten westlichen Welt auf ca. 4 Milliar-
den DM veranschlagen. Entsprechende Zahlen für 
die in der Bundesrepublik tätigen Gesellschaften lie-
gen nicht vor und lassen sich aus dieser Kostenerhö-
hung auch nicht ableiten, da die westlichen Länder 
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Staatssekretär Dr. Schöllhorn 
in sehr unterschiedlichem Maße von der Krise 
betroffen waren. 

Vizepräsident Schoettle: Keine weitere Frage 
mehr. 

Frage 48 des Abgeordneten Dr. Jahn (Braun-
schweig) : 

Ist die Bundesregierung in der Lage, im Rahmen ihrer mittel-
fristigen Finanzplanung eine Vorausschau zu geben über den 
Devisenbetrag, der im Jahre 1970 für die Einfuhr ausländischer 
Energie bereitgestellt werden muß? 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Im Jahre 1966 lag dieser 
Einfuhrwert bei etwa 6,3 Milliarden DM. Er wird 
1970 bei einem angemessenen wirtschaftlichen 
Wachstum und bei stabilen Preisen zwischen 8 und 
9 Milliarden DM liegen. Damit ist Ihre Frage aller-
dings nur formal beantwortet; denn erstens expor-
tiert die Bundesrepublik Deutschland auch Erzeug-
nisse der Energiewirtschaft, und zweitens sind auch 
im allgemeinen Warenaustausch Energiekosten ent-
halten. Bis 1970 wird sich der Direktexport zweifel-
los erhöhen. Gleichfalls wird von der Bundesregie-
rung ein aktiver Außenhandelssaldo im gesamten 
Warenverkehr erwartet und auch angestrebt. Die 
auf diese Weise, direkt wie indirekt, exportierte 
und reexportierte Energie dürfte wohl kaum gerin-
ger sein als der Import der Bundesrepublik — direkt 
wie indirekt — an ausländischer Energie. So — das 
ist richtiger gesehen — wird per Saldo kein Devisen-
bedarf entstehen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Dr. Jahn (Braunschweig) ! 

Dr. Jahn (Braunschweig) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, sind Sie nicht auch der Meinung, 
daß, wenn die Devisenkosten für die Einfuhr aus-
ländischer Energie weiterhin in dem Maße wie bis-
her ansteigen, sich eine Gefährdung für die Einfuhr 
von Rohstoffen, die die deutsche Industrie benötigt, 
wie Eisenerz, Kupfer, Zinn, Zink, Mangan usw. 
ergeben kann? 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Herr Abgeordneter, wenn 
sich diese Einfuhrsteigerung isoliert bei einem sonst 
stagnierenden Außenhandel vollziehen würde, 
könnte ich mir eine  solche Gefahr vorstellen. 
Nur können wir mit großer Wahrscheinlichkeit 
davon ausgehen, daß die außenwirtschaftliche 
Entwicklung weiter im Rahmen der Expansion der 
Weltwirtschaft läuft. Dann werden sich die Relatio-
nen nicht verändern. Im übrigen ist, wie Sie aus 
verschiedenen Berichten und Bekundungen wissen, 
das Problem der deutschen außenwirtschaftlichen 
Situation nicht das eines Defizits oder eines dro-
henden Defizits, sondern es ist eher in umgekehrter 
Richtung gegeben. 

(Abg. Dr. Jahn [Braunschweig] : Gott sei 
Dank im Augenblick!) 

— Wenn ich noch ergänzen darf: das ist seit sehr 
langen Jahren so, unterbrochen von einer kurzen 
Periode im Jahre 1965. 

Vizepräsident Schoettle: Frage 49 des  Abge-
ordneten Dr. Meinecke: 

Treffen Pressemeldungen zu, nach denen sich deutsche Firmen 
der Datenverarbeitungsindustrie geweigert haben, einen OECD- 
Fragebogen zur Feststellung der Ursachen und des Ausmaßes 
technologischer Rückstände in diesem Industriebereich zu beant-
worten? 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Da die Ausfüllung der Frage-
bogen der OECD im Rahmen einer freiwilligen 
Aktion erfolgte, ist die Formulierung „sich geweigert 
haben" zu schroff, um von der Bundesregierung 
übernommen werden zu können. Es stimmt aber, daß 
der kleinere Teil der Firmen der Datenverarbei-
tungsindustrie die Fragebogen nicht beantwortet hat 
und der größere Teil nicht zu allen Fragen Stellung 
nehmen konnte oder wollte. Deshalb hat der deut-
sche Berichterstatter mitgeteilt, das Ergebnis der 
Umfrage sei lückenhaft, so daß sich keine zusam-
menfassende Antwort zur Weitergabe an die OECD 
ableiten lasse. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Dr. Meinecke! 

Dr. Meinecke (SPD) : Herr Staatssekretär, hält 
es die Bundesregierung für sehr geschickt und sehr 
glücklich, als offiziellen Berichterstatter für die Be-
antwortung des OECD-Fragebogens den Vertreter 
einer Firma zu berufen, die selber Bundesmittel 
zur Förderung der Forschung und Entwicklung im 
Bereich der Datenverarbeitung erhält? 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Herr Abgeordneter, es waren 
kaum Experten zu finden, die nicht in diesen Indu-
strien ansässig gewesen wären oder mit ihnen in 
Verbindung gestanden hätten. Das ist bei jeder 
Auswahl von Experten die große Schwierigkeit. 

Dr. Meinecke (SPD) : Herr Staatssekretär, Sie 
haben mit Recht gesagt, daß die Bundesregierung 
den Ausdruck, den ich hier geprägt habe, natürlich 
nicht übernehmen kann. Aber ich darf Sie einmal 
fragen: Betrachten Sie das Verhalten dieser Firmen 
als politisch sehr geschickt? 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Herr Abgeordneter, wir woll-
ten die OECD selbstverständlich unterstützen. Ich 
bedaure, daß die Meldungen nicht so gegeben wor-
den sind, wie sie die OECD erwartet hat. Auf der 
anderen Seite muß man in jedem einzelnen Fall 
wohl auch die Motive prüfen, die dazu geführt ha-
ben. Es steht mir nicht zu, hierüber im Augenblick 
ein Urteil abzugeben. Ich kann mir aber vorstellen, 
daß die Neuartigkeit der Fragestellungen dazu bei-
getragen hat, einen gewissen Widerstand oder eine 
Zurückhaltung auszulösen. Wir machen mit freiwilli-
gen Umfragen und freiwilligen laufenden Befragun-
gen der Industrie sonst an sich gute Erfahrungen, 
insbesondere was die Forschungsinstitute angeht. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Raffert! 
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Raffert (SPD) : Herr Staatssekretär, können Sie 
das Haus darüber unterrichten, ob wenigstens die 
Firma, aus der Sie den Berichterstatter genommen 
haben, den Fragebogen beantwortet hat? 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Ich bin im Augenblick über-
fragt, das kann ich jetzt nicht sagen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Matthöfer! 

Matthöfer .(SPD): Herr Staatssekretär, wird nicht 
durch die Tatsache, daß andere Firmen dem Bericht-
erstatter Auskünfte gegeben haben, während sich 
die Firma, der der Berichterstatter angehört, weigert, 
selber Auskünfte zu geben, dieser Firma ein Wett-
bewerbsvorteil verschafft, der vom Urheber der 
Befragung keineswegs beabsichtigt war? 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Ich stimme Ihnen völlig zu, 
daß so etwas nicht beabsichtigt war. Ich kann auch 
die Möglichkeit einer solchen Benachteiligung an-
derer Firmen nicht konkret ermessen. Ich glaube, 
daß man die Problematik so, wie Sie sie angespro-
chen haben, durchaus sehen kann. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Matthöfer! 

Matthöfer (SPD) : Wird denn nicht durch das 
Verhalten der betreffenden Firma, Herr Staatssekre-
tär, das Vertrauen in die Diskretion und Nützlichkeit 
künftiger Befragungen ganz erheblich erschüttert 
werden? 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im. Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Man kann bei solchen Vor-
gängen selbstverständlich nie ausschließen, daß ein 
Soupcon und eine Zurückhaltung übrigbleibt. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Stark! 

Dr. Stark (Nürtingen) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, vermuten Sie hinter der Tatsache, daß die 
betreffenden Firmen in der Mehrzahl die Fragen 
nicht beantwortet haben, eventuell eine „konzer-
tierte Aktion"? 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Ich kann eine solche Ver-
mutung nicht bestätigen. 

Vizepräsident Schoettle: Ich rufe die Frage 50 
des Abgeordneten Dr. Meinecke auf: 

Treffen Pressemeldungen zu, nach denen „niemand genau weiß, 
wo und wie groß der Rückstand" im Bereich der Datenver-
arbeitung ist, und daß die OECD-Untersuchung erstmalig eine 
Analyse der „technologischen Lücke" ermöglicht hätte? 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Für den quantitativen Teil 
Ihrer Frage — „wie groß?" — treffen diese Presse-
meldungen sicherlich zu; denn niemand wird dies  

bei derart komplexen Produkten wie Datenverarbei-
tungsanlagen befriedigend beantworten können. 
Auch der erste Versuch der OECD, auf diesem Ge-
biet des internationalen Vergleichs zu Aussagen zu 
kommen, zielt nicht auf das Ausmaß technologischer 
Unterschiede, sondern auf die Bestimmungsfaktoren 
für diese Unterschiede. 

Der qualitative Teil Ihrer Frage — „weiß nie-
mand, wo diese Rückstände vorhanden sind?" — 
kann verneint werden. Die Bundesregierung ist in-
formiert und hat diese Informationen ihrem Pro-
gramm zur Förderung der technischen Entwicklung 
in der elektronischen Datenverarbeitung zugrunde 
gelegt. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Dr. Meinecke! 

Dr. Meinecke (SPD) : Herr Staatssekretär, wür-
den Sie mit mir theoretisch darin übereinstimmen, 
daß es für die Verweigerung der Antworten auf 
diese Fragen zwei Denkmodelle gibt? Denkmodell A: 
Der technologische Rückstand ist größer als allge-
mein vermutet. Denkmodell B: Der technologische 
Rückstand ist geringer als allgemein vermutet. 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: In dieser theoretischen 
Fragestellung stimme ich mit Ihnen überein. Nur ist 
der technologische Rückstand dort, wo die Bundes-
regierung eine Förderung vornimmt, zweifellos so 
groß, daß wir im Augenblick und für absehbare Zeit 
mit unseren bescheidenen Förderungsmitteln nicht 
an einen Punkt kommen, von dem wir glauben . 
könnten, daß eine darüber hinausgehende Förde-
rung nicht mehr gerechtfertigt sei. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Dr. Meinecke! 

Dr. Meinecke (SPD) : Herr Staatssekretär, muß 
man, wenn man die mittelfristige Finanzplanung be-
trachtet und die Summen bis 1971 addiert, nach Ihrer 
Meinung nicht auch zu dem Schluß kommen, daß 
der Ausdruck „bescheidene Förderungsmittel" ein 
ganz klein wenig untertrieben ist? 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Ich gebrauchte den Ausdruck 
„bescheidene Förderungsmittel" im Hinblick auf das 
Stadium, mit dem wir angefangen haben, und im 
Hinblick auf die gewaltigen Förderungsmittel, die 
in den anderen Ländern gegeben werden. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Raffert! 

Raffert (SPD) : Herr Staatssekretär, da ich Ihren 
Antworten entnommen habe, daß es offenbar sehr 
schwierig ist, hier zu fixieren, wie der Tatbestand 
wirklich ist, darf ich Sie fragen, auf welchen Unter-
suchungen die entsprechenden Feststellungen im 
Bundesforschungsbericht II basieren, nach denen 
eben in den Bereichen der elektronischen Datenver-
arbeitung ein technologischer Rückstand besteht. 
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Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Herr Abgeordneter, die Bun-
desregierung und die öffentliche Verwaltung insge-
samt sind selbst, wenn auch noch nicht im großen 
Umfange, Käufer und Konsument von solchen Anla-
gen. Das ist der eine Bereich, aus dem sie eigene 
Kenntnisse ziehen. 

Zum zweiten gibt es eine ganze Menge wissen-
schaftlicher Beobachtungen und Aussagen von Ex-
perten, die viele Anhaltspunkte dafür geben. Drit-
tens gibt es — das ist vor allem aus wirtschaftspoli-
tischer Sicht entscheidend — die Marktanalysen und 
die Beobachtungen des Vordringens bestimmter An-
lagen, die auch viele Aussagen darüber zulassen, 
daß .ein Rückstand vorhanden ist. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Raffert! 

Raffert (SPD) : Können Sie, wenn es alle diese 
Möglichkeiten gibt, sich einen Überblick zu ver-
schaffen, verstehen, daß wir ein bißchen darüber 
verwundert sind, daß Ihre Antworten vorhin diese 
Klarheit noch nicht erkennen ließen, die sich hätte 
schaffen lassen müssen, wo ein solches Angebot von 
Auskunftsmaterial vorhanden ist?  

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Herr Abgeordneter, das An-
gebot von Auskunftsmaterial bezog sich nicht spe-
ziell auf ,die Fragen, die in der OECD gestellt wer-
den. Ich darf noch einmal sagen, ,es ging hier weni-
ger oder fast gar nicht um das Ausmaß einer Lücke 
als um Bestimmungsfaktoren, die diesen Unter-
schied ausmachen. Die deutschen Berichterstatter in 
der OECD werden der OECD zweifellos alles, was 
ihnen an Informationen zur Verfügung gestellt 

.wird, zur Vervollständigung der Arbeiten der OECD 
liefern, .die ja mit diesem Fragebogen und mit die-
ser erstmaligen Untersuchung 'keineswegs abge-
schlossen sind. 

Vizepräsident Schoettle: Frage 51 des Abge-
ordneten Dr. Meinecke: 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die Firmen, 
die eine Beteiligung an der in Frage 49 erwähnten OECD- 
Untersuchung abgelehnt haben, doch noch zu einer Mitarbeit zu 
bewegen? 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Die Untersuchung der OECD 
steht vor ,dem Abschluß; das Sekretariat und Ver-
treter ,der beteiligten Mitgliedstaaten arbeiten in-
zwischen an  der  Abfassung ,des Schlußberichts. 

Die Durchführung der Untersuchung scheint nicht 
dadurch beeinträchtigt worden zu sein, daß der 
Fragebogen im Bereich der elektronischen Rechen-
anlagen nicht vollständig beantwortet wurde. Die 
Mitwirkung des deutschen Sachverständigen in die-
ser Expertengruppe sowie  die  Tatsache, daß die 
Expertengruppen sich auf Grund ihres Sachverstan-
des weitgehend von den schwer vergleichbaren Er-
gebnissen der Umfragen unabhängig machten und 
die Rechenanlagen nur ein Aspekt der auf sechs 

Sektoren gestützten Untersuchung waren, haben 
diesen Mangel anscheinend wettgemacht. 

Die Bundesregierung wird den Schlußbericht der 
OECD abwarten, bevor sie die Zweckmäßigkeit 
einer etwa gewünschten Intervention prüft. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Geiger! 

Geiger (SPD) : Herr Staatssekretär, sehen Sie 
keine Möglichkeit, das Umfrageergebnis dadurch zu 
verbessern, daß ein firmenunabhängiger Bericht-
erstatter bestellt wird? 

Dr. Schöllhorn, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Wirtschaft: Ich möchte das nicht aus-
schließen. Nur kann ich nicht ganz beurteilen, wie 
stark die Eingrenzung der Untersuchungs- oder Aus-
kunftsmöglichkeit eines firmenunabhängigen Sach-
verständigen ist. Zum Teil waren es Fragen, die in 
der Tat in die Kalkulation und sehr weit in die 
Betriebssituation der Firmen eingedrungen -sind, so 
daß. die Möglichkeiten eines unabhängigen Experten 
wahrscheinlich ziemlich gering gewesen wären. 

Vizepräsident Schoettle: Keine weiteren Fra-
gen. 

Ich rufe die Fragen 52, 53 und 54 des Abgeord-
neten Felder auf: 

Ist es richtig, daß die Bundesregierung Rumänien ein beson-
deres Einfuhrverfahren zubilligt, in dessen Rahmen die regional 
breit gestreute un d  mit einem hohen Frauenanteil arbeitende 
bundesdeutsche Textil- und Bekleidungsindustrie neue schwere 
Belastungen zu erwarten hat? 

Wie kann durch ein wirksames Preisprüfungsverfahren dafür 
Sorge getragen werden, daß unsere Textilindustrie, die einen 
beachtlichen Beitrag zur Preisstabilität geleistet hat, nicht etwa 
durch staatlich manipulierte Preise aus dem Ostblock in weitere 
Bedrängnis gerät? 

Besteht nicht ein Widerspruch zwischen der wiederholt beton-
ten Notwendigkeit einer leistungsfähigen deutschen Textilindu-
strie und dem wirklichen Verhalten des Bundeswirtschafts-
ministeriums unseren Außenhandelspartnern gegenüber? 

Der Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beant-
wortung einverstanden erklärt. Die Antworten des 
Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Arndt vom 
9. November 1967 lauten: 

Von der Rumänien autonom gewährten erweiterten De-Facto-
Liberalisierung der Wareneinfuhr sind auf Grund einer Entschei-
dung der Bundesregierung die Erzeugnisse der Textil- und Be-
kleidungsindustrie vollständig ausgenommen, dafür allerdings 
die Einfuhrkontingente für diese Waren erhöht worden. Die von 
Ihnen befürchteten neuen schweren Belastungen der deutschen 
Textil- und Bekleidungsindustrie sind damit vermieden worden. 
Im übrigen sind die Textilexporte der Bundesrepublik nach 
Rumänien höher als die entsprechenden Gegenlieferungen. 

Durch die Aufrechterhaltung der Kontingentierung gegenüber 
dem Ostblock ist sichergestellt, daß die Textil- und Bekleidungs-
einfuhren aus diesen Ländern einen bestimmten Umfang nicht 
überschreiten können, wodurch zugleich gewährleistet ist, daß 
etwaige ungerechtfertigte Preisunterbietungen in Grenzen ge-
halten werden. Davon abgesehen sind mit Runderlaß Außenwirt-
schaft Nr. 17/1966 vom 20. April 1966, der die Beobachtung der 
Einfuhr und die Preisprüfung für Ostblockwaren zum Gegenstand 
hat, Möglichkeiten geschaffen worden, mit denen die Bundes-
regierung glaubt, störenden Entwicklungen rechtzeitig entgegen-
wirken zu können. 

Die  deutsche  Textil- und Bekleidungsindustrie ist gegenüber 
Einfuhren, insbesondere aus Niedrigpreis- und Ostblockländern, 
weit mehr 'abgeschirmt als jeder andere Bereich der verarbeiten-
den gewerblichen Industrie. Die Bundesregierung glaubt, wie 
die Regelung im Falle Rumäniens zeigt, auch in letzter Zeit 
unter Beweis gestellt zu haben, daß ihr durchaus an der Erhal-
tung einer leistungsfähigen Textil- und Bekleidungsindustrie 
gelegen ist. 
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Vizepräsident Schoettle 
Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-

bereich des Bundesministers für Arbeit und Sozial-
ordnung, zunächst zu den Fragen 61 und 62 des Ab-
geordneten Folger: 

Hält die Bundesregierung die Arbeitszeitordnung vom 26. Juli 
1934/30. April 1938, die in ihrem Ursprung auf die Demobil-
machungs-Verordnung vom November 1918 zurückgeht, noch für 
zeitgemäß? 

Wenn die Frage 61 verneint wird, wann wird die Bundes-
regierung dem Deutschen Bundestag einen Entwurf vorlegen, 
der den jetzigen und zukünftigen Verhältnissen entspricht? 

Der Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beant-
wortung einverstanden erklärt. Die Antwort des 
Staatssekretärs Kattenstroth vom 9. November 1967 
lautet: 

Die Frage, ob die Arbeitszeitordnung vom 30. April 1938 noch 
zeitgemäß ist, läßt sich generell weder bejahen noch verneinen. 
Einige Vorschriften sind noch zeitgemäß, z. B. die Vorschrift 
über den Grundsatz des Achtstundentages; andere Vorschriften 
sind es nicht mehr, z. B. die Vorschriften, die nationalsozialisti-
sche Begriffe wie Gefolgschaftsmitglieder u. a. enthalten. Im 
einzelnen muß jede Vorschrift daraufhin überprüft werden, ob 
sie noch zeitgemäß ist. Dies ist eine umfangreiche und schwie-
rige Aufgabe, insbesondere weil die inzwischen eingetretene 
soziale, wirtschaftliche, technische und rechtliche Entwicklung 
sowie die inzwischen gewonnenen Erkenntnisse der Arbeits-
medizin berücksichtigt werden müssen. 

Diese Auffassung vertreten auch die Herren Arbeitsminister 
und Senatoren für Arbeit der Länder. Sie haben in ihrer 
38. Arbeitsministerkonferenz empfohlen, zur Erarbeitung einer 
präzisen Darstellung der Problematik und der Lösungsmöglich-
keiten eine Kommission einzusetzen. Der Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung hat sich dieser Empfehlung ange-
schlossen. 

Die Kommission soll ,aus Vertretern der Sozialpartner sowie 
der beteiligten Bundes- und Länderministerien bestehen. Zur 
Vorbereitung der Arbeiten der Kommission ist ein Arbeitskreis 
aus Fachreferenten der Arbeitsministerien der Länder und des 
Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung gebildet 
worden. 

Frage 63 des Abgeordneten Dr. Schellenberg: 

Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung die in der 
Regierungserklärung vom 13. Dezember 1966 angekündigte und 
durch einstimmigen Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
14. Juni 1967 geforderte Mitbestimmungskommission immer noch 
nicht berufen? 

Bitte, Herr Minister Katzer, wollen Sie die Frage 
beantworten. 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und  Sozial-
ordnung: Herr Präsident, ich bitte, die beiden Fra-
gen von Herrn Professor . Schellenberg gemeinsam 
beantworten zu dürfen. 

Vizepräsident Schoettle: Der Fragesteller ist 
einverstanden. Dann rufe ich auch die Frage 64 des 
Herrn Abgeordneten Dr. Schellenberg auf: 

Warum hat das Bundeskabinett die dem Bundeskanzler im 
Juni vom Bundesarbeitsminister zusammen mit dem Bundeswirt-
schaftsminister unterbreitete Vorlage über Zusammensetzung 
und Aufgabenstellung der Mitbestimmungskommission immer 
noch nicht verabschiedet? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Mit Ihren Fragen, Herr Kollege Professor 
Schellenberg, beziehen Sie sich auf die in der Re-
gierungserklärung angekündigte Mitbestimmungs-
kommission. Die Bildung dieser Kommission hat die 
Bundesregierung in ihrer letzten Sitzung am 8. No-
vember 1967 beschlossen. 

Nach dem Beschluß der Bundesregierung wird die 
Kommission aus neun Persönlichkeiten bestehen,  

welche über die für die Beurteilung der Mitbestim-
mung erforderlichen Erfahrungen und wissenschaft-
lichen Kenntnisse verfügen. Als Berater nehmen an 
den Arbeiten der Kommission je drei Vertreter der 
Sozialpartner teil. 

Die Mitglieder der Kommission werden von der 
Bundesregierung ernannt; die Berater werden auf 
Vorschlag der Arbeitgeberverbände und der Ge-
werkschaften von der Bundesregierung bestellt. 

Die Kommission wird sich eine Geschäftsordnung 
geben. Sie kann Vertreter der Sozialpartner sowie 
sachkundige Personen, darunter auch solche aus 
Kreisen der Kirchen, befragen oder zur gutachtlichen 
Stellungnahme auffordern. . 

Die Bundesregierung unterstützt die Kommission 
bei ihren Arbeiten; sie behält sich vor, der Kommis-
sion Einzelfragen zu benennen, deren Beantwortung 
erwünscht oder vordringlich ist. 

Die Kommission wird die Ergebnisse ihrer Arbeit 
der Bundesregierung vorlegen. Vertritt eine Minder-
heit eine abweichende Auffassung, so hat sie die 
Möglichkeit, diese in der Stellungnahme zum Aus-
druck zu bringen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Dr. Schellen-
berg! 

Dr. Schellenberg (SPD) : Herr Bundesarbeits-
minister, nachdem Sie mir in einer früheren Frage-
stunde mitgeteilt haben, Sie hätten die Vorlage 
über die Mitbestimmungskommission gemeinsam 
mit dem Herrn Bundeswirtschaftsminister im Juni 
dem Bundeskanzleramt zugeleitet, frage ich Sie: 
Muß nicht die lange Zeit, in der die Angelegenheit 
dort lag, als Verzögerungstaktik aufgefaßt werden? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Nein, Herr Professor Schellenberg; ich 
glaube nicht, daß man darin eine Verzögerungstak-
tik erblicken kann. Sie selbst wissen, vor welcher 
Fülle von Aufgaben die Bundesregierung im Rahmen 
der mittelfristigen Finanzplanung gestanden hat. 
Ich darf nur an den Terminplan der Bundesregie-
rung für die letzten Wochen erinnern. Sie kennen 
ihn und wissen, daß wir unter einem unerhörten Zeit-
druck gestanden haben. Außerdem geht es bei der 
Bildung der Mitbestimmungskommission natürlich 
um gewichtige Fragen, die der sorgfältigen Klärung 
und Prüfung bedurft haben. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Dr. Schellen-
berg! 

Dr. Schellenberg (SPD) :  Was sind,  Herr Bun-
desarbeitsminister, im einzelnen die Gründe, wes-
halb es fünf Monate gedauert hat, bis die dem 
Bundeskanzleramt zugeleitete Vorlage nun endlich 
im Zusammenhang mit der Ankündigung der Großen 
Anfrage meiner Fraktion verabschiedet wurde? 
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Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Professor Schellenberg, es hat eine 
sehr intensive Diskussion gegeben, z. B. über die 
Frage der Zusammensetzung dieser Kommission. Bei 
der Frage, ob die Sozialpartner als Mitglieder der 
Kommission bestellt werden sollten oder ob sie, 
wie es jetzt geschehen ist, als fachkundige Berater 
hinzugezogen werden können, ging es um eine sehr 
wichtige Entscheidung. Sie bedurfte einer längeren 
Beratung innerhalb der Regierung. 

Vizepräsident Schoettle: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Dr. Schellenberg (SPD) : Nachdem Sie mit-
geteilt haben, Herr Bundesarbeitsminister, das Ka-
binett habe eine Fülle anderer Dinge beraten und 
verabschieden müssen, möchte ich Sie fragen: Hat 
sich das Kabinett nicht nach Ihrer Auffassung in der 
Zwischenzeit mit manchen anderen Dingen beschäf-
tigt, die im Vergleich zur Einsetzung der Mitbestim-
mungskommission gesellschaftspolitisch doch weit 
weniger bedeutungsvoll sind? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Professor Schellenberg, ich glaube, 
die erste und wichtigste Aufgabe der Bundesregie-
rung war es — das wissen Sie selbst am allerbesten 
aus dem sozialpolitischen Bereich —, Ordnung in 
unsere Finanzen zu bekommen. Das hat uns in der 
Tat Monate beschäftigt. 

(Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Schoettle: Herr Professor 
Schellenberg zu einer weiteren Zusatzfrage. 

Dr. Schellenberg (SPD) : Herr Bundesarbeits-
minister, wurde nicht die Einsetzung von anderen 
Sachverständigenkommissionen, die ebenfalls sehr 
wichtige Aufgaben zu bearbeiten hatten, vom Bun-
deskanzleramt viel zügiger vorangebracht? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Professor Schellenberg, ich kann nur 
wiederholen, daß wir uns wirklich redlich bemüht 
haben, zu einer Lösung zu kommen, und ich möchte 
meinen, Sie sollten eigentlich sehr glücklich dar-
über sein, daß ich auf Ihre in  der vergangenen 
Woche gestellten Fragen heute schon eine positive 
Antwort habe geben können. 

(Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Kontingent ist 
erschöpft. — Herr Abgeordneter Matthöfer! 

Matthöfer (SPD) : Herr Minister, kann man er-
fahren, wie die Kommission zusammengesetzt ist 
und welche Namen vom Kabinett vorgeschlagen 
worden sind? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Kollege Matthöfer, die Namen kann 
ich noch nicht nennen, aus dem sehr einfachen 
Grunde, weil ich auf Grund des vorgestrigen Kabi-
nettsbeschlusses erst mit den Persönlichkeiten Ver-
bindung aufnehmen muß. Namen kann ich erst nen-
nen, wenn die in Aussicht genommenen Persönlich-
keiten zugesagt haben, in dieser Kommission mit-
zuwirken. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Matthöfer! 

Matthöfer (SPD) : Herr Minister, nach dieser un-
erklärlichen und eigentlich gar nicht zu verantwor-
tenden Verzögerung der Bildung der Kommission 
darf ich Sie fragen: Was wird die Bundesregierung 
jetzt unternehmen, um die Arbeitsfähigkeit der 
Kommission so schnell wie möglich herzustellen, 
sie bei ihrer Arbeit zu unterstützen und sicherzu-
stellen, daß der Bericht diesem Hause noch recht-
zeitig in dieser Legislaturperiode vorliegt, damit 
Beschlüsse gefaßt und etwaige Konsequenzen gezo-
gen werden können? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Kollege Matthöfer, Sie. können davon 
ausgehen, daß ich auf Grund der Beschlüsse, die 
die Bundesregierung vorgestern gefaßt hat, sofort 
Verbindung mit den in Frage kommenden Persön-
lichkeiten aufnehme und mit größter Beschleuni-
gung versuche, die Persönlichkeiten, die wir ins 
Auge gefaßt haben, zu fragen, ob sie bereit sind, 
die Aufgabe zu übernehmen. Das scheint mir die 
wichtigste Voraussetzung zu sein, um die Arbeit 
der Kommission in Gang zu setzen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Schmidt 
(Kempten). 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Minister, ist 
mein Eindruck richtig, daß ein sehr enger Zusam-
menhang zwischen der in der vorigen Woche vorge-
legten Frage und der plötzlichen Entscheidung im 
Kabinett zu sehen ist? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Kollege Schmidt (Kempten), selbst-
verständlich reagiert die Bundesregierung auf An-
regungen des Parlaments immer positiv. 

(Heiterkeit.) 

Vizepräsident Schoettle: Herr Kollege Schmidt 
(Kempten) ! 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Minister, darf 
man diese positive Anregung des Parlaments als eine 
gewisse Schützenhilfe ansehen, um gewisse Span-
nungen zu überwinden? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Das ist keine Schützenhilfe, um Spannun-
gen zu überwinden. Denn ich möchte dies sagen, 
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Bundesminister Katzer 
Herr Kollege Schmidt (Kempten) : Die Bundesregie-
rung hat sich in ihrer Regierungserklärung klar für 
die Bildung dieser Kommission ausgesprochen. Es 
ist verständlich, daß dann aus dem Parlament auch 
die Frage gestellt wird: Wann kommt die Kommis-
sion? Ich betrachte das nicht als eine Schützenhilfe, 
sondern als eine Hilfe zur Erfüllung dessen, was in 
der Regierungserklärung zu dieser Frage gesagt 
worden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Schoettle: Herr Wolf! 

Wolf (SPD) : Herr Minister, hat die Bundesregie-
rung eine Vorstellung über den Zeitpunkt, zu dem 
die Mitbestimmungskommission ihren ersten Be-
richt vorlegen wird? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Kollege, das kann ich im Augenblick 
noch nicht beantworten. Sobald die Kommission ihre 
Arbeit aufgenommen hat, werde ich abwägen kön-
nen, welche Zeit sie benötigt. 

Wolf (SPD) : Herr Minister, wird die Bundesregie-
rung Einfluß darauf nehmen, daß der erste Bericht 
möglichst in dieser Legislaturperiode vorgelegt wird? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Ich habe mich in ähnlichem Sinne bereits 

I auf eine Frage von Herrn Professor Schellenberg 
ausgesprochen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Genscher! 

Genscher (FDP) : Herr Bundesminister, muß ich 
Ihre Antwort auf die zweite Frage des Kollegen 
Matthöfer so verstehen, daß die Bundesregierung 
entgegen den Ankündigungen von Mitgliedern der 
Regierung, z. B. auch des Herrn Bundeskanzlers, 
doch beabsichtigt, in dieser Legislaturperiode noch 
das Mitbestimmungsrecht zu ändern? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Kollege Genscher, ich habe auf die 
Frage von Herrn Kollegen Matthöfer geantwortet, 
daß wir natürlich bestrebt sind, das Ergebnis der 
Kommission noch in dieser Legislaturperiode zu be-
kommen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Genscher. 

Genscher (FDP) : Herr Bundesminister, voraus-
gesetzt, Sie bekommen das Ergebnis der Kommis-
sion, muß ich dann Ihre jetzige Antwort so ver-
stehen, daß Sie in diesem Fall, daß Sie es also recht-
zeitig bekommen, entgegen den Ankündigungen von 
maßgeblichen Mitgliedern der Bundesregierung, die 
Ihrer Partei angehören, doch noch in dieser Legisla-
turperiode Änderungen zum Mitbestimmungsrecht 
vorschlagen werden? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Kollege Genscher, ich kann verstehen, 
daß Sie sehr interessiert sind, hier einen gewissen 
Gegensatz zu konstruieren. Aber er entbehrt jeg-
licher Grundlage. Es hängt doch ganz entscheidend 
davon ab, was das Egebnis der Kommision sein 
wird. Wir werden uns, wenn das Ergebnis der Kom

-

mision vorliegt, darüber unterhalten müssen, was 
auf Grund dieses Ergebnisses praktisch zu tun ist. 
Es hätte gar keinen Zweck, eine Kommission einzu-
setzen, wenn ich jetzt schon wüßte, was ich tun 
wollte. Jetzt, in diesem Augenblick kann darüber gar 
nichts gesagt werden. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Geiger! 

Geiger (SPD) : Herr Bundesminister, Sie sind 
glücklich, daß Sie auf eine Anfrage in der vergange-
nen Woche schon heute eine Antwort geben konn-
ten. Ist Ihnen nicht mehr im Bewußtsein, daß die 
Angelegenheit schon am 13. Dezember des letzten 
Jahres angekündigt worden ist, und finden Sie das 
nicht eine lange Zeit bei einer gesellschaftspolitisch 
so wichtigen Frage? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Kollege Geiger, ich glaube, ich habe 
diesen Fragenkomplex schon sehr eingehend beant-
wortet. Ich darf nochmals zusammenfassend sagen: 
ich bin sehr glücklich, daß wir endlich diesen Be-
schluß der Regierung haben. 

(Unruhe. — Wortmeldungen.) 

Vizepräsident Schoettle: Die Frage ist ge-
nügend breitgetreten. Ich glaube nicht, daß es wei-
terer Zusatzfragen bedarf. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers der Verteidigung, zu-
nächst zu Frage 65 des Abgeordneten Jung. Ist der 
Abgeordnete Jung anwesend? — Herr Abgeordneter 
Jung ist nicht anwesend. Dann wird die Frage 
schriftlich beantwortet. 

Frage 66 des Abgeordneten Berlin — Herr Abge-
ordneter Berlin ist anwesend —: 

Nach welchen Gesichtspunkten bzw. Maßstäben wird Schmer-
zensgeld berechnet, wenn Personenschaden bei. Zivilisten durch 
das Verschulden der Bundeswehr oder ihrer Einrichtungen ent-
standen ist? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Abgeord-
neter, sofern Zivilpersonen durch eine unerlaubte 
Handlung von Bundeswehrangehörigen Personen-
schäden erleiden, für die die Bundesrepublik 
Deutschland einzustehen hat, können sie nach § 847 
BGB auch wegen des Schadens, der keinen Ver-
mögensschaden darsiellt, eine billige Entschädi-
gung in Geld verlangen. Durch das Schmerzensgeld 
sollen vor allem die nachteiligen Folgen für die 
körperliche und seelische Verfassung des Verletz-
ten ausgeglichen werden. Seine Berechnung erfolgt 
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Parlamentarischer Staatssekretär Adorno 
nach den allgemein geltenden Grundsätzen. Die 
Höhe des Schmerzensgeldes bestimmt sich in erster 
Linie nach Art und Schwere der im Einzelfall erlit-
tenen Verletzungen. Ertragene körperliche Schmer-
zen, Entstellung, langes Siechtum sowie Beeinträch-
tigung der Lebensfreude sind angemessen zu berück-
sichtigen. Neben Ausmaß und Schwere der physi-
schen und psychischen Störungen des Verletzten 
sind für die Bemessung des Schmerzensgeldes aber 
auch der Grad des Verschuldens sowie die Vermö-
gensverhältnisse des Verletzten bedeutsam. 

Unter diesen Gesichtspunkten haben die Gerichte 
in zahlreichen Entscheidungen Wertmaßstäbe und 
Grenzen des im Einzelfall angemessenen Schmer-
zensgeldes abgesteckt. Nach diesen von der Recht-
sprechung herausgearbeiteten Grundsätzen wird 
auch bei der Bundeswehr verfahren. Dabei bieten 
in der Praxis für den Bearbeiter die sogenannten 
Schmerzensgeldtabellen, die eine systematische 
Auswertung der Gerichtsentscheidungen enthalten, 
wertvolle Anhaltspunkte, um im Einzelfall die Höhe 
des Schmerzensgeldes bemessen zu können. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Berlin! 

Berlin (SPD) : Habe ich Sie richtig verstanden, 
Herr Staatssekretär, wenn ich feststelle, daß die 
Maßstäbe, die die Bundeswehr anlegt, denen ent-
sprechen, die allgemein gültig sind? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Sie haben mich 
richtig verstanden. 

Vizepräsident Schoettle: Eine weitere Frage. 

Berlin (SPD) : Meinen Sie nicht, daß in einem 
Fall, auf den ich mich hier beziehe, nämlich einen 
Starfighter-Absturz am 28. April in Bad Meinberg, 
wo eine Frau fast tödlich verletzt wurde — sie hat 
bisher ein Schmerzensgeld von 2000 DM bekommen, 
obwohl die Bundesregierung bzw. das Verteidi-
gungsministerium erklärt haben, da großzügig ver-
fahren zu wollen —, und auch in anderen solchen 
Fällen eine Ausnahme von den allgemeinen Maß-
stäben möglich wäre, die Sie eben genannt haben? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Abgeord-
neter, der von Ihnen angesprochene Fall ist mir im 
einzelnen nicht bekannt. Wenn Sie ihn mir schrift-
lich darlegen, bin ich gern -zu einer Überprüfung 
bereit. 

Berlin (SPD) : Das will ich gern tun. Aber ich 
darf vielleicht noch die Frage stellen, ob Sie meinen, 
daß es den Umständen entspricht, wenn die schwer-
verletzte Frau, die seit April im Krankenhaus war 
und bis heute nicht erwerbsfähig ist, einen Betrag 
von 2000 DM als Schmerzensgeld erhalten hat. 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Wir werden die 
Frage prüfen. 

Vizepräsident Schoettle: Einen Moment, Herr 
Staatssekretär! — Herr Berlin, Sie haben Ihr Konto 
überzogen. Ich konnte Sie nicht bremsen. 

(Heiterkeit.) 

Herr Staatssekretär, vielleicht beantworten sie 
die Frage trotzdem! 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Ich werde den 
Fall gern im einzelnen prüfen lassen, das führte ich 
schon aus. Wenn der Fall sich in die Maßstäbe und 
Grundsätze einordnen läßt, die ich hier vorgetragen 
habe, dann wird auch eine angemessene Schmerzens-
geldgewährung erfolgt sein. 

Vizepräsident Schoettle: Frage 67 des Ab-
geordneten Haar (Stuttgart) übernimmt Frau Abge-
ordnete Meermann: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß Militärtrans-
porte, wenn irgend möglich, von der Straße auf die Schiene 
verlagert werden sollten? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Frau Kollegin, 
Ausbildungsgrundsätze und Wirtschaftlichkeitsbe-
rechnungen sind die Faktoren, die bei den Entschei-
dungen berücksichtigt werden, ob Militärtransporte 
auf der Straße oder auf der Schiene durchgeführt 
werden sollen. Kettenfahrzeuge haben einen hohen 
Betriebsstoffverbrauch, bedürfen nach längeren 
Märschen umfangreicher Instandsetzung des Fahr-
werks und behindern unter Umständen wegen ihrer 
besonderen Fahrweise den allgemeinen Verkehr. 
Deshalb werden Kettenfahrzeuge in der Regel im. 
Eisenbahntransport verlegt. 

Die Fähigkeit zur schnellen und disziplinierten 
Bewegung auf der Straße spielt bei modernen Streit-
kräften eine entscheidende Rolle. Deshalb werden 
Verbände mit Räderfahrzeugen zu und von Truppen-
übungsplätzen grundsätzlich im Straßenmarsch ver-
legt, um gleichzeitig die sich dabei ergebenden Aus-
bildungsmöglichkeiten zu nützen. Gesonderte 
Marschübungen können meist aus Zeitmangel nicht 
durchgeführt werden. 

Kostenvergleiche haben ergeben, daß Märsche 
von Kettenfahrzeugen etwa viermal teurer sind als 
deren Transporte auf der Eisenbahn. Dagegen sind 
Eisenbahntransporte von Räderfahrzeugen etwa 
doppelt so teuer wie deren Verlegung auf der 
Straße. Die Relation gilt für Entfernungen bis zu 
300 km. Bei größeren Entfernungen kann der Eisen-
bahntransport von Räderfahrzeugen wirtschaftlicher 
sein. 

Die laufenden Versorgungstransporte sind kurz-
fristig an den Versorgungsrhythmus der Truppe ge-
bunden und dienen in hohem Maße der Ausbildung, 
so daß auch diese Transporte meist auf der Straße 
durchgeführt werden. 
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Vizepräsident Schoettle: Frau Meermann! 

Frau Meermann (SPD) : Herr Staatssekretär, 
gibt es Feststellungen darüber, ob infolge der Still-
legung von gewissen Eisenbahnstrecken Militär-
transporte, sowohl Personen- als auch Gütertrans-
porte, in verstärktem Maße auf die Straße verlagert 
werden müßten? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Diese Frage wird 
zur Zeit in meinem Hause geprüft. 

Vizepräsident Schoettle: Frau Abgeordnete 
Meermann. 

Frau Meermann (SPD) : Herr Staatssekretär, 
mir fällt auf, daß ich in südwestdeutschen Zügen 
häufig französische Soldaten treffe, dagegen fast nie 
deutsche Soldaten. Ich möchte daher fragen, ob die 
Franzosen da einen anderen Maßstab anlegen als 
wir. 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Ich glaube nicht, 
Frau Kollegin, daß die Franzosen hier einen anderen 
Maßstab anlegen. Dies hängt wohl mit der Entfer-
nung von den Heimatorten zusammen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Josten! 

Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, würden 
Sie von Ihrem Ministerium aus darauf hinwirken, 
daß soweit wie möglich Militärtransporte nicht in 
den  Zeiten des Spitzenverkehrs auf der Straße statt-
finden, wie dies z. B. in unserer größten Garnison-
stadt Koblenz schon vorkam? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Ich werde diese 
Frage gern prüfen lassen. 

Vizepräsident Schoettle: Frage 68 stellt der 
Abgeordnete Dr. Häfele: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß es für weite Teile des 
Volkes unbefriedigend ist, wenn infolge der Musterungsergeb-
nisse nur ein Teil der Wehrpflichtigen eingezogen und dem 
anderen Teil keine besondere Verpflichtung für die Allgemein-
heit auferlegt wird? 

Herr Staatssekretär, bitte! 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege, mit 
Genehmigung des Herrn Präsidenten würde ich we-
gen des inneren Sachzusammenhangs Ihre drei Fra-
gen gern zusammen beantworten. 

Vizepräsident Schoettle: Der Fragesteller 
ist einverstanden. 

Ich rufe auch die Fragen 69 und 70 des Herrn Ab-
geordneten Dr. Häfele auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeit, durch die 
Einführung einer Wehrsteuer den in Frage 68 erwähnten Zu-
stand zu ändern? 

Welche Erfahrungen haben andere Länder mit einer Wehr-
steuer gemacht? 

Bitte! 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Der Bundesregie-
rung ist bekannt, daß nur knapp die Hälfte der ge-
musterten Wehrpflichtigen eines Geburtsjahrgangs 
zum vollen Grundwehrdienst herangezogen werden 
kann. Einmal stehen 30 v. H. der Gemusterten aus 
gesundheitlichen Gründen nicht für den Grundwehr-
dienst zur Verfügung. Bei rund 20 v. H. liegen 
Wehrdienstausnahmen wie Zurückstellungen, Be-
freiungen und Unabkömmlichstellungen vor. Zum 
anderen kann die Bundeswehr, zumal wenn die 
Jahrgangsstärken in den nächsten Jahren größer 
werden, nicht alle verfügbaren Wehrpflichtigen ein-
ziehen. 

Die Bundesregierung prüft daher bereits, Wie 
ein Ausgleich dafür geschaffen werden kann, daß 
nur ein Teil der verfügbaren Wehrpflichtigen zum 
Wehrdienst einberufen wird. Die Untersuchungen 
sind jedoch noch nicht abgeschlossen. 

Ob die Einführung einer Wehrsteuer ein geeig-
netes Mittel darstellt, um einen gerechten Ausgleich 
herbeizuführen, erscheint zweifelhaft. Die Abgren-
zung des steuerpflichtigen Personenkreises und die 
verwaltungsmäßige Durchführung einer solchen Ab-
gabe würden nicht unerheblichen Schwierigkeiten 
begegnen. Abgesehen davon blieben die Nachteile 
unverändert bestehen, die sich für die zum Wehr-
dienst Einberufenen durch die damit verbundene 
Verzögerung ihrer weiteren Berufsausbildung oder 
des Aufbaus einer Existenz ergeben. 

Die gegenwärtigen Überlegungen erstrecken sich 
daher auch darauf, diese Nachteile für die Einberu-
fenen zu mildern. Die Bundesregierung ist bemüht, 
die vielschichtige und auch rechtlich schwierige 
Frage beschleunigt zu klären. Sie wird über das Er-
gebnis dem Verteidigungsausschuß des Bundestages 
berichten. 

Soweit bekannt, erhebt seit mehreren Jahrzehn-
ten nur noch die Schweiz eine als Militärpflichtersatz 
bezeichnete Wehrsteuer. Da dort grundsätzlich alle 
Tauglichen einschließlich der beschränkt Tauglichen 
zum Wehrdienst herangezogen werden — etwa 85 
bis 88 v. H. des Jahrganges —, ist das Aufkommen 
aus der Abgabe relativ gering. Es beträgt jährlich 
etwa 15 bis 20 Millionen Franken. Die Verhältnisse 
der Schweiz sind jedoch wegen des milizartigen 
Charakters der Streitkräfte mit den Verhältnissen 
der Bundesrepublik nicht ohne weiteres vergleich-
bar. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Häfele! 
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Dr. Häfele (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind 
Sie bereit, sich energisch dafür einzusetzen, daß 
die Bundesregierung in dieser Frage rasch eine Ent-
scheidung trifft? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Ich persönlich 
bin gern dazu bereit, Herr Kollege. 

Dr. Häfele (CDU/CSU) : Wird  die  Bundesregie-
rung diese Entscheidung nicht nur dem Verteidi-
gungsausschuß, sondern dem ganzen Bundestag 
mitteilen? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Wenn die Ent-
scheidung nach Beratung im Verteidigungsausschuß 
gefällt ist, wird das natürlich dem gesamten Hause 
mitgeteilt werden. 

Dr. Häfele (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
teilen Sie meine Meinung, daß es sich hier für die 
Bevölkerung draußen um ein echtes Anliegen han-
delt, weil sich vielfach die Leute, die gezogen wer-
den, oder die Angehörigen derer, die gezogen wer-
den, im Verhältnis zu den anderen als die Dummen 
vorkommen? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Ich teile Ihre 
Auffassung, daß das ein echtes Anliegen ist. Die 
Bundesregierung ist deshalb bestrebt, rasch eine 
gute Lösung zu finden. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Strohmayr! 

Strohmayr (SPD) : Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
bekannt, daß junge Menschen, die gemustert wor-
den sind, aber noch nicht einberufen wurden bzw. 
zurückgestellt werden, oft Schwierigkeiten haben, 
wenn sie den Arbeitsplatz wechseln wollen? Im 
allgemeinen heißt es dann: Sie haben ja Ihren 
Wehrdienst noch nicht abgeleistet, wir können Sie 
deshalb nicht einstellen. 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Diese Schwierig-
keiten sind mir nicht bekannt. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Strohmayr! 

Strohmayr (SPD) : Herr Staatssekretär, sind Sie 
bereit, die Sache zu untersuchen und gegebenenfalls 
dafür zu sorgen, daß solche Dinge nicht mehr vor-
kommen? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Wenn Ihrer 
Frage ein bestimmter Einzelfall zugrunde liegt, wäre 
ich Ihnen dankbar, wenn Sie ihn mir schriftlich dar-
legten. Ich bin dann gern zu einer Überprüfung 
bereit. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Dr. Ritz! 

Dr. Ritz (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, spielt 
bei den von Ihnen skizzierten Untersuchungen auch 
die Frage eine Rolle, ob man, falls sich die Wehr-
ersatzsteuer als nicht praktikabel erweisen sollte, 
eventuell statt dieser Wehrersatzsteuer in irgend-
einer Form einen sozialen Ersatzdienst — ähnlich 
wie bei den Wehrdienstverweigerern — einführen 
sollte? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Bei der Frage, 
wie hier zu einem echten Ausgleich zu kommen ist, 
spielen viele Erwägungen eine Rolle. Diese Erwä-
gungen sind aber noch nicht abgeschlossen. Ich 
kann daher zu meinem Bedauern noch nichts Kon-
kretes dazu sagen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Schwabe! 

Schwabe (SPD) : Herr Staatssekretär, zwei Kom-
ponenten, nämlich die Stärke der Bundeswehr und 
die Stärke der Geburtsjahrgänge, sind doch seit ge-
raumer Zeit bekannt. Ist es daher nicht sehr schmerz-
lich, daß wir uns erst jetzt mit dieser Frage befas-
sen? Gibt es dafür eine Erklärung? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege, wir 
befassen uns nicht erst jetzt, sondern schon seit 
geraumer Zeit mit dieser Frage. Die Schwierigkeiten, 
zu einer guten Lösung zu kommen, sind bekannt. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Schwabe! 

Schwabe. (SPD) : Herr Staatssekretär, da nur etwa 
die Hälfte der zur Verfügung stehenden Dienstpflich-
tigen wirklich eingezogen wird, frage ich Sie: Wie 
können Sie die verantwortlichen Stellen gegen den 
Verdacht abschirmen, nicht nur nach Ermessen, son-
dern geradezu willkürlich den einen zu ziehen und 
den anderen nicht zu ziehen? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Ich habe schon 
bei der Beantwortung der Frage darauf hingewiesen, 
daß von den etwa 50 %, die nicht eingezogen werden, 
30 % aus gesundheitlichen Gründen nicht für den 
Grundwehrdienst zur Verfügung stehen und bei 
etwa 20 % Wehrdienstausnahmen wie Zurückstel-
lungen, Befreiungen und Unabkömmlichstellungen 
vorliegen. 

Schwabe (SPD) : Das ist ein Mißverständnis; aber 
ich kann nicht mehr fragen. 

Vizepräsident Schoettle: Frau Abgeordnete 
Meermann! 

Frau Meermann (SPD) : Herr Staatssekretär, 
gehen Sie bei Ihren Überlegungen über die even-
tuelle Einführung einer Wehrdienstersatzsteuer auch 
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Frau Meermann 
davon aus, daß eine solche Steuer nicht für den 
einen ein schweres Opfer, dagegen für den anderen 
bestenfalls einen Teil seines Taschengeldes bedeu-
ten darf?  

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Das wird bei den 
Überlegungen selbstverständlich berücksichtigt. Ich 
habe auf die Schwierigkeiten, die mit der Einfüh-
rung einer Wehrsteuer verbunden sind, aufmerk-
sam gemacht und deshalb auch zum Ausdruck ge-
bracht, daß andere Möglichkeiten in Erwägung ge-
zogen werden, wie Entlastungen derer, die den 
Wehrdienst haben ableisten müssen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Dr. Marx! 

Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, im Hinblick auf Ihre zuerst gege-
bene Antwort frage ich, ob Sie uns sagen können, 
wie hoch etwa der prozentuale Anteil derjenigen 
Wehrpflichtigen ist, die einen Zurückstellungsantrag 
stellen. 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Ich kann diese 
Frage im Augenblick nicht genau beantworten. Von 
den 20 % Wehrdienstausnahmen sind der größte 
Teil — etwa 90 % — Wehrpflichtige, die aus Ausbil-
dungsgründen oder aus häuslichen Gründen zurück-
gestellt werden. Die geringe Zahl von Befreiungen 
betrifft z. B. einzige letzte Söhne, wenn die weiteren 
Voraussetzungen des § 11 des Wehrpflichtgesetzes 
erfüllt sind. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Dr. Marx! 

Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, da ich Anlaß habe zu glauben, daß 
der prozentuale Anteil der Wehrpflichtigen insge-
samt noch höher ist, frage ich, ob Sie bereit sind, 
auch dieses Problem — man sagt ja, man könne 
heute von einer allgemeinen Wehrpflicht über-
haupt nicht mehr sprechen — im Verteidigungsaus-
schuß mit den entsprechenden Unterlagen zur Dis-
kussion zu stellen. 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Wir sind dazu 
gern bereit. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Dr. Kliesing! 

Dr. Kliesing (Honnef) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, nach Ihrer Feststellung, daß die kommen-
den Jahrgänge stärker werden und damit natürlich 
auch das Potential an zur Verfügung stehenden 
Wehrpflichtigen größer wird, möchte ich Sie fragen: 
Nach welchen Gesichtspunkten und Richtlinien ge-
denkt die Bundesregierung die Auswahl der Einzu-
berufenden in den kommenden Jahren zu treffen? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Die Richtlinien  

liegen fest. Sie werden laufend der jeweiligen Situa-
tion angepaßt. werden. Ich bin gern bereit, auch dazu 
im Verteidigungsausschuß zu berichten. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Dr. Kliesing! 

Dr. Kliesing (Honnef) (CDU/CSU) : Darf ich dann 
fragen, ob in diese Überlegungen jene Gedanken-
gänge einbezogen werden, die den Problemkreis Bil-
dungsreform und Hochschulreform betreffen. 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Selbstverständ-
lich werden auch diese Überlegungen mit einbe-
zogen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Dr. Enders! 

Dr. Enders (SPD) : Herr Staatssekretär, welche 
Aussichten hat ein junger Mann, der gemustert, 
aber noch nicht eingezogen wurde, eine längere 
Studienreise ins Ausland unternehmen oder im 
Ausland studieren oder dort einer Arbeit nachgehen 
zu können? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Das müßte im 
Einzelfall geprüft werden. 

Dr. Enders (SPD) : Herr Staatssekretär, von vorn-
herein können Sie nicht sagen, ob die Genehmigung 
dazu erteilt werden kann? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Das hängt vom 
Einzelfall ab, Herr Kollege. Generell kann ich dazu 
im Augenblick nicht Stellung nehmen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Spitzmüller! 

Spitzmüller (FDP) : Herr Staatssekretär, darf ich 
Ihren Ausführungen entnehmen, daß Ihr Haus nicht 
mehr die total ablehnende Haltung einnimmt, die 
mir Ihr Haus im Jahre 1963 bezüglich der Einfüh-
rung einer Wehrsteuer mitgeteilt hat. 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Kollege, aus 
meinen Ausführungen geht hervor, daß wir ernst-
haft prüfen, welche Möglichkeiten es gibt, zu einem 
gerechten Ausgleich zu kommen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Spitzmüller! 

Spitzmüller (FDP) : Herr Staatssekretär, sind Sie 
dann auch bereit, zu prüfen, ob es nicht sinnvoll 
wäre, das gesamte Aufkommen aus einer solchen 
Steuer dafür zu verwenden, daß beispielsweise zur 
Milderung sozialer Härten das Entlassungsgeld der-
jenigen, die den Wehrdienst abgeleistet haben, 
erhöht wird? 
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Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Auch dazu sind 
wir gern bereit. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Josten! 

Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, auf 
Grund Ihrer Ausführungen möchte ich Sie fragen: 
Ist die Bundesregierung bereit, zu überprüfen, wie 
nicht nur die für die eingezogenen Wehrpflichtigen 
vorhandenen Nachteile gemindert werden können, 
sondern wie den Wehrpflichtigen, die ihren aktiven 
Wehrdienst ableisten, einige besondere Vorteile 
eingeräumt werden können? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Auch diese Frage 
gehört in den Komplex unserer Überlegungen. 

Vizepräsident Schoettle: Jetzt noch Herr 
Maucher, dann wird die Fragestunde geschlossen. 

Maucher (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind 
Sie nicht der Meinung, daß Steuererleichterungen im 
Grunde genommen nicht den Ausgleich schaffen, und 
ist Ihnen bekannt, daß vor allem in weiten Kreisen 
der Arbeitnehmerschaft die Meinung besteht, daß 
auf die Dauer ohne eine besondere Belastung der-
jenigen, die nicht herangezogen werden, nicht aus-
zukommen ist, und wären Sie bereit, gerade im Hin-
blick darauf, daß in Zukunft ein größerer Teil nicht 
zur Ableistung des Wehrdienstes herangezogen 
wird, diejenigen Familien, die für Staat und Volk 
schon besondere Vorleistungen erbracht haben, groß-
zügiger zu behandeln, z. B. indem nicht alle Söhne 
eines Geschädigten oder einer Kriegerwitwe einge-
zogen werden, sondern eine gewisse Rücksichtnahme 
erfolgt? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Die Überlegun-
gen, die Ihrer Frage zugrunde liegen, Herr Kollege, 
haben uns gerade auch veranlaßt, diese Frage der 
Wehrdienststeuer oder Entlastung zu prüfen. Im Zu-
sammenhang hiermit müssen eine solche Fülle von 
Problemen geprüft werden, daß es im Augenblick 
noch nicht möglich ist, eine definitive Antwort zu 
geben. 

Vizepräsident Schoettle: Keine weiteren Fra-
gen mehr. 

Ich stelle noch fest, daß die Fragen 103 des Ab-
geordneten Fritsch (Deggendorf), 107 des Abgeord-
neten Josten und 114 und 115 der Frau Abgeord-
neten Meermann von den Fragestellern zurückge-
zogen worden sind. Die Fragestunde ist damit be-
endet. 

Meine Damen und Herren, über die Abwicklung 
der Tagesordnung haben inzwischen eine Reihe von 
interfraktionellen Gesprächen stattgefunden, so daß 
ich von dem ursprünglich vorgesehenen Gang der 
Dinge etwas abweichen muß. 

Ich rufe zunächst den Punkt 16 der Tagesordnung 
auf: 

Erste Beratung des von der Fraktion der FDP 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
den Tag der Deutschen Einheit 
— Drucksache V/1903 — 

Das Wort zur Begründung hat der Abgeordnete 
Borm. 

Borm (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Die Fraktion der Freien 
Demokraten im Bundestag hat heute die Ehre, dem 
Hohen Hause einen Gesetzentwurf zur Änderung 
des bisherigen Gesetzes über den Tag der Deutschen 
Einheit vom 4. August 1953 vorzulegen. Das hat 
seinen guten Grund. Unzweifelhaft ist die Beurtei-
lung der Geschehnisse, die sich am 17. Juni 1953 
ereignet haben, im Zusammenhang mit den Proble-
men um die Wiederherstellung der deutschen Ein-
heit inzwischen erheblich modifiziert worden, nicht 
nur durch den Gang der Ereignisse, sondern auch 
dadurch, daß das Verhalten anläßlich des 17. Juni 
nicht so gewesen ist, wie es seinerzeit vorausgesetzt 
worden ist. 

Ebenso unzweifelhaft ist es, daß der 17. Juni zum 
Bestand gesamtdeutscher Politik gehört. Insofern 
kann dieses Problem nicht gesondert betrachtet wer-
den, sondern ist in diesen Zusammenhang hineinzu-
stellen. Gerade in den Fragen der Wiedervereini-
gung als des Hauptanliegens unseres Volkes ist ein 
völliger Wandel eingetreten. Die Haltung ist nüch-
terner geworden. Wir denken in längeren Zeiträu-
men. Als Fernziel ist das Ziel der Wiedervereini-
gung bestehengeblieben. Als Nahziel wird mehr und 
mehr erkannt — und darauf kommt es jetzt an —, 
den Menschen drüben mehr Freiheit von ihrem 
Regime zu geben. Der 17. Juni sollte dem also in 
seinem Ablauf Rechnung tragen und in die gesamt

-

deutsche  Wirklichkeit hineingestellt werden. 

Wie sieht nun diese gesamtdeutsche Wirklichkeit 
aus? Drüben ist es ein Tag der harten Arbeit. Man 
darf dort an diesem Tag nicht öffentlich dessen ge-
denken, was sich am 17. Juni 1953 ereignet hat. 
Nicht einmal im stillen darf man daran denken. Noch 
heute sitzen drüben in den Zuchthäusern Menschen, 
die wegen ihres Verhaltens am 17. Juni 1953 dort-
hin gelangt sind. Wer, wie manch einer unter uns, 
die Erinnerung an diesen Tag als an einen Tag hat, 
an dem er selber dort im Zuchthaus saß, der weiß, 
wie unterschiedlich die Betrachtung drüben einer-
seits, hier andererseits ist. Hier ist dieser Tag ein 
Feiertag, ein arbeitsfreier Tag schlechthin geworden. 
Die Fahrten ins Grüne sind der Hauptzweck. Ana-
chronistische Sonntagsreden werden gehalten, und 
es breitet sich mehr und mehr eine Skepsis aus. Wir 
sollten nicht die Rückwirkungen vergessen, die ein 
solches Verhalten in der Bundesrepublik auf die 
Deutschen drüben in der DDR hat. Dieses Verhalten 
ist nicht positiv zu werten. 

Auch in der Öffentlichkeit wird die Art und Weise, 
wie man diesen Tag begeht, mehr und mehr als un-
zeitgemäß angesehen. Mit Genehmigung des Herrn 
Präsidenten darf ich einige kurze Zitate aus Presse- 



6742 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 133. Sitzung. Bonn, Freitag, den 10. November 1967 

Borm 
äußerungen bringen. So schreibt die „Deutsche Ta-
gespost" am 16. Juni 1967, daß der 17. Juni nicht 
zum Tag der deutschen Einheit wurde, wie es seiner-
zeit den Parlamentariern vorgeschwebt habe. Der 
„Rheinische Merkur" schreibt, ebenfalls im Juni 
1967, dieser Tag sei ein falsch genannter Feiertag; 
er müßte Tag der deutschen Freiheit heißen, und es 
sollte die Identität und die Solidarität mit den Men-
schen drüben zum Ausdruck kommen; auch allmäh-
liche Freiheit drüben im Osten sei vorstellbar. Der 
„Südwestdeutsche Merkur" schreibt: 

Der 17. Juni ist ein verlängertes Wochenende 
geworden. Wenn man trotzdem an ihm festhält, 
so aus einem gewissen schlechten Gewissen her-
aus und weil man sich daran gewöhnt hat. 

So ist es, meine Damen und Herren. Aber Gewohn-
heit in einer solchen Sache, in einem solchen Haupt-
anliegen unserer Nation scheint mir nicht die rechte 
Begründung zu sein, das Bisherige beizubehalten. 

Es gibt auch Beispiele praktizierten Gegenteils. 
So hat z. B. die Kirchliche Hochschule Wuppertal in 
diesem Jahr beschlossen, und zwar in  Übereinstim-
mung der Professoren, der Verwaltung und der 
Studentenschaft, den 17. Juni wie einen normalen 
Arbeitstag mit Vorlesungen zu begehen. In Ham-
burg haben 17 000 junge Menschen den letzten 
17. Juni in ihrer Schule mit ihren Lehrern als Un-
terrichtstag begangen, und nur in  Gedenkstunden 
sind sie der Bedeutung dieses Tages gerecht ge-
worden. 

Aber diesen positiven Beispielen stehen natürlich 
auch Gegenstimmen gegenüber, und wenn ein sol-
cher Zwiespalt durch unser Volk geht, so darf sich 
der Bundestag nicht der Verpflichtung entziehen, 
eine Entscheidung darüber zu treffen, wie dieser 
Tag in Zukunft den Zeitläuften und den Umstän-
den gemäß begangen werden soll. Hier liegt es 
nahe, die Stimme eines Kollegen aus dem Bundes-
tag zu zitieren. Ich betone, daß dieser Kollege nicht 
meiner Partei angehört, so daß er nicht als befan-
gen angesehen werden kann. Er stellte fest, daß 
ein Unbehagen über die heutige Praxis nicht wegzu-
leugnen sei. Er erkennt, welche Schwierigkeiten es 
macht, wohlerworbene Rechte wieder abzubauen. 
Er hält Arbeit und Opfer am 17. Juni für zweck-
entsprechender als jene Ausflüge ins Grüne. Er 
schlägt vor,  den  17. Juni zum Tag der Besinnung zu 
machen. Wenn meine Freunde die Große Koalition 
auch nicht immer mit Freude begrüßen, in diesem 
Falle sind sie allerdings der Meinung, daß gerade 
die Große Koalition berufen wäre, dieses heiße 
Eisen anzufassen und zusammen mit der Opposition 
dem deutschen Volk einen 17. Juni vorzuschlagen 
und durch Gesetz festzulegen, der der Bedeutung 
des Tages entspricht. 

Deshalb schlagen wir vor, das Gesetz vom 4. Au-
gust 1953 zu ändern und den Paragraphen, der 
den 17. Juni als gesetzlichen Feiertag festlegt, durch 
die Bestimmung zu ersetzen, daß dieser Feiertag 
so lange ausgesetzt wird, bis wir am Ende unseres 
Weges sind und bis ein gesamtdeutsches Parlament 
diesen Feiertag — wenn wir unser Ziel erreicht 
haben, mit Recht — wieder installiert. Wir bitten  

also, diesen unseren Antrag dem zuständigen Aus-
schuß zu überweisen. Dort wird Gelegenheit sein, 
die Probleme nüchtern und leidenschaftslos zu be-
trachten. 

Man könnte sich vorstellen, daß dort auch über 
die Form gesprochen werden muß, in der dieser 
Tag begangen werden soll. Ich wiederhole, daß 
unser Kollege gesagt hat, Arbeit und Opfer seien 
zweckentsprechender als die Fahrten ins Grüne. 
Manche irrige und liebgewordene Meinung wird 
revidiert werden müssen, und man könnte sich sehr 
wohl überlegen, ob man nicht die Bevölkerung auf-
rufen sollte, einen Teil ihres Arbeitslohnes an die-
sem Tag einem Fonds zuzuführen, der angereichert 
werden könnte durch entsprechende Dotationen 
seitens der Arbeitgeber. Man könnte sich überlegen, 
ob man aus diesem Fonds nicht ein Institut schaffen 
könnte, das die Entwicklung in der DDR einmal nüch-
tern und leidenschaftslos nicht nur vom materiellen 
und ökonomischen Standpunkt, sondern auch vom 
sozialen, gesellschaftspolitischen und kulturellen 
Standpunkt, kurzum umfassend, betrachtet. Ein 
solches Institut könnte durchaus segenbringend wir-
ken. Es würde den Politikern, insonderheit aber der 
deutschen Öffentlichkeit auch ein klares Bild über 
die Aufgaben geben, die vor uns liegen, und über 
die Bedingungen, unter denen diese Aufgaben an-
zupacken sind. Wir wüßten uns dann auf Grund der 
wissenschaftlichen Untersuchung wenigstens an-
nähernd frei von Illusionen. Nur so, meine Damen 
und Herren, ist es möglich, in dieser schwierigen, 
kaleidoskopartig wechselnden Situation den Kurs 
beizubehalten, der auf die Wiederherstellung der 
Einheit unseres Volkes steuert. 

Ich bitte, diesen unseren Antrag dem zuständi-
gen Ausschuß zu überweisen, und danke für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

Vizepräsident Schoettle: Der Antrag ist be-
gründet. Wird das Wort begehrt? — Das ist nicht 
der Fall. 

Es wird vorgeschlagen, den Antrag dem Ausschuß 
für gesamtdeutsche und Berliner Fragen zu über-
weisen. — Es erhebt sich kein Widerspruch; es ist 
so beschlossen. 

Ich rufe außerhalb der Reihe Punkt 14 der Tages-
ordnung auf: 

Beratung des Antrags der Fraktion der FDP 
betr. Umwandlung von Unternehmen 
— Drucksache V/1994 — 

Das Wort zur Begründung hat der Abgeordnete 
Dr. Staratzke. 

Dr. Staratzke (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich will versuchen, 
eine sehr kurze Begründung zu diesem Antrag zu 
geben. Meine Freunde von der Fraktion' der Freien 
Demokraten und ich bezwecken mit diesem Antrag 
nicht mehr und nicht weniger, als daß die Bundes-
regierung möglichst bald den Entwurf eines umfas-
senden steuerlichen Umwandlungsgesetzes vorlegt, 
damit die freie Wahl der wirtschaftlich zweckmäßi- 
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gen Unternehmensform nicht durch steuerliche 
Hindernisse beeinträchtigt wird. Durch dieses Ge-
setz soll also erreicht werden, daß die praktisch in 
Betracht kommenden Umwandlungsfälle steuer-
neutral werden, d. h. daß die Umwandlungen ohne 
Begünstigung, aber auch ohne Nachteile erfolgen 
können. Heute sind zwingend notwendige Umwand-
lungen einfach deshalb nicht möglich, weil sie von 
der steuerlichen Seite her zu teuer sind. Bei diesen 
Umwandlungen soll es sich unter anderem han-
deln — um einige praktische Fälle darzulegen — 
um  die Umwandlung eines Personenunternehmens 
in eine Kapitalgesellschaft und umgekehrt, die Über-
tragung des Vermögens einer Kapitalgesellschaft 
auf einen Gesellschafter, die Verschmelzung von 
Kapitalgesellschaften sowie etwa auch die Einbrin-
gung von Unternehmen oder Teilbetrieben in ein 
inländisches Unternehmen. 

Zu diesem Problem liegt eine Kleine Anfrage der 
Fraktion der CDU/CSU vor. Dazu hat die Bundes-
regierung bereits — allerdings vornehmlich zur 
handelsrechtlichen Problematik von Umwandlun-
gen — erfreulicherweise bekanntgegeben, daß sie 
einen Gesetzentwurf vorbereite, durch den über das 
Gesetz über die Umwandlung von Kapitalgesell-
schaften und bergrechtlichen Gesellschaften vom 
12. November 1956 hinausgehend auch die Umwand-
lung von Personengesellschaften und Einzelunter-
nehmen in Aktiengesellschaften erleichtert werden 
soll. Leider hat bei der Beantwortung dieser An-
frage die Bundesregierung die Umwandlung von 
Personalgesellschaften in eine GmbH nicht ein-
bezogen. Sie hat dies als fraglich bezeichnet. Eine 
Begründung hierfür ist  mir nicht geläufig. Wir 
möchten nun diesen Antrag so verstanden wissen, 
daß, sofern nicht ein erheblicher Zeitverlust ein-
treten sollte, in dieses neue Umwandlungsgesetz 
auch die Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
einbezogen werden. 

Hinsichtlich der steuerlichen Fragen bei den Um-
wandlungen, die in dem vorliegenden Antrag vor-
nehmlich gemeint sind, hat die Bundesregierung in 
der erwähnten Antwort auf die Kleine Anfrage der 
CDU/CSU ihr Bestreben zum Ausdruck gebracht, bei 
den Steuern vom Einkommen und Ertrag befriedi-
gende Regelungen zu finden, um allgemein sicher-
zustellen, daß die Auflösung stiller Reserven ver-
mieden wird. Die Zusage der Bundesregierung in 
der Antwort auf die Kleine Anfrage, gemeinsam mit 
den Ländern die Frage zu prüfen, ob auch bei den 
Kapitalverkehrsteuern — Gesellschaftsteuer, Bör-
senumsatzsteuer usw. — Erleichterungen für die 
Umwandlung vorgesehen werden können, ist gleich-
falls begrüßenswert. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auf einen 
besonderen Punkt hinweisen. Die Bundesregierung 
sollte prüfen, ob und gegebenenfalls wieweit die 
Mehrwertsteuer in der Übergangszeit Umwandlun-
gen erschweren könnte. Ich denke beispielsweise an 
die Möglichkeit, daß durch die Übertragung von An-
lagegütern Steuern auf den Selbstverbrauch ent-
stehen, die keine Durchlaufposten sind, sondern zu 
einer zusätzlichen Kostenbelastung bei der  Um-
wandlung führen könnten. 

Ein besonders schwieriges Hindernis bei diesen 
Umwandlungsvorgängen stellt die Grunderwerb-
steuer dar. Schon sie allein kann von vornherein 
wirtschaftlich sinnvolle Änderungen der Unterneh-
mensform verhindern. Die Gesetzgebung für diese 
Steuern liegt, wie wir wissen, bei den Ländern. Ein 
Umwandlungssteuergesetz würde aber entscheidend 
an Wirkung verlieren, wenn sich nicht gleichzeitig 
die Länder bereit erklären würden, die wirtschaftlich 
sinnvollen Umwandlungen von Unternehmen da-
durch zu unterstützen, daß auch bezüglich der hohen 
Grunderwerbsteuer eine steuerliche Neutralisierung 
vorgenommen wird. 

Soviel zu einigen Details. Nun zum Schluß! Die 
beschleunigte Verabschiedung eines solchen Geset-
zes wird von der  Wirtschaft,  wie Sie sich vorstellen 
können, dringend erwartet. Ein solches Gesetz ist 
auch im Hinblick auf die wünschenswerte Entwick-
lung des Gemeinsamen Marktes, wo wir ja bald-
möglichst binnenmarktähnliche Verhältnisse anstre-
ben, dringend notwendig. Ich darf bemerken, daß 
die Kommission der EWG hier bereits in einem dem 
Ministerrat vorgelegten Arbeitsprogramm gefordert 
hat, daß die zur Entwicklung des Gemeinsamen 
Marktes notwendig erscheinenden Struktur- und 
Konzentrationsvorgänge nicht durch steuerliche Be-
stimmungen erschwert werden dürfen. 

Lassen Sie mich noch ein Wort zum Steueraufkom-
men sagen, damit auch das von vornherein klar ist. 
Ich glaube nicht, daß mit einem steuerlichen Um-
wandlungsgesetz irgendwo ein nennenswertes 
Steuerminderaufkommen verbunden wäre. Die 
Unternehmen in der neuen Form bleiben nicht nur 
als Steuerquelle erhalten, sondern sie würden mit 
Sicherheit infolge ihrer dann günstigeren Betriebs-
struktur zu einer Erhöhung des Steueraufkommens 
beitragen. 

Wir bitten also — der Appell geht hier vornehm-
lich an den Bundesfinanzminister —, diesen von der 
Fraktion der Freien Demokraten eingebrachten An-
trag schnellstmöglich zu behandeln. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Schoettle: Der Antrag ist be-
gründet. Die Aussprache ist eröffnet. — Das Wort 
hat der Abgeordnete Dr. Stecker. 

Dr. Stecker (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Das  Anliegen, 
.das der Antrag der FDP zum Inhalt hat, ist auch 
unser Anliegen, nämlich die  steuerlichen Barrieren 
gegenüber einer vernünftigen Wahl derjenigen Be-
triebsform abzubauen, die für das  Unternehmen die 
beste ist. Es handelt sich ja um Fälle, in denen 
insbesondere Familienbetriebe aus einem familiären 
Rahmen herauswachsen, wo es besser ist, daß man 
Betrieb und Familie voneinander trennt. Das ist ein 
Anliegen, dem wir auch schon dadurch gerecht ge-
worden sind, daß wir Kleine Anfragen gestellt 
haben, daß wir im Finanzausschuß darüber gespro-
chen haben und daß wir in einem Kreis von Sach-
verständigen, Herr Kollege Staratzke, seit einigen 
Wochen mit den Herren vom Finanz- und vom 
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Justizministerium beraten. Dazu gehören von Ihrer 
Fraktion Frau Kollegin Funcke und von der SPD 
Frau Kollegin Kurlbaum-Beyer. Wir haben am 
6. Dezember ein weiteres Gespräch über dieses 
Thema und hoffen, dann zu erreichen, daß hier eine 
vernünftige Lösung gefunden wird. 

Insofern halte ich Ihren Antrag für im wesent-
lichen deklamatorischer Natur. Ich würde also nicht 
sagen, daß er Wesentliches fördern kann. 

Ich meine aber eines hier noch ansprechen zu 
sollen. Das größte Hemmnis, das wir bei der Um-
wandlung zur Zeit haben, ist die  Grunderwerb-
steuer. Diese gehört in die Gesetzgebungskompetenz 
der Länder. Mein Appell geht eigentlich mehr an die 
Länder, hier zu einer Kooperation zu kommen, die 
in der Tat verhindert, daß sinnlos blockierende 
Steuermaßnahmen aufrechterhalten werden. 

In diesem Sinne möchte ich beantragen, daß die 
Vorlage dem Finanzausschuß überwiesen wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort wird wei-
ter nicht gewünscht. Die Aussprache ist geschlossen. 

Der Antrag soll an den Finanzausschuß — feder-
führend — und an den Ausschuß für Wirtschaft und 
Mittelstandsfragen sowie gemäß § 96 der Geschäfts-
ordnung an den Haushaltsausschuß überwiesen 
werden. Ist das Haus mit diesen Überweisungsvor-
schlägen einverstanden? — Das scheint der Fall zu 
sein; dann ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 17 der Tagesordnung auf: 

Große Anfrage der Fraktion der CDU/CSU 
betr. Lage der deutschen Luft- und Raum-
fahrtindustrie 
— Drucksache V/1869 — 

Wer begründet? — Herr Dr. Wörner! 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Brauchen wir überhaupt eine 
nationale Luft- und Raumfahrtindustrie? Wäre es 
nicht billiger und besser, unser Luftfahrtgerät bei-
spielsweise in ,den Vereinigten Staaten einzukaufen 
und uns allenfalls noch auf Lizenzbauten zu be-
schränken? Ist die Luft- und Raumfahrtindustrie für 
uns so eine Art nationales Prestigeobjekt? — Das 
sind Fragen, die  seit dem letzten Herbst, als wir 
über tausend Beschäftigte in diesem Industriezweig 
entlassen mußten, die Diskussion beherrschen. So-
lange auf diese Fragen keine schlüssige, keine über-
zeugende Antwort gefunden worden ist, wird die 
Unsicherheit aus diesem Industriezweig nicht ver-
schwinden. Das ist der eigentliche Anlaß und das 
eigentliche Anliegen dieser Großen Anfrage, daß 
wir nämlich von der Bundesregierung eine ganz 
klare und verbindliche Aussage erwarten: Wollen 
wir eine nationale Luft- und Raumfahrtindustrie 
oder wollen wir keine eigenständige nationale Luft- 
und Raumfahrtindustrie? Erst wenn diese Frage ge-
klärt ist, können wir hoffen, die  Luft- und Raum-
fahrtindustrie aus dem Schwebezustand zu erlösen, 
in dem sie sich im Augenblick befindet, in dem ihr  

zum Leben zuwenig, zum Sterben zuviel gegeben 
wird. 

Uns wäre mit einem bloßen Lippenbekenntnis 
nicht gedient. Wenn wir hier zu dieser Frage ein 
klares Ja sagen, wenn wir die Notwendigkeit der 
Luft- und Raumfahrtindustrie bejahen, dann müssen 
wir die nötigen führungstechnischen, die nötigen 
personellen und die nötigen finanziellen Konse-
quenzen zu ziehen bereit sein. 

Meine Damen und Herren, das Bekenntnis zur 
nationalen Luft- und Raumfahrtindustrie ist kein 
Luxus, sondern bitterste Notwendigkeit. Wir werden 
unseren Rang als viertgrößte Industriemacht dieser 
Welt, wir werden unseren Rang als die zweitgrößte 
Handelsmacht dieser Welt nur behaupten können, 
wenn wir eine kräftig entwickelte Luft- und Raum-
fahrtindustrie haben. Ich will gar nicht auf den wach-
senden Weltluftverkehr eingehen, der enorme Chan-
cen auch für den Export in sich schließt. Ich will ein-
mal abheben auf die technologische Lücke, die zwi-
schen Europa auf der einen Seite und den USA und 
der UdSSR auf der anderen Seite besteht. Wir reden 
ja sehr viel von dieser technologischen Lücke. 

Meine Damen und Herren, wir müssen uns dar-
über im klaren sein, daß die Tatsache, daß dieser 
Vorsprung der Amerikaner und der Russen fast täg-
lich wächst, in erster Linie eine Folge des Vor-
sprungs der Luft- und Raumfahrtindustrie dieser 
Staaten ist. Denn diese Luft- und Raumfahrtindustrie 
ist nun einmal der Schrittmacher, einer der wesent-
lichsten Schrittmacher der Technologie. Erinnern 
Sie sich nur einmal an die zahlreichen Abfallpro-
dukte dieser Forschung. 

(Abg. Frau Geisendörfer: Genau das ist es!) 

Es gäbe beispielsweise den Herzschrittmacher nicht; 
es gäbe nicht die Röntgengeräte, die wir heute 
haben; es gäbe Dutzende von Leichtmetallen, Farb-
anstriche, Gasturbinen, die Mikroelektronik, ein 
Verfahren des chemischen Fräsens beispielsweise, 
neue Formen der Energiegewinnung, Plasmaenergie, 
Kleinsttransistoren, nicht. Es gibt kaum einen 
Lebensbereich und es gibt kaum eine Industrie, die 
nicht aus diesen Erkenntnissen in der Luft- und 
Raumfahrtindustrie inzwischen sehr viel Nutzen 
gezogen hätten. 

(Abg. Frau Geisendörfer: Und die ganze 
Bevölkerung!) 

— Jawohl, sehr richtig! 

Ein anderes Beispiel. Die Amerikaner entwickeln 
im Augenblick zur Abgasbeseitigung, zur Reinhal-
tung der Luft ein Elektroauto aus einer Batterie, 
die sie für die Weltraumfahrt entwickelt haben. 

Es geht darüber hinaus auch in den Bereich des 
Managements, der Systemanalyse, der System-
integration. Das PERT-Verfahren ist eine Erkenntnis, 
die aus der Luft- und Raumfahrt kommt und inzwi-
schen auf alle Bereiche der Industrie übergegriffen 
hat. Die Amerikaner haben Untersuchungen darüber, 
wie ein Krankenhaus zweckmäßig organisiert wird, 
wie eine Stadt zweckmäßig organisiert wird, wie 
die Raumordnung zweckmäßig organisiert und koor-
diniert wird, nicht etwa einer anderen Industrie- 
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firma, sondern einer Luftfahrtfirma, einer Raumfahrt-
firma übertragen. Daraus wird Ihnen klar, welche 
Bedeutung das auch für diesen Bereich hat. 

Wir müssen uns einfach über folgendes im klaren 
sein: wenn wir, die Bundesrepublik, wenn wir, die 
Europäer, technologisch nicht absolut ins Hinter-
treffen geraten wollen, dann müssen wir die Luft- 
und Raumfahrtindustrie fördern und dann müssen 
wir uns zu einer solchen eigenständigen Luft- und 
Raumfahrtindustrie bekennen. 

Der Herr Professor Fucks hat das Wort von den 
„Formeln zur Macht" geprägt. Wenn es eine Formel 
zur Macht gibt, die wirklich wesentlich ist, dann ist 
das die Rolle der Technologie. Wir alle haben wohl 
inzwischen begriffen, daß sich der Wettlauf der 
Großmächte verlagert hat und daß das in erster Linie 
ein Wettlauf der Technologie geworden ist. Denken 
Sie nur an den Start der Raketen! Denken Sie an all 
die übrigen Entwicklungen, die wir täglich sehen! 
Das alles ist inzwischen ein Wettlauf der Technolo-
gie. Die Macht, der Verteidigungswert, der Bündnis-
wert, das Wirtschaftspotential und letztlich der Le-
bensstandard eines Volkes hängen wesentlich von 
der Rolle der Luft- und Raumfahrtindustrie ab. 

Wir diskutieren so oft über die politisch unab-
hängige Stellung Europas. Wir werden politische 
Provinz bleiben, solange wir technologische Provinz 
bleiben. Das ist eine ganz schlichte Erkenntnis. 

(Zustimmung in der Mitte.) 

Die politische Unabhängigkeit ist eine Funktion auch 
einer gewissen technologischen Unabhängigkeit. Das 
heißt, ein Verzicht auf eine eigenständige Luft- und 
Raumfahrtindustrie würde praktisch unsere Abdan-
kung als unabhängige Industriemacht bedeuten. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU.) 

Gelegentlich wird gefragt: Warum kaufen wir 
uns nicht das Luftfahrtgerät und damit auch die Ab-
fallprodukte in den Vereinigten Staaten? Käme das 
nicht doch letztlich billiger? Das ist eine sehr törichte 
Überlegung und würde nur dazu führen, daß wir im 
Grunde genommen die Forschung der Amerikaner 
finanzieren und von Tag zu Tag mehr in ein Satel-
litenverhältnis hineinschlittern. Ich brauche Sie nur 
an unsere Patentbilanz zu erinnern, die heute schon 
negativ ist, um Ihnen zu zeigen, daß ein solches Ver-
fahren keinen Sinn hätte. 

Und dann drängt sich natürlich die andere Frage 
auf. Wenn man diesen Start der Saturn erlebt hat, 
dieses ungemein eindrucksvolle Bild, wenn man 
weiß, daß 300 000 Leute daran gearbeitet haben, 
über Jahre hinweg, dann drängt sich doch die Frage 
auf: Haben wir überhaupt eine Chance, in diesem 
Rennen noch mitzuhalten? Ist es nicht vermessen, 
hier überhaupt in den Wettbewerb einzusteigen? 
Wir haben in unserer Luft- und Raumfahrtindustrie 
40 000 Beschäftigte. Die Franzosen haben 100 000, 
die Engländer 250 000 und die Amerikaner 1,4 Mil-
lionen Beschäftigte. Hat es dann überhaupt einen 
Sinn, sich in diesen Wettbewerb einzuschalten? 
Übersteigt das nicht die finanziellen, die ökono-
mischen, die personellen Kräfte unseres Staates und 
unserer Wirtschaft? Das ist bis zu einem gewissen 

Grade richtig. Aber daraus ergibt sich eine Konse-
quenz, und zwar eine Konsequenz, die sich die euro-
päischen Staaten hinter die Ohren zu schreiben 
haben: nur aus einer stärkeren Zusammenarbeit der 
europäischen Luft- und Raumfahrtindustrie kann die 
Chance erwachsen, in diesem Wettbewerb Schritt 
zu halten oder überhaupt nur erst einmal ein Part-
ner, ein vernünftiger, respektierter Partner der 
Amerikaner zu werden. Nur eine gemeinsame euro-
päische Luft- und Raumfahrtindustrie wird sich in 
dieser internationalen Konkurrenz behaupten kön-
nen. Das bedeutet für die Bundesregierung wie für 
uns, daß wir einen ganz klaren Kurs auf eine Zu-
sammenarbeit der europäischen Luft- und Raum-
fahrtindustrie zu steuern haben, wobei ich sagen 
möchte, daß diese Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der Raumfahrt bereits sehr weit gediehen ist. Sie ist 
allerdings nicht mängelfrei. Aber das bedeutet 
natürlich auch, daß wir gewisse Prioritäten setzen 
müssen. Das bedeutet nicht, daß wir uns etwa von 
den Amerikanern völlig separieren können. Ich wäre 
der letzte, der das fordern wollte; denn das wäre 
Unfug. Natürlich muß es auch eine Zusammenarbeit 
mit den Amerikanern geben. Aber Sie müssen sich 
im klaren darüber sein, daß nur eine auf eigenen 
Füßen stehende, kräftige europäische Luft- und 
Raumfahrtindustrie in der Lage ist, für die Ameri-
kaner einen ernsthaften Partner abzugeben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
würde Ihnen allen ,die Lektüre eines Berichts emp-
fehlen, ,den der Kollege Berkhan vor der Westeuro-
päischen Union über ,das Programm Intelsat erstattet 
hat, wo er bis ins Detail darstellt, wie die Geschäfts-
praxis gerade der Amerikaner in diesem Projekt 
aussieht und wie sie nun bis zu einem gewissen 
Grade versuchen, die europäischen Firmen hier aus 
dem einzigen bis jetzt, lukrativen Geschäft der 
Raumfahrt herauszuhalten. Das können wir nur 
dann ändern, wie .der Herr Kollege Berkhan auch 
dargestellt hat, wenn wir eigene Entwicklungen 
starten, mit denen wir uns mindestens ernsthaft ins 
Geschäft einkaufen können, nicht um die Amerika-
ner daraus zu verdrängen, aber um mit den Ame-
rikanern besser kooperieren zu können. 

Wir haben keinen Grund zur Resignation. Natür-
lich werden ,wir nie den Markt der Amerikaner ha-
ben. Wir haben auch nicht die Finanzkraft der Ame-
rikaner, selbst als vereinigte Europäer nicht. Wir 
werden  also  niemals den Standard der Amerikaner 
erreichen. Aber überlegen Sie sich einmal, was diese 
zersplitterte europäische Luft -und Raumfahrtindu-
strie immerhin geleistet hat, daß sie imstande war, 
das erste Überschall -Verkehrsflugzeug zu entwik-
keln, die „Concorde", daß wir in Deutschland mit 
diesen wirklich bescheidenen Mitteln den ersten 
senkrecht startenden Überschalljäger entwickelt ha-
ben und daß wir den ersten senkrecht startenden 
Transporter entwickelt haben, die Do 31, übrigens 
ein Projekt, dem man für den zivilen Sektor eine 
gewisse Bedeutung auch in der Zukunft beimessen 
muß. Das heißt, unsere Ingenieure, unsere Wissen-
schaftler sind nicht zweitrangig. Sie sind in der 
Lage, vom Können her in diesem internationalen 
Wettbewerb Schritt zu halten. Man muß ihnen nur 
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Arbeitsbedingungen geben. 

Ich sehe Schwerpunkte, um die sich die künftige 
Entwicklung unserer Luft- und Raumfahrtindustrie 
in Europa gruppieren muß. Da ist zum einen auf 
dein zivilen Sektor der Airbus. Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, ich hoffe nur, daß die Ent-
wicklung dieses Airbusses jetzt etwas schneller vor 
sich geht als 'das Zustandekommen dieses Projekts. 
Die Bundesregierung wäre gut beraten, wenn sie 
sich mit allem Nachdruck dahinterklemmen würde. 
Dabei muß ich sagen, das gilt natürlich auch für die 
Lufthansa. Ich habe ein gewisses Verständnis dafür, 
daß die Lufthansa Projekte nur kaufen will, wenn 
sie eine gewisse Sicherheit hat. Aber auf der ande-
ren Seite kann es natürlich nicht so sein, daß wir 
in einem Wettbewerb ein Projekt entwickeln und 
unsere eigene nationale Luftfahrtgesellschaft, an der 
wir selbst als Staat beteiligt sind, sich im Hinter-
grund hält und nicht eine eindeutige Option dafür 
abgibt. Darum müßte hier einmal, wie das nachher 
wohl auch gefordert werden wird ich habe das 
in einem Antrag gelesen —, innerhalb der Bundes-
regierung eine gewisse Klarheit geschaffen werden. 

Nur — und das als letztes zur Bedeutung der Luft- 
und Raumfahrtindustrie —, auch in diesem euro-
päischen Geschäft können wir, die Bundesrepublik, 
nur dann mithalten, wenn wir eine eigenständige 
Luft- und Raumfahrtindustrie haben. Wir können 
darauf gar nicht verzichten. 

Meine Damen und Herren, wie steht es nun um 
diese deutsche Luft- und Raumfahrtindustrie? Wie 
Sie wissen, ist das eine verhältnismäßig krisenge-
schüttelte Industrie. Sie ist im Augenblick wieder an 
einem Punkt angelangt, wo man befürchten muß, 
daß der technische Stand und die Zukunftsmöglich-
keiten verspielt werden. Der Geschäftsführer des 
Bundesverbandes der Luft- und Raumfahrtindustrie 
hat kürzlich in  einer Pressekonferenz — wie ich 
glaube, zu Recht — festgestellt, daß, falls nicht in-
nerhalb der nächsten Monate eine Entscheidung 
über die zu erwartenden militärischen Aufträge falle, 
die deutsche Luft- und Raumfahrtindustrie einer 
schweren Krise entgegengehe; schon jetzt seien bei 
den süddeutschen Firmen nur 50 % der Fertigungs-
kapazität ausgelastet. Das wirft ein Bild auf die 
Situation dieser Industrie, auf die Unsicherheit, die 
sie beherrscht. Das dürfen wir nicht zulassen. Denn 
wir schulden, glaube ich, den beteiligten Ingenieu-
ren, Studenten und Wissenschaftlern nicht nur Dank, 
sondern auch eine gewisse Sicherheit; sonst werden 
sie uns dort nicht bleiben. Es gibt schon Alarmmel-
dungen über die Zahl der Studenten usw. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Sie können nicht erwarten, daß sich ein Student 
zur Mitarbeit, zum Studium entschließt, wenn Sie 
ihm nicht ganz klar sagen und auch beweisen, daß 
dieser Industriezweig von uns nicht verspielt wird, 
sondern von uns gefördert wird. 

(Ganz richtig! bei der CDU/CSU.) 

Wo liegen die Ursachen dieser Krise der Luft- 
und Raumfahrtindustrie? Diese Ursachen haben wir  

in unserer Großen Anfrage in drei Punkten zusam-
mengefaßt. Da ist zunächst einmal die unzulängliche 
Struktur der deutschen Luft- und Raumfahrtindu-
strie. Die beteiligten Firmen sind zu klein, ihre 
Kapitaldecke ist zu gering. Im Verhältnis zu ihrer 
Kapitaldecke ist das Risiko zu groß. Dann haben 
wir eine ganze Menge nebeneinander laufender Ent-
wicklungsteams und Entwicklungen. Auf der ande-
ren Seite sind die Entwicklungsteams der einzelnen 
Firmen, die wir für die Zukunft brauchen, nicht 
groß genug. Wir haben beispielsweise fünf ver-
schiedene Entwicklungsteams, die sich mit Hub-
schrauberentwicklung befassen, die Franzosen eines. 
Dazu kommt, daß keine gemeinsamen oder nur be-
schränkt gemeinsame Versuchsanlagen da sind, daß 
keine geschlossene Systemführung erfolgt. 

Meine Damen und Herren, diese Struktur kann 
nicht bleiben. Die deutsche Luft- und Raumfahrtin-
dustrie muß die Konsequenzen daraus ziehen, sie 
muß sich zusammenschließen. Die Bundesregierung 
sollte alles tun, um diesen Zusammenschluß der 
deutschen Luft- und Raumfahrtindustrie zu fördern. 
Man wird es nicht stur, man wird es nicht dogma-
tisch machen können. Ich will mich auch gar nicht 
dazu äußern, ob wir eine oder zwei Gesellschaften 
brauchen. Ich meine nur, wir sollten die Mainlinie 
überschreiten. Wir sollten uns offenhalten für euro-
päische Zusammenschlüsse. Aber ich gebe ganz 
offen zu, wir sind enttäuscht darüber, daß erste An-
läufe zu einer solchen Fusion — Bölkow/ VFW — 
gescheitert sind. Ich hoffe, daß die Bundesregierung 
sich damit nicht zufrieden gibt, sondern daß sie in 
ihrer Auftragsvergabe in Zukunft eine Politik ein-
schlägt, die den beteiligten Firmen es attraktiv er-
scheinen läßt, mehr und enger zusammenzuarbeiten. 
Wir müssen Organisationsformen in der Luft- und 
Raumfahrtindustrie schaffen, die Doppelgleisigkeit 
vermeiden, eine gemeinsame Ausnutzung von An-
lagen und die volle Auslastung der Entwicklungs-
teams sicherstellen. 

Aber auch die Bundesregierung ist in ihrer Füh-
rungsstruktur meines Erachtens der Lage nicht so 
ganz gewachsen. Der Staat ist fast zu 90 % Auf-
traggeber der Luft- und Raumfahrtindustrie. Bis 
heute hat die Bundesregierung kein Führungsorgan 
für den Bereich der Luft- und Raumfahrtindustrie 
entwickelt. Das ist ein Beispiel für die überholte 
Führungsstruktur, die wir in unserem staatlichen 
Apparat heute noch haben. Die Zuständigkeit ist auf 
vier verschiedene Ressorts aufgeteilt. Jedes Ressort 
hat seine eigenen Perspektiven — muß sie haben —, 
seine eigene Politik, seinen eigenen Haushalt. Es 
fehlt die Zusammenschau des gesamten Bereichs. 
Man fragt sich nicht, was die Verteidigungskonzep-
tion, was die wirtschaftspolitische Konzeption erfor-
dert, man bringt das nicht in eine Zusammenschau, 
man errechnet daraus nicht das Potential und den Be-
darf, um danach die Mittel zu verteilen. Nein, man 
verteilt die Mittel auf die Ressorts — das ist Ihnen 
kein Geheimnis — . auch unter Umständen nach dem 
politischen Gewicht des Ministers usw. usf. Und 
dann, wenn man die Mittel erhalten hat, schaut man, 
welche Projekte man verwirklichen kann. Also fehlt 
eine Abstimmung unter übergeordneten Gesichts- 
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punkten. Daraus ergibt sich ein Nebeneinander, 
auch manchmal ein Gegeneinander. Das kann der 
bestehende Koordinierungsausschuß nicht ausräu-
men. Darin sind sehr fähige Beamte, die ihr Mög-
lichstes versuchen. Aber die Ebene ist schon falsch 
angesetzt. Das ist die Minitesrialdirektorenebene. 
Da kann man wohl die gröbsten Schnitzer beseitigen, 
aber die Zusammenschau fehlt. Meines Erachtens 
müßte die Regierung sich überlegen, ob sie nicht 
irgendwo an einer Stelle — ich will mich gar nicht 
festlegen — eine Führungsentscheidung fällen muß. 

Als Beispiel nehme ich die Vereinigten Staaten 
von Amerika, wo in dem Executive Office des Prä-
sidenten erstens einmal ein National Aeronautic 
Space Council, also ein beratendes Gremium, und 
dann aber auch ein Office of Science and Technology 
existiert. In diesem Office werden die wissenschaft-
lichen  und  Entscheidungen vorbe-
reitet. Ich weiß nicht, ob sich dieses Beispiel bei uns 
anwenden läßt. Ich weiß nur, daß die Amerikaner 
erkannt haben, daß sie hier ein Führungsinstrument, 
das übergeordnet ist, brauchen. Ob nun die Bundes-
regierung das Kanzleramt funktional gliedern will, 
ob sie eine Behörde schaffen will, ob sie beispiels-
weise das Wissenschaftskabinett viel stärker ein-
schalten will, das muß man ihr überlassen. Das geht 
uns, die Parlamentarier, nichts an. Wir können nur 
die Forderung erheben. 

Schließlich zur dritten und letzten Ursache, der, 
wie ich meine, ernstesten Ursache! Die Luft- und 
Raumfahrtindustrie macht uns da mit Recht Vor-
würfe. Es fehlt bis jetzt ein mittelfristiges oder gar 
längerfristiges Rahmenprogramm, aus dem die Luft- 
und Raumfahrtindustrie für einen bestimmten Zeit-
raum ersehen könnte, welche Aufgaben man ihr 
stellt, was man von ihr erwartet. Für die Raumfahrt 
haben wir das. Hier gilt mein Kompliment dem 
Herrn Wissenschaftsminister, der das mindestens 
für einen Teilbereich geschaffen hat. Es gilt jedoch, 
für den gesamten Bereich in der Zusammenschau ein 
solches Programm zu entwickeln. Nur dann wird 
in der Industrie die nötige Sicherheit einkehren. 
Nur dann — und nur dann! — werden uns die 
Ingenieure, die Techniker, die Wissenschaftler dort 
bleiben, wenn man sie von dieser Unsicherheit er-
löst. 

Ich verkenne nicht, daß das schwierig ist. Wir 
alle wissen um die Unsicherheit der verteidigungs-
politischen Konzeption, die nicht von uns ausgeht, 
die wir ertragen, erdulden, erleiden müssen. Aber 
man muß sich im klaren darüber sein, daß, wenn 
man hier nicht einen klaren Rahmen für die jahre-
langen Entwicklungsarbeiten steckt, wir aus der 
Krise nicht herauskommen. Darum werden wir die 
Bundesregierung auffordern, ein solches länger-
fristiges Rahmenprogramm auszuarbeiten und vor-
zulegen. das sich zu den Fragen zu äußern hat, die 
wir in Punkt 4 unserer Großen Anfrage detailliert 
aufgeführt haben, die vorzulesen ich mir aus Zeit-
gründen erspare. 

Noch kurz einige weitere Forderungen. Der An-
teil von Forschung und Entwicklung im Verteidi-
gungsministerium muß erhöht werden. 

(Zustimmung.) 

Wir stehen bei 3 %. Frankreich steht bei 25 %, 
eignet sich aber aus verschiedenen Gründen hier 
nicht als Beispiel. Großbritannien steht bei 12 %. 
Der Durchschnitt der westlichen Welt liegt immer-
hin bei 14 %, wir liegen bei 3 %. Wir verschenken 
also jedes Jahr ein Stück technologischen Fort-
schritts. Das darf nicht so weitergehen. Ferner muß 
die Kooperation, die Zusammenarbeit zwischen 
Forschung und Industrie verstärkt werden. Wir 
müssen die Forschung gerade in diesem Bereich 
industrienäher gestalten. Weiter haben wir dafür 
zu sorgen, daß die Verwertung der Forschungs-
ergebnisse überzeugender wird, daß also die Um-
setzung der Abfallprodukte in die anderen Industrie-
zweige hinein verbessert wird. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
habe versucht, mich kurz zu fassen und auch ver-
hältnismäßig frei zu reden, 

(Beifall) 

da wir ja bestrebt sind, in diesem Parlament eine 
etwas lebendigere und kürzer gefaßte Aussprache 
zustande zu bringen. Die Regierungserklärung 
spricht sich für eine Förderung der Schlüssel-
industrien aus, die für die Zukunft maßgebend sind. 
Hier haben wir eine solche Schlüsselindustrie. Hier 
wird die Regierung und hier werden wir alle an 
unseren Taten gemessen werden. Ich kann Ihnen 
nur sagen, wenn wir den politischen Handlungs-
spielraum, den wir haben, wenn wir die Vertei-
digungskraft, die wir haben, nicht verschenken 
wollen, dann müssen wir diesen Industriezweig 
fördern und nochmals fördern. Noch ein anderer 
Aspekt! Wollen wir uns als Volk, sollen sich unsere 
jungen fähigen Wissenschaftler von einer Entwick-
lung ausschließen, die in den Weltraum hinein-
dringt, die doch Aufgaben stellt, die jeden. Men-
schen und jedes Volk begeistern müssen, wir, die 
wir mit Schrittmacher dieser Entwicklung waren? 
Ich meine, diese Frage beantwortet sich von selbst. 

(Lebhafter Beifall.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Schober. 

Dr. Schober (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Kollege 
Dr. Wörner hat nach meiner Meinung sehr treffend 
dargelegt, warum es notwendig ist, daß wir in der 
Luft- und Raumfahrtindustrie und -forschung den 
Anschluß an die internationale Entwicklung nicht 
verlieren. Ich möchte das jetzt nicht mehr im ein-
zelnen ausführen. 

Lassen Sie mich nur ein Wort dazu sagen, wie 
sich die Zeiten geändert haben. Das deutsche Volk, 
das Deutsche Reich, ist einmal auf diesen Gebieten 
führend gewesen. Sie werden sich erinnern, daß 
wir sowohl auf dem Gebiet der Luftfahrt als auch 
auf dem Gebiet der Raumfahrt die Pionierarbeit ge-
leistet haben, von der jetzt andere profitieren. An 
nichts zeigen sich deutlicher die verheerenden Fol-
gen des Krieges als daran, daß wir hier jetzt einen 
so starken Rückstand haben. Ich möchte zu der 
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technologischen Bedeutung in diesem Zusammen-
hang nichts weiter sagen. 

Herr Kollege Dr. Wörner hat eine stärkere Zu-
sammenarbeit sowohl auf internationaler euro-
päischer als auch auf weltweiter Basis gefordert. Ich 
glaube, daß man das unterstützen sollte. Aber einen 
besonderen Akzent möchte ich hier doch setzen: 
Wir müssen zwar bestrebt sein, Europa zwischen 
den großen Mächten auch technologisch zum Zuge 
zu bringen, dürfen aber, glaube ich, die Verbindung 
vor allen Dingen zu Amerika nicht abreißen lassen. 
Wir müssen uns nach wie vor ,der großen For-
schungskapazitäten, die dort vorhanden sind, be-
dienen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Schober, darf ich Sie einen Moment unterbrechen. 
Der amtierende Präsident hat einen groben Verstoß 
gegen die Geschäftsordnung begangen. Er hätte nach 
der Begründung der Regierung das Wort geben 
müssen. Ich begreife jetzt Ihren etwas erstaunten 
Blick, als ich Ihnen das Wort erteilte. Frage: Läßt 
sich dieser Verstoß gegen die Geschäftsordnung 
korrigieren, indem Sie jetzt abbrechen und ich dem 
Herrn Bundeswirtschaftsminister das Wort gebe? 

(Zustimmung in der Mitte.) 

Dr. Schober (CDU/CSU) : Herr Präsident, mein 
Blick war in der Tat erstaunt. 

Vizepräsident Schoettle: Sie haben sich in das 
unvermeidliche Schicksal gefügt. 

Dr. Schober (CDU/CSU) : Da der Herr Präsident 
hier zu sagen hat, habe ich mich dann gefügt und 
bin ans Rednerpult gegangen. Ich bin aber selbst-
verständlich bereit, dem Herrn Wirtschaftsminister 
jetzt das Wort zuzugestehen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Schoettle: Danke schön. Das 
Wort hat der Herr Bundeswirtschaftsminister. 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: Herr 
Präsident! Ich bin Ihnen sehr dankbar, daß der Bun-
desregierung die Möglichkeit gegeben wird, auf die 
Große Anfrage der CDU/CSU-Fraktion zur Lage 
der deutschen Luft - und Raumfahrtindustrie hier so-
gleich zu antworten. Es wäre mir ein besonderes 
Vergnügen, wenn ich genauso frei und punctum con-
tra punctum auf die Begründung des Herrn Abge-
ordneten Wörner antworten könnte. Aber im Rah-
men der gegebenen Führungsstruktur und der ge-
gebenen Tradition bin ich gehalten, die zwischen 
den Ressorts abgestimmte Antwort der Bundesre-
gierung im Namen der Bundesregierung wie folgt 
zu verlesen: - 

(Heiterkeit.) 

Zu Frage 1! Die Bundesregierung hat zur Situation 
der deutschen Luft- und Raumfahrtindustrie bereits 
früher ausführlich Stellung genommen, zuletzt in 
der Antwort auf eine Kleine Anfrage der SPD-Frak-

tion zur deutschen Luft- und Raumfahrtindustrie vom 
29. Mai 1967 (Bundestagsdrucksache V/1806). Die 
Antwort auf die vorliegende Große Anfrage der 
CDU/CSU-Fraktion wird deshalb gewisse Wieder-
holungen der seinerzeit abgegebenen Stellungnahme 
bringen. 

Erstens: Die Bedeutung der Luft- und Raumfahrt-
industrie für die wirtschaftliche und technologische 
Entwicklung: Bei Einschätzung der wirtschaftlich

-

technologischen Bedeutung der Luft - und Raumfahrt-
industrie geht die Bundesregierung von folgenden 
Erwägungen aus. Wie wir alle wissen: der Welt-
luftverkehr dehnt sich stark aus. Die jährliche Zu-
wachsrate beträgt zur Zeit rund 12 % für die Per-
sonenbeförderung und rund 20 bis 30 % für die 
Beförderung von Fracht. Diese Expansion wird sich 
voraussichtlich im nächsten Jahrzehnt fortsetzen. Es 
besteht also ein wachsender Bedarf an Fluggerät. ;  
an dessen Leistungsfähigkeit immer höhere An-
forderungen gestellt werden. Großflugzeuge von 
morgen werden mehr als 100 Millionen DM je 
Einheit kosten gegenüber einem Preis von 30 Mil-
lionen DM für die heute benutzten großen Ver-
kehrsmaschinen. 

Eine Industrie, die diesen Bedarf deckt, ist natür-
lich von großer volkswirtschaftlicher Bedeutung ge-
rade im Hinblick auf die Zukunft und die weitere 
Entwicklung. 

Umfangreiche industrielle Kapazitäten können 
auch für die Vorhaben der Raumfahrt erforderlich 
werden. Allein die wissenschaftlichen Projekte der 
Raumfahrt haben in  weltweitem Umfang eine so 
große Bedeutung erlangt, daß sie in wachsendem 
Maße Kapazitäten der Luft- und Raumfahrtindustrie 
beanspruchen. Diese Tendenz wird sich um so mehr 
verstärken, als die wirtschaftliche Anwendung von 
Satelliten umfangreiche Entwicklungsarbeiten erfor-
dert. In diesem Zusammenhang sind insbesondere 
Nachrichten-, Navigations- und Wettersatelliten zu 
erwähnen. 

Der militärische Bedarf an Luftfahrtgerät wird sich 
auf absehbare Zeit nicht verringern, zumal die Waf-
fensysteme infolge der schnellen Fortentwicklung 
der Technik in wenigen Jahren veralten und durch 
neue zu ersetzen sind. 

Die Luft- und Raumfahrtindustrie muß neuartige 
und schwierige Aufgaben bewältigen. Diese zeich-
nen sich zudem durch außergewöhnliche Vielfalt 
aus. Bei den der ganzen Industrie zugute kommen-
den zahlreichen Ergebnissen moderner Entwicklun-
gen aus diesem Bereich ist vor allem auf neue Werk-
stoffe und Bauweisen sowie auf Elektronikkompo-
nenten hinzuweisen. 

Von der Luft- und Raumfahrttechnik geht über die 
meßbaren technischen Ergebnisse hinaus ein starker 
Ansporn zu Höchstleistungen und zur Suche nach 
neuartigen Lösungen auf Wissenschaftler und Inge-
nieure aus. 

Es stellt sich die Frage, ob auch die kleine deutsche 
Luft- und Raumfahrtindustrie mit ihren zur Zeit 
38 000 Beschäftigten die hier angedeuteten Mög- 
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lichkeiten technologischer Entwicklung verwirklichen 
kann. 

Es liegt auf der Hand — und es wurde ja in der 
Begründung angedeutet —, daß die mächtige ameri-
kanische Luft - und Raumfahrtindustrie, die oft als 
Beispiel angeführt wird, kein realistisches Modell 
für die deutsche Luft- und Raumfahrtindustrie sein 
kann. In den USA ist bekanntlich dieser Wirtschafts-
zweig durch militärische Aufträge und Raumfahrt-
programme mit Mitteln aufgebaut worden, die aus 
der Sicht der Bundesrepublik eine auch, ökonomisch 
und finanziell astronomische Größenordnung haben. 

Die Bundesregierung ist nach Prüfung aller hier 
in Betracht kommenden Gesichtspunkte der Auffas-
sung, daß die deutsche Luft- und Raumfahrtindustrie 
trotz ihres geringen Umfanges und trotz der be-
grenzten zu ihrer Förderung zur Verfügung stehen-
den öffentlichen Mittel eine wichtige Rolle als Im-
pulsgeber und Schrittmacher für Technik und Wirt-
schaft der Bundesrepublik spielen kann. Diese posi-
tive Bewertung durch die Bundesregierung wird 
durch die technischen Erfolge der nach dem Kriege 
neu erstandenen deutschen Luft- und Raumfahrt-
industrie gestützt. Es sei hier vor allem der inter-
national anerkannte hohe Entwicklungsstand deut-
scher Firmen auf dem Gebiet der Senkrechtstarttech-
nik erwähnt. 

Die Bedeutung der Luft- und Raumfahrtindustrie 
für das Verteidigungssystem ist der zweite Punkt. 
Meine Damen und Herren, die deutsche Luft- und 
Raumfahrtindustrie lebt zur Zeit zu knapp 80 % von 
Aufträgen des Bundesministers der Verteidigung; 
und das ist der springende Punkt, Herr Kollege Wör-
ner. Bei diesem Übergewicht militärisch orientierter 
Aufgaben liegt es nahe, die Notwendigkeit dieser 
Industrie auch mit Erfordernissen der Verteidigung 
zu begründen. Die hochentwickelte Industrie der 
Verbündeten ist bereit und in der Lage, den deut-
schen militärischen Bedarf zu decken, sei es im Wege 
des Verkaufs, sei es im Wege der Lizenzvergabe 
zum Nachbau oder der Beteiligung an der Fertigung 
einschließlich der Überlassung der Endmontage. Es 
kommt aber darauf an, durch eigene Entwicklung 
oder auch durch Beteiligung an Gemeinschaftsent-
wicklungen das geistig-technologische Potential der 
Bundesrepublik zu engagieren und dadurch gleich-
zeitig zu vermeiden, daß die deutschen Steuerzahler 
ausländische Entwicklungskapazitäten in einem nicht 
vertretbaren Ausmaß mitfinanzieren. Damit soll 
aber keineswegs dem Gedanken einer aus militä-
rischen und technologisch-wirtschaftlichen Gründen 
weder möglichen noch erwünschten Autarkie auf 
dem Gebiete der Luftrüstung das Wort geredet wer-
den. 

Nichtsdestoweniger wird ,das politisch-militärische 
Gewicht der Bundesrepublik im Rahmen des nord-
atlantischen Verteidigungsbündnisses von dem Be-
stehen einer leistungsfähigen Luft- und Raumfahrt-
industrie wesentlich bestimmt. Das Bestehen einer 
deutschen Luft- und Raumfahrtindustrie macht es 
möglich, bei einer deutschen Beteiligung an der Ent-
wicklung und Fertigung von Luftfahrtgerät die mili-
tärischen Forderungen der Bundeswehr hinsichtlich 
des benötigten Fluggeräts wirksamer zur Geltung  

zu bringen. Im übrigen wird die deutsche Position 
bei derartigen Gemeinschaftsprojekten, auch was 
das Ausmaß der wirtschaftlichen und finanziellen 
Beteiligung anlangt, gestärkt, wenn  die  Alternative 
einer eigenen deutschen Entwicklungs - und Ferti-
gungskapazität gegeben ist. Schließlich ist eine 
eigene industrielle Kapazität auf diesem Gebiet in 
der Bundesrepublik Deutschland auch deshalb erfor-
derlich, um die anfallenden umfangreichen Aufga-
ben bei der Betreuung, Instandsetzung und Repara-
tur des militärischen Fluggeräts erfüllen zu können. 

Die Rolle und Aufgabe der deutschen Luft- und 
Raumfahrtindustrie im Rahmen der internationalen 
Zusammenarbeit wäre der dritte Punkt zu dieser 
ersten Frage. Der Weg verstärkter internationaler 
Zusammenarbeit ist für die deutsche Luft- und 
Raumfahrtindustrie klar vorgezeichnet. Die Höhe 
des  notwendigen finanziellen und technischen Auf-
wands und die Sicherung eines genügend großen 
Marktes erfordern heute bei bedeutenden Luft- und 
Raumfahrtprojekten in  Europa, daß mehrere Län-
der zusammen gemeinsam handeln. Die deutsche 
Luft- und Raumfahrtindustrie hat (den technischen 
Stand, auch auf zahlreichen wichtigen Gebieten der 
Luft- und Raumfahrttechnik als gleichwertiger Part-
ner mitzuarbeiten. Eine Reihe größerer Gemein-
schaftsprojekte europäischer Länder ist bereits mit 
deutscher Beteiligung begonnen worden. Die Bei-
spiele sind: Bréguet Atlantic, Transall, ELDO-Ra-
kete, VFW 614, Fokker F 28 und Airbus. Die Zu-
sammenarbeit innerhalb Europas steht somit auf 
diesem Gebiete im Vordergrund. Sie wird nebenbei 
zugleich die Einigung europäischer Länder in wirt-
schaftlicher und technischer Hinsicht günstig beein-
flussen. Darüber hinaus — 'das klang auch in der 
Begründung des Herrn Kollegen Wörner an — sollte 
die  'deutsche  Luft- und Raumfahrtindustrie aber auch 
mit außereuropäischen Industrien zusammenarbei-
ten, wenn wirtschaftliche und technische Ziele unter 
günstigen Bedingungen zu erreichen sind und eine 
gleichberechtigte Partnerschaft geboten wird. 

Zu Frage 2, Lage und Struktur der deutschen Luft- 
und Raumfahrtindustrie selbst. Zuerst einige Daten 
zur Situation. Wie ich schon sagte, betrug die 
Gesamtbeschäftigtenzahl dieses Bereichs einschließ-
lich Triebwerkindustrie Mitte des Jahres etwa 
38 000, die sich im wesentlichen auf fünf Flugzeug-
zellen-Firmen mit 5- bis 10 000 Beschäftigten und 
zwei Triebwerk-Firmen verteilen. Zum Vergleich sei 
erwähnt — das wurde durch den Herrn Kollegen 
Wörner in seiner Begründung schon angedeutet —, 
daß die französische Luft- und Raumfahrtindustrie 
etwa die dreifache, die englische die sechsfache und 
die amerikanische die fünfunddreißigfache Größe 
hat, gerechnet nach der Zahl der Beschäftigten. Von 
den in der deutschen Luft- und Raumfahrtindustrie 
tätigen Arbeitskräften waren ungefähr 43 % durch 
Fertigung, 26% durch Betreuungs- und 31 % durch 
Entwicklungsaufgaben einschließlich Raumfahrttech-
nik gebunden. 

Der Bund selbst spielt als Auftraggeber der Luft- 
und Raumfahrtindustrie eine überragende Rolle. 
Etwa 79 °/o der Beschäftigten sind allein für Auf-
gaben der wehrtechnischen Entwicklung, der wehr- 
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technischen Fertigung und wehrtechnischen Betreu-
ung eingesetzt. Etwa 14 % arbeiten im zivilen Flug-
gerätebau, und rund 7 % sind durch Raumfahrt-
programme gebunden. Auch bei den nichtmilitä-
rischen Programmen ist der Bund unmittelbar oder 
mittelbar stark beteiligt, bei Raumfahrtprojekten 
direkt als Auftraggeber oder indirekt als Geldgeber 
über die internationalen Raumfahrtorganisationen 
ELDO und ESRO, bei der zivilen Flugzeugentwick-
lung durch die Gewährung von zinslosen Förde-
rungsdarlehen an die Unternehmen. 

Nach diesen Daten nun zur Situation selbst. Diese 
Industrie ist, wie ich schon sagte, klein im Vergleich 
zu den Luftfahrtindustrien anderer Länder. Das liegt 
zum großen Teil daran, daß uns eine Betätigung auf 
dem . Gebiet der Luft- und Raumfahrttechnik nach 
dem letzten Krieg zuerst nicht erlaubt war und die 
deutsche Luftfahrtindustrie seit dem Jahre 1955 vom 
Stande Null an erst wieder aufgebaut werden mußte. 
Die deutsche Luftfahrtindustrie tauchte also als letz-
ter Anbieter sehr spät auf dem Markt auf. Der An-
schluß an die inzwischen mit Riesenschritten weiter-
gelaufene technische Entwicklung mußte neu und 
nachträglich gesucht werden. 

Die deutsche Luft- und Raumfahrtindustrie hat 
heute, zwölf Jahre danach, trotz aller Verspätung 
im Start schon wieder einen anerkannt guten Lei-
stungsstand erreicht. Auf einzelnen technischen Ge-
bieten, die Schwerpunkte deutscher Entwicklungs-
arbeit bildeten, kann man die deutsche Luft- und 
Raumfahrtindustrie sogar als führend bezeichnen. Im 
Vergleich zu ausländischen Konkurrenten fehlen ihr 
auf anderen Gebieten gleichwohl noch Erfahrungen. 

Die deutsche Luft- und Raumfahrtindustrie befin-
det sich zur Zeit in einem Übergangsstadium. Nach 
der ersten Phase mit Nachbauten ausländischer Mu-
ster und experimentellen Arbeiten soll sie nunmehr 
den mit den Programmen wie Transall und HFB 
320 begonnenen Weg eigenständiger Entwicklungen 
und Fertigungen verstärkt fortsetzen. Sie soll sich 
in Zukunft an technisch und wirtschaftlich noch an-
spruchsvolleren Projekten beteiligen. Auf dem mili-
tärischen Sektor ist hier vor allem die Entwicklung 
von Nachfolgemustern für Kampfflugzeuge zu er-
wähnen. Im zivilen Bereich sind die Gemeinschafts-
entwicklungen europäischer Airbus, Kurzstrecken-
verkehrsflugzeug VFW 614, Mittelstreckenverkehrs-
flugzeug Fokker F 28 zu erwähnen. In der Raum-
flugtechnik stehen im Vordergrund der Bau der 
dritten Stufe der ELDO-Rakete und verschiedene 
Satellitenprojekte wie „Heos A", „Symphonie" und 
„Azur". 

Bei Großprojekten zeigt sich, daß die gegenwär-
tige Struktur der deutschen Luft- und Raumfahrt-
industrie ungünstig ist. Das ungenügende Eigen-
kapital wurde schon erwähnt. Größere Luft- und 
Raumfahrtprojekte übersteigen die Kapitalkraft wie 
auch die Kapazität der einzelnen deutschen Unter-
nehmen. Diese haben für sich allein nicht das not-
wendige Gewicht, um als gleichwertige Partner auf 
internationaler Ebene aufzutreten. Darüber hinaus 
verhindert die Zersplitterung dieser Industrie den 
Aufbau einer rationellen Betriebsstruktur. 

Ebenso wie die Luft- und Raumfahrtindustrie an-
derer europäischer Länder sieht sich die deutsche 
gegenüber der amerikanischen schwerwiegenden 
Nachteilen ausgesetzt. Den europäischen Firmen 
fehlt bisher ein großer inländischer Markt für 
ziviles und militärisches Fluggerät, wie ihn die 
amerikanischen Unternehmen besitzen. Zur Beleuch-
tung der Situation sei gesagt, daß allein die ameri-
kanischen Luftverkehrsgesellschaften zur Zeit 60 % 
der zivilen Düsenverkehrsflugzeuge abnehmen. Die 
US-Hersteller produzieren auf der anderen Seite 
etwa 80 % der modernen zivilen Verkehrsmaschi-
nen überhaupt. Bis zum Jahre 1955 hielten euro-
päische Produzenten noch hohe Marktanteile. 

Nun können die europäischen Industriestaaten 
nicht die gewaltigen Mittel für militärische und 
Raumfahrtprojekte aufbringen wie die USA. Dies 
wirkt auch auf den zivilen Flugzeugbau zurück. 
Wichtige technische Neuentwicklungen, die in den 
USA in der zivilen Produktion mit großem Gewinn 
verwertet worden sind, sind dort bekanntlich aus 
militärischen oder Raumfahrtvorhaben, d. h. aus der 
Durchführung staatlicher Aufträge, hervorgegangen. 

Weitere Schwierigkeiten ergeben sich aus Art 
und Ablauf moderner Entwicklungsvorhaben. Diese 
werden technisch immer komplizierter, ständig 
teurer, binden immer größere Kapazitäten und er-
strecken sich über stets länger werdende Zeiträume. 
Deshalb wird es auch zunehmend schwieriger, 
Dauer, Verlauf und insbesondere die Kosten eines 
Projektes im voraus abzuschätzen. Bei dem großen 
Umfang schon eines einzigen wichtigen Projektes 
im Vergleich zur Gesamtkapazität der Luft- und 
Raumfahrtindustrie hat die Beendigung oder der 
vorzeitige Abbruch eines Programms naturgemäß 
weitreichende Folgen für den ganzen Wirtschafts-
zweig. Das mit der Entscheidung für ein größeres 
Vorhaben verbundene Risiko in technischer und 
finanzieller Hinsicht hat sich somit ungemein ver-
größert. Dies alles gibt zusammen mit den anderen 
Faktoren eine Erklärung dafür, warum die Prüfung 
bis zur Entscheidung über schon lange in der Öffent-
lichkeit bekannte, wichtige Projektvorschläge oft so 
viel Zeit in Anspruch nimmt. 

Nun zu den Möglichkeiten einer langfristigen 
Stabilisierung! Die erste Forderung muß eine be-
sonders sorgfältige und umfassende Planung der 
Vorhaben sein. Bei der geringen Größe der deut-
schen Luft- und Raumfahrtindustrie könnten einige 
wenige gute Projekte alle Beschäftigungssorgen auf 
Jahre hinaus beheben. 

Die deutsche Luft- und Raumfahrtindustrie wird 
auf absehbare Zeit auf öffentliche Aufträge und auf 
eine finanzielle Unterstützung des Staates für ihre 
zivilen Entwicklungsvorhaben angewiesen bleiben. 
Deshalb sind die erforderlichen öffentlichen Mittel 
über einen längeren Zeitraum einzuplanen. Aus 
diesem Grunde sind die großen Beschaffungs- und 
Entwicklungsvorhaben bereits in die mittelfristige 
Finanzplanung des Bundes bis 1971 einbezogen. 

Nur wenn alle europäischen Länder, die eine Luft- 
und Raumfahrtindustrie besitzen, ihre Kräfte ver-
einigen, besteht die Chance, daß sich die deutschen 
zusammen mit den anderen europäischen Unterneh- 
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men dieser Industrie in der Welt behaupten. Dies 
wurde schon bei der Beantwortung der ersten Frage 
vorweggenommen. Um die Voraussetzungen für 
eine wirklich europäisch planende und arbeitende 
Luft- und Raumfahrtindustrie zu verbessern, sind 
darüber hinaus Hemmnisse zu beseitigen, die einem 
integrierten großen europäischen Markt für Flug-
geräte entgegenstehen. Die Bundesregierung setzt 
sich nachhaltig für diese Ziele ein. 

Die deutsche Luft- und Raumfahrtindustrie muß 
sich in ihrer Struktur den Erfordernissen des Mark-
tes, insbesondere hinsichtlich moderner Großpro-
jekte und der angestrebten engen internationalen 
Zusammenarbeit, anpassen. Sie muß sich daher so 
bald wie möglich zu größeren Unternehmensein-
heiten zusammenschließen. Eine Konzentration die-
ser Industrie ist kein Allheilmittel für eine Stabi-
lisierung; sie ist aber eine wesentliche Voraus-
setzung. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die zuvor dargelegten Größenvergleiche der ein-
zelnen Firmen sprechen für sich. Die Bundesregie-
rung erwartet, daß die Unternehmen der Luft- und 
Raumfahrtindustrie im eigenen Interesse nach Lö-
sungen suchen. Sie bedauert, daß von der Industrie 
in letzter Zeit aufgenommene Verhandlungen bisher 
noch zu keinem befriedigenden Ergebnis geführt 
haben, wenn man von der Gründung der Deutschen 
Airbus GmbH, einem Zusammenschluß aller deut-
schen Zellenfirmen für die Beteiligung am euro-
päischen Airbus-Projekt, absieht. 

Gegenüber dem augenblicklichen Zustand sähe die 
Bundesregierung in jedem weiteren Schritt zu einer 
Konzentration der Luft- und Raumfahrtindustrie 
eine Verbesserung, vorausgesetzt daß hiermit tat-
sächlich eine Zusammenfassung und Bereinigung bei 
den Kapazitäten der Betriebe und, Herr Abgeord-
neter Wörner, eine Straffung der Führung auch dort 
verbunden wäre. Die Bundesregierung steht mit den 
Firmen im Gespräch, um die vorhandenen Ansätze 
zu einem stärkeren Zusammenschluß zu unterstüt-
zen. Auch eine engere Zusammenarbeit mit den zu-
ständigen Behörden der Länder in dieser Frage ist 
beabsichtigt. 

Der Bund wird darüber hinaus — das ist wohl 
sehr wesentlich — in seiner Eigenschaft als Auftrag-
geber die gegebenen Möglichkeiten einer Einfluß-
nahme einsetzen, um in angemessener Weise eine 
ökonomisch sinnvolle Fusion der Luft- und Raum-
fahrtindustrie zu fördern. 

Die Schwierigkeiten eines Zusammenschlusses 
von Unternehmen in diesem Bereich werden nicht 
verkannt. Die hierbei auftauchenden Probleme, ins-
besondere der Bewertung, der personellen Beset-
zung, der Kapazitätsverlagerung und der Arbeits-
teilung sowie auch der geographischen Arbeitsver-
teilung, scheinen jedoch nicht unlösbar, zumal da 
man bei bisherigen Fusionsverhandlungen schon für 
viele dieser schwierigen Fragen eine befriedigende 
Lösung gefunden hatte. 

Das Problem der zu schwachen Eigenkapitalaus -
stattung der Unternehmen bleibt vorläufig noch be-

stehen. Es wird jedoch erwartet, daß die begonnenen 
oder demnächst anlaufenden großen Vorhaben wie 
Airbus und VFW 614 ein technischer und wirt-
schaftlicher Erfolg werden. 

Zur Frage 3. Belange der Luft- und Raumfahrt-
industrie werden durch die Tätigkeit mehrerer Bun-
desressorts berührt. Die Zuständigkeit für diese In-
dustrie als ganze liegt beim Bundesminister für 
Wirtschaft. Dieses Ressort stellt auch das Förde-
rungsprogramm für den zivilen Flugzeugbau auf und 
führt es durch. Das Bundesministerium der Vertei-
digung hat durch die Vergabe des größten Teils der 
Aufträge an die Luft- und Raumfahrtindustrie mittel-
bar eine große Verantwortung für diesen Wirt-
schaftszweig. Das Bundesministerium für wissen-
schaftliche Forschung zeichnet verantwortlich für die 
Luft- und Raumfahrtforschung. Aufträge raumfahrt-
technischer Art an die Luft- und Raumfahrtindustrie 
werden von hier aus veranlaßt, soweit nicht ELDO 
und ESRO als Auftraggeber in Betracht kommen. 
Das Bundesministerium für Verkehr ist, wie sich das 
versteht, für die Fragen der Verkehrsträger in der 
Luftfahrt zuständig. 

Zunächst hatte das Bundesministerium der Vertei-
digung als Hauptauftraggeber einen bestimmenden 
Einfluß auf die hier zur Debatte stehende Industrie 
und ihre Entwicklung. Militärische Gesichtspunkte 
standen während der Aufbauphase im Vordergrund. 
Seit dem Anlaufen des zivilen Förderungsprogramms 
und der Beteiligung der Bundesrepublik an Projek-
ten der Weltraumforschung wird die Entwicklung 
der Luft- und Raumfahrtindustrie von der Bundes-
regierung einheitlich unter ökonomischen, technolo-
gisch-wissenschaftlichen und militärischen Aspekten 
gesehen. 

Damit die Einzelmaßnahmen der Ressorts auch 
tatsächlich aus dieser umfassenden Schau heraus be-
stimmt werden, hat die Bundesregierung unter der 
Federführung des Bundeswirtschaftsministers einen 
interministeriellen Koordinierungsausschuß „Luft - 
und Raumfahrtindustrie" eingesetzt, und zwar, wie 
mit Recht bemerkt wurde, auf der Ebene von Abtei-
lungsleitern. Dieser Ausschuß besteht seit drei Vier-
teljahren. Das Verfahren des Koordinierungsaus-
schusses spielt ich ein. Soweit zu treffende wichtige 
Entscheidungen in bezug auf die Luft- und Raum-
fahrtindustrie Grundlinien der Politik der Bundes-
regierung berühren, werden sie dem Kabinettsaus-
schuß für Wirtschaft oder dem Bundeskabinett als 
ganzem unterbreitet. Bei der vorhandenen klaren 
Regelung der Verantwortlichkeiten erschiene eine 
Zusammenfassung der verschiedenen Zuständigkei-
ten der vier genannten Ressorts in einer Hand trotz 
der vorhandenen Berührungspunkte in der Arbeit 
der einzelnen Hauser verfehlt. Angesichts der 
spezifisch fachlichen Prägung der verschiedenen Auf-
gaben wäre eine Straffung der Arbeit von einer 
solchen Zusammenfassung nicht zu erwarten. Vor-
teile einer Zentralisierung würden nur mit erheb-
lichen Nachteilen anderer Art erkauft werden. Die 
sehr unterschiedliche Organisation in anderen ver-
gleichbaren Ländern zeigt, daß es hier keine Stan-
dardlösung gibt, die auch für deutsche Verhältnisse 
geeignet wäre. 
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Zu Frage 4. Die Bundesregierung stellt bereits ein 

sich über mehrere Jahre erstreckendes Programm 
für die deutsche Luft- und Raumfahrtindustrie auf. 
Es umfaßt drei Teilbereiche: militärische Entwick-
lung und Beschaffung, ziviler Flugzeugbau und 
Raumfahrttechnik. Das vorgesehene Programm wird 
eine Vorausschau für die kommenden fünf Jahre 
bringen. Es wird laufend ergänzt werden. Über fünf 
Jahre hinauszugehen erscheint wegen des raschen 
Fortschritts der Technik nicht zweckmäßig. 

Ich komme nun zu der Planung in den drei Teil-
bereichen, erstens in der Raumfahrt. Für die Raum-
fahrt hat die Bundesregierung bereits — wie auch 
schon angedeutet — ein Fünfjahresprogramm be-
schlossen. Es ist auf Projekte ausgerichtet, die teils 
in nationaler, teils in internationaler Zusammen-
arbeit verwirklicht werden sollen. Ausgangspunkt 
für die Planung konnte hier — da Forschungszwecke 
im Vordergrund stehen — nicht ein bestimmter er

-

rechenbarer Bedarf, sondern nur eine technisch-wis-
senschaftliche Zielsetzung sein. Diese ist auch orien-
tiert an den voraussichtlichen Möglichkeiten der 
Nutzung von Satelliten, z. B. für den internatio-
nalen Fernmeldeverkehr. Der Umfang des Pro-
gramms wird in erster Linie durch die verfügbaren 
finanziellen Mittel bestimmt. 

Zweitens: ziviler Flugzeugbau. Das Programm für 
den zivilen Flugzeugbau basiert auf den von der 
Industrie geplanten Vorhaben, die der Bundesre-
gierung zur Förderung durch Darlehen vorgeschla-
gen werden. Es muß — wie in der Frage angeregt 
— von einer umfassenden Bedarfsermittlung für 
Fluggerät ausgehen. Diese Bedarfsermittlung darf 
sich aber nicht auf Deutschland beschränken, son-
dern muß weltweit sein. Eine deutsche Produktion 
nur für den eigenen Bedarf wäre unrentabel. Bevor 
es schließlich zur Entscheidung über die Aufnahme 
eines Projekts und die Förderung durch den Bund 
kommt, ist jedoch eine Fülle anderer Fragen, wie 
z. B. die der Konkurrenz anderer Anbieter, der Zeit-
planung oder der Kostenbelastung, zu klären. 

Das Programm für die Betätigung der deutschen 
Luft- und Raumfahrtindustrie im zivilen Flugzeug-
bau wird im wesentlichen durch die bereits genann-
ten großen Projekte bestimmt. Entwicklung und 
Produktion dieser Typen werden sich bei günstigem 
Projektverlauf über mehr als zehn Jahre hinziehen. 
Daneben laufen noch kleinere nationale Vorhaben, 
die bereits im Stadium der Fertigung oder kurz da-
vor stehen, das Geschäftsreiseflugzeug „HFB 320", 
das Kurzstart-Mehrzweck-Flugzeug „Skyservant", 
der Hubschrauber „Bo 105" und das Schul- und 
Kunstflugzeug „SIAT 223". 

Meine Damen und Herren, ich habe den Versuch 
gemacht, eine mittelfristige Finanzplanung für die 
drei Teile, die von Bundesseite als Programm für 
die Luft- und Raumfahrtindustrie in Frage kommen, 
darzustellen. Zwei Bereiche sind dabei völlig klar; 
der dritte Teil ist noch in der Diskussion. Der dritte 
Teil ist der militärische Teil. Er betrifft 80 % der 
Luft- und Raumfahrtindustrie. Ich berichte also zu-
nächst über die finanzielle Planung für die Förde-
rung der Entwicklung des zivilen Flugzeugbaus, 
1967: 42 Millionen DM, 1968: 42 Millionen DM,  

1969: 80 Millionen DM, 1970: 110 Millionen DM, 
1971: 110 Millionen DM. Hier sehen Sie also eine 
klare mittelfristige Finanzplanung im Rahmen der 
gesamten großen mittelfristigen Finanzplanung. 

Ein ähnliches und vielleicht noch besseres Ergeb-
nis ergibt sich für den zweiten Teil: die Förderung 
der Weltraumforschung, beginnend im Jahre 1967 
mit 273 Millionen DM, dann ansteigend bis zum 
Jahre 1971 auf 431 Millionen DM. 

Ziehen wir beide Programme zusammen, so ha-
ben wir für das Jahr 1967 ein Finanzvolumen für 
diese beiden Programme in Höhe von 315 Millionen 
DM, das dann bis zum Jahre 1971 auf 541 Millionen 
DM ansteigt. Der dritte Teil, der weitaus größte 
Teil unseres Programmes, also der militärische Be-
reich, befindet sich noch im Stadium der Diskussion 
und kann hier noch nicht in diese finanzielle Rah-
menplanung zusätzlich eingefügt werden. Das ist 
die Situation. 

Natürlich kann man ein bißchen Adam  Riese be-
mühen. Wenn, wie wir wissen, knapp 80 % in Frage 
kommen für diesen Bereich, dann ist es wohl mög-
lich — aber ich will das nur außerhalb dieses schö-
nen Textes andeuten; hoffentlich begebe ich mich 
damit nicht auf Glatteis —, eine Art Hochrechnung 
schätzungsweise vorzunehmen. 

Alles das ist also im Gesamtrahmen der mittel-
fristigen Finanzplanung berücksichtigt. Vorschläge 
für Anschlußprojekte sind bei der fortschreitenden 
technischen Entwicklung mit Sicherheit zu erwar-
ten. Die Bundesregierung wird diese Vorschläge 
rechtzeitig mit der deutschen Luft- und Raumfahrt-
industrie und möglichen deutschen Abnehmern er-
örtern, darüber hinaus auch mit den Regierungen, 
Industrien und Luftverkehrsgesellschaften anderer 
Länder. Die bisherigen Erfahrungen beim „Airbus"-
Projekt haben gezeigt, 'daß die Vorklärung und Ab-
stimmung großer Gemeinschaftsvorhaben zwischen 
den Beteiligten nicht früh genug begonnen werden 
können. Die Bundesregierung kann sich aber nur 
dann mit weiteren Projekten befassen, wenn über 
das Rechnungsjahr 1971 hinaus in der Finanzplanung 
oder im Bundeshaushaltsplan Mittel für neue Vor-
haben vorgesehen werden können, eben in der fort-
geschrittenen Finanzplanung. Ein wesentliches Ziel 
der Förderung durch den Bund ist es, die Leistungs-
fähigkeit der deutschen Luft- und Raumfahrtindu-
strie so zu stärken, daß sie möglichst wenig auf 
staatliche Unterstützung angewiesen ist. 

Ich komme nun zu dem im finanziellen Teil noch 
nicht genannten, aber im übrigen erwähnten dritten 
Bereich, dem militärischen Bereich. Der Aufstellung 
eines Programms im militärischen Sektor kommt 
entscheidende Bedeutung zu, weil die Kapazität der 
deutschen Luft- und Raumfahrtindustrie, wie ich 
schon sagte, noch zu 80 %durch militärische Auf-
träge in Anspruch genommen wird. Das Bundes-
ministerium der Verteidigung wird innerhalb der 
nächsten Monate ein solches Programm fertigstellen, 
wobei die Auswirkungen auf die Kapazitätsausla-
stung mit den beteiligten Ressorts und den Unter-
nehmen abgestimmt werden sollen. Dieses Pro-
gramm des Bundesverteidigungsministeriums wird 
sich in zwei Teile untergliedern: „Wehrtechnisches 
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Entwicklungsprogramm" und „Material- und Be-
schaffungsprogramm". Der künftige deutsche Bedarf 
wird dabei den Ausgangspunkt für die Planung bil-
den. Der Bedarfsermittlung werden die Forderungen 
der Teilstreitkräfte, insbesondere der Luftwaffe, auf 
Ausstattung ihrer Verbände mit Nachfolgegerät für 
die gegenwärtig vorhandenen Kampf- und Trans-
portflugzeuge, Hubschrauber, Flugkörper und Droh-
nen in den kommenden Jahren zugrunde liegen. 
Bei der Bedarfsdeckung soll die  deutsche  Industrie 
unter Berücksichtigung volkswirtschaftlicher und 
verteidigungspolitischer Gesichtspunkte in weitest-
möglichem Maße beteiligt werden. Das Ergebnis der 
Planung wird eine Vorausschau aller wesentlichen 
Vorhaben sein, die in den nächsten fünf Jahren 
fortgesetzt oder neu begonnen werden sollen. Der 
finanzielle Gesamtrahmen für die Durchführung des 
Programms und die voraussichtlichen Aufwendun-
gen für die Hauptvorhaben werden in pauschaler 
Form festgelegt werden. Es wird auch erkennbar 
sein, in welchem Verhältnis bei der Deckung des 
Bedarfs eigene deutsche Entwicklungen und Ferti-
gungen oder Käufe aus ,dem Ausland beteiligt wer-
den. Die Entwicklungs- und Beschaffungsprogramme 
müssen sich harmonisch in die gesamte Verteidi-
gungsplanung einfügen. 

In diesem Zusammenhang dürfen jedoch die Unsi-
cherheiten und Schwierigkeiten bei der Aufstellung 
und Durchführung solcher Programme, selbst wenn 
sie nur einen Rahmen setzen, nicht unerwähnt blei-
ben, und sie sind allen in diesem Hohen Hause be-
kannt. Militärische Planungen sind besonders stark 
von den Veränderungen der politischen, strate-
gischen, technischen und auch und nicht zuletzt der 
finanziellen Voraussetzungen, die ihnen zugrunde 
lagen, abhängig. Dieser Umstand macht bei militäri-
schen Vorhaben und hier insbesondere bei Entwick-
lungsprojekten eine laufende Überprüfung und 
Anpassung erforderlich. Eigene Erfahrungen und 
.die Erfahrungen anderer Länder haben gezeigt, daß 
solche Überprüfungen zum Abbruch oder zur Ein-
schränkung von Entwicklungsvorhaben führen kön-
nen, die noch vor kurzer Zeit von gesicherten Pla-
nungsunterlagen auszugehen schienen. Bei inter-
nationalen Gemeinschaftsprojekten erhöhen sich 
ungeachtet anderer politischer und Kostenvorteile 
mit der Zahl der Partner die Unsicherheitsfaktoren. 
Angesichts ;dieser Risiken, die jedem noch so wohl

-

durchdachten Plan auf dem Rüstungsgebiet inne-
wohnen, sollen Alternativüberlegungen mit dem 
Ziel angestellt werden, bei Ausfall eines größeren 
Vorhabens unvorhergesehene Beschäftigungslük-
ken bei .der Industrie zu vermeiden. 

Schließlich ist zu bedenken, daß sich der Grund-
satz sparsamster Verwendung von Haushaltsmitteln 
und das Bestreben weitgehender Beteiligung der 
deutschen Luft- und Raumfahrtindustrie an Beschaf-
fungsprojekten oft nicht in Einklang miteinander 
bringen lassen. Hier kann es einen Gegensatz ge-
ben. Die Fertigung oder Teilfertigung ausländischen 
Geräts durch die  deutsche Industrie ist zumeist mit 
Mehrkosten gegenüber einem bloßen Kauf verbun-
den. Der Bundesminister .der Verteidigung ist aber 
auch in Zukunft bereit, höhere Aufwendungen in  

vertretbarem Umfang zu Lasten des Verteidigungs-
haushalts zu tragen, wenn die aus der Beteiligung 
der deutschen Industrie erwachsenden langfristigen 
volkswirtschaftlichen und technologischen Vorteile 
den Mehraufwand rechtfertigen. 

In entsprechender Weise sind im übrigen auch 
andere Aufwendungen zu beurteilen, die  die  öffent-
liche Hand bei Aufträgen und Förderungsmaßnah-
men für die deutsche Luft- und Raumfahrtindustrie 
erbringt. Die Bundesregierung schätzt gerade den 
volkswirtschaftlichen Gewinn aus einer deutschen 
Betätigung auf .dem Gebiete der Luft- und Raum-
fahrttechnik außerordentlich hoch ein. Das gilt für 
den zivilen Flugzeugbau, für die Raumfahrtpro-
gramme und für das militärische Programm. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Meine Damen 
und Herren, die Große Anfrage ist beantwortet. Das 
Haus wünscht eine Aussprache. 

Ehe ich das Wort gebe, möchte ich eine Berner-
kung zur Geschäftslage machen. Zur Aussprache 
sind sechs Redner gemeldet. Wir haben noch zwei 
weitere Punkte ,auf der Tagesordnung, 9 und 11, die 
mit einer Debatte verbunden sein werden. Deshalb 
gestatte ich mir, im Hinblick auf das schwierige 
Wochenende, das wir immer haben, an die Redner 
zu appellieren, die Würze in  die  Kürze zu legen. 

Das Wort hat Herr Dr. Schober. 

Dr. Schober (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Es ist immer  
eine schwierige Sache für einen Redner, unterbro-
chen zu werden. Aber ich hatte nun den großen 
Vorzug, zu hören, was der Herr Bundeswirtschafts-
minister zur Großen Anfrage der CDU/CSU zu 
sagen hat. Ich kann sagen, daß ich in großen Tei-
len von dem, was wir hier gehört haben, befriedigt 
bin. Lassen Sie mich, da .der Herr Präsident zur 
Kürze gemahnt hat, nur noch einige ganz kurze 
ergänzende Ausführungen machen und einige Anre-
gungen geben. 

Wir haben vorhin, wie Sie sich noch erinnern, 
über die internationale Zusammenarbeit gesprochen 
und gesagt, wie wichtig sie sei. Ich möchte das nun 
nicht mehr in allen Einzelheiten ausführen. Lassen 
Sie mich nur noch ganz kurz darauf hinweisen, daß 
natürlich bis zu einem gewissen Grade eine inter-
nationale Zusammenarbeit schon besteht, sowohl 
bilateral als auch auf europäischer Ebene als auch 
mit dem amerikanischen Partner. . 

Als ein zukunftsreiches Projekt bilateraler Zu-
sammenarbeit möchte ich hier z. B. den deutsch-
französischen experimentellen Nachrichtensatelliten 
„Symphonie" erwähnen, der nach einem Abkom-
men vom 6. 6. 1967 gebaut wird und Ende 1971 fer-
tig sein soll. Er sollte im Hinblick auf die ameri-
kanischen Fortschritte auf diesem Gebiete eine 
Demonstration europäischer Leistungsfähigkeit sein 
und ein endgültiges Abkommen mit dem mächtigen 
Partner INTELSAT vorbereiten. Die Mittel für den 
Satelliten sind — das hat der Herr Bundeswirt- 
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schaftsminister eben gesagt — in der mittelfristigen 
Finanzplanung schon vorgesehen. 

Auch mit der NASA haben wir eine gute Zusam-
menarbeit. Wir sollten sie fortsetzen. Aber darüber 
hier wegen der Kürze der Zeit nichts Näheres. 

Ein kurzes Wort noch zur ELDO. Die ELDO ist ja 
in den letzten Jahren 'in gewissen Schwierigkeiten 
gewesen. Die europäische Zusammenarbeit hat auf 
diesem Gebiete nicht immer richtig funktioniert. 
Aber ich darf auf eines hinweisen. Die ELDO-Rakete 
Europa I, die in Australien ausprobiert worden 

ist und bei ihrem ersten Startversuch Schiffbruch 
erlitten hat, ist nicht etwa aufgegeben worden. Die 
Schwierigkeiten lagen darin, daß die zweite Stufe 
nicht zündete. Die dritte Stufe, die deutsche Stufe, 
konnte ihre Bewährungsprobe daher gar nicht be-
stehen. Die Versuche in Woomera werden aber 
gegenwärtig — hoffentlich erfolgreich — fortge-
setzt. Die Rakete „Europa II" ist in der Planung. 

Hier ist vom Airbus-Projekt gesprochen worden. 
Ich möchte für meine Freunde in  aller Deutlichkeit 
unterstreichen, welche Bedeutung wir diesem Pro-
jekt beimessen. Ich muß auch dem Herrn Kolle-
gen Wörner beipflichten, der sagt: Wenn dieses 
Projekt Airbus etwas werden soll, dann muß auch 
unsere nationale Fluggesellschaft, die Lufthansa, 
dazu beitragen. Wir sollten die Bundesregierung 
bitten -- sie hat angesichts der Anteile an dieser 
Gesellschaft sicherlich die Möglichkeit dazu —, 
darauf einzuwirken, daß der Airbus auch von unse-
rer nationalen Fluggesellschaft gekauft und einge-
setzt wird, sofern er die erforderlichen Vorausset-
zungen erfüllt. 

Noch ein Wort zu der Struktur und Lage unserer 
Luft- und Raumfahrtindustrie, die auch der Herr 
Minister ungünstig beurteilt hat. In diesem Urteil 
müssen wir ihm recht geben. Zersplitterung, zu ge-
ringe Leistungsfähigkeit, mangelnde Kapitalausstat-
tung im internationalen Vergleich bestimmen hier 
das Bild. Der Forderung, auf diesem Gebiete zu 
größeren Unternehmenseinheiten zu kommen, soll-
ten wir nachdrücklich zustimmen. Wenn die von 
der Bundesregierung seit längerer Zeit unternomme-
nen Anstrengungen, zu einem freiwilligen Zusam-
menschluß zu kommen, nicht weiterführen, sollte 
man vielleicht noch stärker als bisher die Stellung 
des Bundes als Auftraggeber einsetzen, um zu einer 
vernünftigen Konsolidierung auf dem Gebiete der 
Luft- und Raumfahrtindustrie zu kommen. 

(Abg. Ertl: Soll das Zwang sein?) 

— Nein, das soll kein Zwang sein. Wir sollten aber 
doch versuchen, weiterzukommen und das Gewicht 
des Bundes dabei verstärkt einsetzen. Herr Kollege 
Ertl, jedermann muß doch sehen, daß wir auf dem 
Gebiet der Luft- und Raumfahrtindustrie größere 
Kapazitäten brauchen. Ich glaube, wir sind auch da 
schon auf einem guten Wege. Zwang auszuüben, 
Herr Kollege Ertl, das liegt uns, glaube ich, allen 
fern. 

Ich habe gesehen, daß hier ein Antrag der Damen 
und Herren Kollegen der SPD-Fraktion vorliegt, 
eine Entwicklungs- und Forschungsgesellschaft für 

Luft- und Raumfahrttechnik zu gründen. Ich möchte 
das nicht im einzelnen diskutieren. Die Damen und 
Herren der SPD werden Gelegenheit zur Begründung 
haben. Ich möchte aber zu bedenken geben — ich 
kenne die Argumente noch nicht, die hier gleich 
vorgetragen werden —, ob es zweckmäßig ist, For-
schung und Fertigung in  diesem Bereich ohne weite-
res zu trennen. Meine Damen und Herren, daß wir 
sowohl zu größeren Zusammenschlüssen auf dem 
Gebiete der Forschung und der Fertigung als auch zu 
einer besseren Koordination kommen müssen, dar-
über besteht kein Zweifel. 

Die dritte Frage, die ich nur ganz kurz anschnei-
den möchte, betrifft die Zuständigkeiten auf dem 
Gebiete der Luft- und Raumfahrt. Herr Kollege Wör-
ner hat mit Recht darauf hingewiesen, daß hier eine 
gewisse Zersplitterung vorliegt angesichts der Tat-
sache, daß vier Ressorts beteiligt sind, die zu koor-
dinieren vielleicht nicht immer ganz einfach ist. 

Nun hat der Herr Minister darauf hingewiesen — 
ich glaube, wir wissen es alle, die wir uns mit diesen 
Dingen beschäftigt haben —, daß ein interministe-
rieller Koordinierungsausschuß für die Luft- und 
Raumfahrtindustrie auf der Ebene der Abteilungs-
leiter besteht. Ob diese Koordinierung ausreicht, 
muß wohl die Zukunft lehren. Lange Zeit darf aller-
dings nicht darüber vergehen. 

Ob die Koordinierung auch anders organisiert 
werden könnte, etwa durch eine stärkere Zentrali-
sierung dieser Aufgaben beim Bundeskanzleramt, 
könnte vielleicht noch einmal diskutiert werden. Es 
wäre aber falsch, wenn wir auf das Bundeskanzler-
amt allzuviel Aufgaben häuften. Wir würden dann, 
glaube ich, eine Mammutinstitution bekommen, die 
zu schwerfällig wäre. 

Sicher ist, daß die Koordinierung auf den Ge-
bieten der Raum- und Luftfahrtindustrie und der 
Forschung intensiviert werden muß. Vielleicht, Herr 
Minister, kann das durch eine noch stärkere Hinzu-
ziehung des Wissenschaftskabinetts und des Wirt-
schaftskabinetts geschehen. 

Ich darf noch eines zum Positiven sagen. Auf 
Teilgebieten dieses großen Bereiches haben wir 
schon eine recht beachtliche Planung und auch 
Koordination. Bei der Weltraumforschung besteht 
seit Jahren eine systematische Planung; die Arbeit 
schreitet national und international erfolgreich fort. 
Bedenken Sie,  daß die Weltraumforschung bei uns 
erst wieder seit 1962 systematisch betrieben wird. 
Wir konnten damals für diesen Zweck erst 10 Mil-
lionen DM in den Haushalt einsetzen. Für 1968 
haben wir 325 Millionen DM vorgesehen. Man wird 
zunächst diese quantitative Steigerung begrüßen 
müssen. Dieser quantitativen Steigerung der aufge-
wandten Mittel des Bundes für die Weltraumfor-
schung entspricht auch eine erhebliche qualitative 
Verbesserung unserer Leistungen auf diesem Ge-
biet. Das wissen alle diejenigen, die das Gebiet 
kennen. 

Wenn das Haus auch nicht mehr voll besetzt ist, 
so sollte hier doch einmal der Ort sein, denen einen 
Dank auszusprechen, die mit dazu beigetragen 
haben, daß wir auf dem Gebiete der Weltraumfor- 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 133. Sitzung. Bonn, Freitag, den 10. November 1967 	6755 

Dr. Schober 
schung — ich brauche das hier nicht im Detail aus-
zuführen — heute auf einzelnen Gebieten wieder 
ein beachtlicher Partner auf dem internationalen 
Parkett sind. 

(Beifall.) 

Ich möchte diesen Dank zunächst einmal an die 
Max-Planck-Gesellschaft, an die Deutsche Gesell-
schaft für Flugwissenschaften und an die Luft- und 
Raumfahrtindustrie aussprechen, auch wenn letz-
tere in der Vergangenheit noch nicht die richtige 
Organisation hatte und auch heute noch nicht hat, 
dann an die Hochschulen und nicht zuletzt auch an 
die zuständigen Ministerien. 

Ein wichtiger Schritt zur Koordinierung der For-
schung auf dem Gebiete der Luft- und Raumfahrt 
scheint mir darin zu liegen, daß nach einem Abkom-
men zwischen dem Wissenschaftsministerium und 
dem Verkehrsministerium vom Oktober 1967 die 
Zuständigkeit für die Flugforschungsanstalten jetzt 
beim Wissenschaftsminister liegt. Darin scheint mir 
doch schon ein beachtlicher Fortschritt zu liegen. 

Dringend ist in diesem Zusammenhang, daß sich 
die verschiedenen Anstalten, die jetzt unter der 
Dachorganisation der Deutschen Gesellschaft für 
Flugwissenschaften arbeiten, so schnell wie mög-
lich zu einer Einheitsgesellschaft vereinigen. Auch 
dazu sollte die Bundesregierung ihre guten Dienste 
zur Verfügung stellen. 

Meine Damen und Hrren, das wollte ich sach-
lich beitragen. Ich hoffe, daß ich der Forderung 
des Herrn Präsidenten, mich kurz zu fassen, einiger-
maßen entsprochen habe. Es wollen ja auch noch 
andere Damen und Herren reden. 

Erlauben Sie mir zum Schluß darauf hinzuweisen, 
daß die CDU/CSU-Fraktion in dieser Sitzung einen 
Entschließungsantrag*) eingebracht hat, der wie 
folgt lautet: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

die Bundesregierung zu ersuchen, 

1. in einem Rahmenprogramm für einen länge-
ren Zeitraum die Entwicklungs- und Pro-
duktionsaufgaben festzulegen, die die Bun-
desregierung der deutschen Luft- und Raum-
fahrtindustrie zu stellen gedenkt, 

2. alle Bestrebungen zu unterstützen, die den 
Zusammenschluß der deutschen Luft- und 
Raumfahrtindustrie in geeigneten Rechts- 
und Organisationsformen zum Ziele haben, 

3. eine Zusammenkunft der zuständigen Mini-
ster der Westeuropäischen Union anzuregen, 
um über eine stärkere Zusammenarbeit der 
europäischen Luft- und Raumfahrtindustrie 
zu beraten. 

Meine Damen und Herren, der erste Punkt, das 
Rahmenprogramm, ist vom Herrn Bundeswirtschafts-
minister eben schon angesprochen worden. Natür-
lich bestehen Planungen und Programme auf den 
drei großen Teilbereichen, auf  dem militärischen 
Bereich, auf dem Bereich des zivilen Flugzeugbaus 

*) Siehe Anlage 2  

und auf dem Bereich der Raumfahrtforschung und 
-technik. Uns liegt an der großen Zusammenarbeit 
auf diesem Gesamtgebiet, das die Nation als Gan-
zes betrifft und das wir, glaube ich, auch als Gan-
zes sehen sollten. 

Über den zweiten Punkt habe ich gesprochen. Da-
zu erübrigen sich weitere Ausführungen. 

Der dritte Punkt betrifft die Frage, ob es nicht 
möglich ist, in Europa zu einer noch effektiveren 
Zusammenarbeit auf dem Gebiete der Raum- und 
Weltraumforschung, -wissenschaft und -industrie da-
durch zu kommen, daß wir die Westeuropäische 
Union anregen, sich dieser Dinge anzunehmen und 
durch eine Zusammenkunft der zuständigen Mini-
ster dafür zu sorgen, daß Europa zwischen den gro-
ßen Blöcken Ost und West, zwischen den großen 
Mächten im Osten und im Westen nicht völlig den 
Anschluß an die Zukunft verliert. 

Meine Damen und Herren, jetzt der Schlußsatz: 
Es war in früheren Jahren nicht sehr populär, in 
Deutschland über Weltraumforschung und Luftfahrt-
forschung und die entsprechende Technik zu spre-
chen. Das deutsche Volk ist aber wissenschaftsbe-
wußter geworden. Ich glaube, die Notwendigkeit, 
auf diesem Gebiete etwas zu tun, wird heute in 
vielen Volksschichten eingesehen. Sorgen wir da-
für, daß der Bundestag und die Bundesregierung 
das Ihre auf diesem Gebiete tun, damit wir den An-
schluß an die Zukunft nicht verpassen! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Meine Damen 
und Herren, ich glaube, daß hier Kürze und Würze 
gut zusammengekommen sind. Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Junghans. 

Junghans (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die sozialdemokratische Bundestags-
fraktion begrüßt es, daß die Große Anfrage der 
CDU/CSU-Fraktion Gelegenheit gibt, hier über die 
schwierige Lage der deutschen Luft- und Raumfahrt-
industrie und vor allem der in dieser Industrie Be-
schäftigten zu debattieren. Herr Minister Schiller 
hat schon darauf hingewiesen, daß sich die Antwort 
der Bundesregierung zum großen Teil mit der Ant-
wort deckt, die die Bundesregierung auf die von uns 
im Mai gestellte Kleine Anfrage erteilt hat. Aber es 
geht hier nicht um Prioritäten. Es geht unserer Auf-
fassung nach um die Frage, wie es nun in der deut-
schen Luft- und Raumfahrtindustrie weitergehen soll. 
Wir erwarten von einer solchen Debatte natürlich 
keine Patentlösungen, aber wir erwarten eindeutige 
Weichenstellungen. Und deshalb darf diese Debatte 
auch nicht ohne konkrete Ergebnisse enden. Wir 
möchten durch unseren Antrag auf Umdruck 298 *), 
in dem wir die Errichtung einer Entwicklungs- und 
Forschungsgesellschaft für Luft- und Raumfahrttech-
nik GmbH anregen, einen Beitrag hierzu leisten. Ich 
werde auf diesen Antrag später noch eingehen. 

Zunächst aber noch einige Bemerkungen zur wirt-
schaftlichen Bedeutung dieses Industriezweiges! Herr 
Minister Schiller hat mit Recht auf die Zuwachs- 

*) Siehe Anlage 3 
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raten im Luftverkehr hingewiesen: jährlich 12 % in 
der Personenbeförderung und 20 % in der Frachten-
beförderung. Man wird ihm auch in der Annahme 
zustimmen können, daß sich diese Raten vielleicht 
sogar noch erhöhen werden. Wir brauchen nur an 
den steigenden Bedarf an hochentwickelten Ersatz-
teilen und an den Charter-Verkehr zu denken. Schon 
heute wird ein Flug in die USA und zurück für 
560 DM angeboten. Die Luftverkehrsgefäße werden 
größer, und damit wird natürlich auch der Bedarf an 
Fluggerät, besonders an Großfluggerät, steigen. 

Es ist deshalb nicht einzusehen, warum sich ausge-
rechnet die deutsche Luftfahrtindustrie nicht an dem 
wachsenden Markt beteiligen sollte, warum wir nicht 
die Chance wahrnehmen, nach einer Konsolidie-
rungsphase wieder zu einer expandierenden Luft-
fahrtindustrie mit neuen krisensicheren Arbeitsplät-
zen zu kommen. Wirtschaftliches Wachstum ist nun 
einmal der Wohlstand von morgen; und hier han-
delt es sich um eine Wachstumsindustrie. Aber 
nicht nur die Wachstumschancen dieser Industrie 
selber sind es, die uns hier für eine nachhaltige 
Verbesserung der Lage in dieser Industrie auch mit 
staatlicher Hilfe eintreten lassen; mindestens gleich-
wertig sind die sogenannten Abfallprodukte. Es ist 
hier von verschiedenen Rednern darauf hingewiesen 
worden. Das reicht ja sogar bis in das Gebiet der 
Medizin hinein. Ein anhaltendes und hohes Wachs-
tum unserer Volkswirtschaft wird nur erreicht wer-
den können, wenn die deutsche Industrie über die 
fortschrittlichsten Technologien und Organisations-
formen verfügt. 

Wenn die Antwort der Bundesregierung richtig 
gedeutet wird, ist die derzeitige kritische Lage in 
der deutschen Luftfahrt- und Raumfahrtindustrie auf 
folgende Tatbestände zurückzuführen: 

erstens auf die Diskontinuität der Auftragsertei-
lung, besonders im Bereich der Wehrtechnik — hier-
zu wird mein Kollege Richter noch einige Bemerkun-
gen machen —; 

zweitens auf die Zersplitterung der Entwicklungs-, 
Forschungs- und Produktionskapazitäten der Luft-
fahrtindustrie selber; 

drittens auf die mangelnde Verbindung zwischen 
Wissenschaft und Forschung auf der einen Seite und 
der Industrie auf der anderen Seite; 

viertens auf die nicht den Anforderungen entspre-
chenden Ausbildungssysteme an den Hochschulen 
und in der Industrie; 

fünftens auf die mangelnde Kapitalkraft der be-
troffenen Industrie und 

sechstens auf die mangelnde internationale Zu-
sammenarbeit und den mangelnden internationalen 
Austausch von Forschungsergebnissen. 

Auch auf die wissenschaftspolitische Komponente 
ist hier eingegangen worden; vielleicht wird auch 
noch ein Kollege von mir ein paar Minuten etwas 
dazu sagen. Hier droht ein Bruch im Aufbau eines 
wachstumsträchtigen Industriezweiges einzutreten, 
der nicht ohne Folgen für die Wachstumsmöglichkei-
ten in der Volkswirtschaft, insbesondere aber auch  

für die Beschäftigungsmöglichkeiten hockqualifizier-
ter Fachkräfte sein wird. 

Meine Damen und Heren, gestatten Sie mir hier 
eine Bemerkung. Ich bin kein Experte für Luft- und 
Raumfahrt, habe mich allerdings seit geraumer Zeit 
mit der wirtschaftlichen Lage in diesem Industrie-
zweig beschäftigt. Ich habe auch persönlich etwas 
gegen den Ausdruck „Experte". Das Parlament 
ist nun einmal — obwohl wir leider freitags immer 
den Eindruck haben, als ob es so wäre, aber ich 
möchte doch davor warnen — keine Summierung 
von Fachexperten. Wir haben uns alle um das Ganze 
zu kümmern und immer wieder dafür zu sorgen, daß 
der Zusammenhang zum Ganzen, zum Gesamten her-
gestellt wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich will damit nichts gegen den Sachverstand sagen, 
Herr Kollege Dr. Schober. Auch der ist nötig. Aber 
bitte keine Expertendebatten! Die machen wir ohne-
hin in den Ausschüssen mehr, als uns lieb ist. 

(Abg. Dr. Schober: Da bin ich mit Ihnen 
völlig einer Meinung!) 

Wir haben uns ja auch kurz gehalten. Ich erinnere 
aber an Debatten über letzte Schrauben und HWF 
senkrecht und was da alles an Fachausdrücken kam, 

(Abg. Dr. Schober: Herr Kollege, ich habe 
nicht von letzter Schraube gesprochen!) 

Fachausdrücken, wo keiner hier mithalten kann. Ich 
frage nur: wer von den Kollegen hatte schon etwas 
von Symphonie gehört? Ich habe es heute zum 
erstenmal gehört, ich gebe es gern zu; man lernt nie 
aus. 

Wir müsesn aber auch nüchtern sehen, daß die 
deutsche Luftfahrt- und Raumfahrtindustrie — Herr 
Minister Schiller hat darauf hingewiesen — mit 
ihren Belegschaftszahlen ein Zwerg ist. Den Ver-
gleich der Beschäftigungszahlen hat Herr Minister 
Schiller hier gegeben. Bei den Umsatzzahlen sind 
die Unterschiede noch größer. Die USA hatten im 
Jahre 1966 in diesem Bereich einen Umsatz von 
23,8 Milliarden, davon, wenn ich richtig schätze, 
etwa 45 % im zivilen Bereich, während die Bundes-
republik einen Umsatz von — umgerechnet --
250 Millionen Dollar hatte. Ohne den Ostblock hatten 
die USA also einen Anteil von rund 85 % am Welt-
umsatz. 

Zur Struktur unserer Industrie auf diesem Gebiet 
sind vorhin einige Bemerkungen gemacht worden, 
und Herr Minister Schiller hat ebenfalls Ausführun-
gen dazu gemacht. Danach haben wir zur Zeit min-
destens sieben bedeutende Firmen und dazu noch 
etliche voneinander unabhängig operierende For-
schungs- und Entwicklungsinstitutionen. Damit haben 
wir nicht nur einen Zwerg, sondern Minizwerge, 
etwa in der Form der Miniausgabe von Garten-
zwergen, die man in wohlreputierten Häusern auf 
den Kaminsims stellt. 

(Zurufe: Auf den Kaminsims?) 

— Ja, es gibt diese Minigartenzwerge, Herr Kol

-

lege.  Die großen stellt man in den Garten und die 
kleinen auf den Kaminsins zum Sammeln. Es gibt 
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sicherlich in diesem Haus auch für diese Dinge 
Sammler. 

Die Folgen waren, meine Damen und Herren, 
Doppel- und Fehlentwicklungen, Auftragsschwan-
kungen, die nicht aufgefangen werden konnten, und 
vor allem eine schwache Marktposition insgesamt. 
Hinzu kommt die weitgehende Abhängigkeit von 
Aufträgen der öffentlichen Hand von — wenn ich 
es richtig zusammengerechnet habe — rund 85 % . 
80 % entfallen auf den Wehrsektor, und dann kom-
men noch 5 % aus anderen Bereichen der öffent-
lichen Hand hinzu. Ich will nicht die Notwendigkeit 
einer Partnerschaft zwischen Staat und Industrie 
auf diesem besonderen Feld leugnen. Aber eine 
marktwirtschaftliche Korrektur wäre erforderlich. 
Man spricht von dem „zivilen Bein". In Anlehnung 
an  die  USA meine ich, 50 : 50 wäre eine Zielvor-
stellung — sie ist natürlich noch nicht in den ersten 
Jahren zu erreichen —, um im Bilde zu bleiben: 
damit nicht ein Bein zu kurz und das andere zu lang 
ist.  Wenn ein Bein zu kurz ist, humpelt man näm-
lich. Diese marktwirtschaftliche Korrektur mit dem 
zivilen Bein scheint mir und meinen Fraktions-
freunden dringend erforderlich zu sein. In der be-
troffenen Industrie gibt es dafür Ansatzpunkte, die 
wir durchaus anerkennen. Aber der entscheidende 
Durchbruch blieb bisher aus. 

In diesem Zusammenhang ist auch unser Antrag 
auf Errichtung einer Entwicklungs- und Forschungs-
gesellschaft für Luft- und Raumfahrttechnik GmbH 
zu sehen. Sie haben ihn vorhin kritisiert, Herr 
Kollege Dr. Schober. Damit soll ein erster Schritt 
getan werden, aus den vielen — um im Bilde zu 
bleiben — Minigartenzwergen zunächst einen aus-
gewachsenen Zwerg zu machen. Wir meinen, ein 
kräftiger Zwerg kann schon etwas tun, besonders 
auf dem Felde der Entwicklung und Forschung, wie 
ja die Geschichte über David und den Riesen 
Goliath erzählt. Die Gesellschaft soll in Form einer 
gemeinsamen Betriebsführungsgesellschaft geführt 
werden, deren Gesellschafter die einzelnen deut-
schen Firmen und der Bund sind. Als Geschäftsfüh-
rung stellen wir uns ein fähiges und unternehme-
risches Management vor. 

(Abg. Dr. Schober meldet sich zu einer 
Zwischenfrage.) 

— Vielleicht darf ich unsere Vorstellung zuerst noch 
entwickeln. Sie können dann nachher fragen. — Das 
gesamte Forschungs- und Entwicklungspotential, 
das zivile, ,das wehrtechnische und das öffentliche, 
muß auf diese Gesellschaft übertragen werden. 

Die Gesellschaft wäre damit auch ein Partner ge-
genüber dem interministeriellen Lenkungsausschuß 
der Bundesregierung, .der nach unserer Auffassung 
— Herr Kollege Wörner hat zu dem bisherigen 
Koordinierungsausschuß schon ein Wort gesagt — 
für .die gesamte Planung und Mittelvergabe der be-
teiligten vier Ressorts verantwortlich sein sollte. 
Wir sind — vielleicht im Gegensatz zur Auffassung 
der Bundesregierung — für einen solchen Lenkungs-
ausschuß. Die Gesellschaft könnte gleichzeitig Part-
ner ausländischer Firmen und Zusammenschlüsse 
sein. Alle Aufträge, sowohl auf dem staatlichen wie  

auf dem zivilen Sektor, sind von dieser Gesellschaft 
zu erteilen. Die Beteiligung des Bundes wäre auch 
ein kleiner Schritt, um die Kapitalbasis zu verstär-
ken. 

Damit wäre, Herr Kollege Dr. Schober, .ein mu-
tiger Anfang gesetzt. Ich betone: ein Anfang. Nichts 
hindert eine spätere Übertragung auch von Produk-
tionsaufträgen, z. B. Airbus, an diese Gesellschaft. 

(Abg. Frau Geisendörfer: Das muß aber 
zuerst noch im Ausschuß genau durch

-

dacht werden! Abg. Dr. Schober: Herr Kol

-

lege, Sie trennen jetzt Forschung und Fer

-

tigung! Ist das denn zweckmäßig?) 

— Warum nicht? 
(Weitere Zurufe.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage, Herr Junghans? — Bitte, Herr 
Wörner! 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Herr Kollege, bei aller 
Würdigung des sachlichen Anliegens, wie stellen 
Sie sich das vor, wenn aus der Forschung und Ent-
wicklung, wie das der normale Verlauf ist, ein 
Prototyp entsteht? Wer soll den fertigen? 

Junghans (SPD) : Haben Sie sich einmal die 
Airbus-Konstruktion angesehen, wie die das 
machen? Die haben doch räumliche Schwierigkeiten 
zu überwinden! Da gibt es also erhebliche organisa-
torische Schwierigkeiten. Ich komme noch darauf. 

Ich stelle mir das nicht so schwierig vor. Wenn 
hier wirklich eine räumliche Zusammenfassung der 
Entwicklungs- und Forschungskapazitäten erfolgt — 
ich sage ausdrücklich: als erster Ansatz —, halten 
wir das für richtig. Wir wollen damit einen Anfang 
setzen, um die nachteilige Zersplitterung der deut-
schen Luftfahrt- und Raumfahrtindustrie zu beseiti-
gen. 

Aber nun zu dem Airbus-Projekt, das im Zusam-
menhang mit dem zivilen Bereich eine besondere 
Bedeutung hat. Wir wissen, daß eine Absprache 
zwischen Großbritannien, Frankreich und Deutsch-
land besteht, wonach im Jahre 1973 etwa ein siche-
rer Markt für den Absatz von 75 Flugzeugen bei 
den nationalen Luftlinien und voraussichtlich 50 
weiteren bei anderen Luftlinien besteht. Es steht 
schon heute fest, daß der europäische Airbus, der 
unter Beteiligung französischer, englischer und deut-
scher Firmen gebaut werden soll, mit einer ameri-
kanischen Entwicklung von Lockheed konkurrieren 
wird. Lockheed glaubt, daß der außeramerikanische 
Markt bis 1980 300 Airbus-Flugzeuge aufnehmen 
kann. Deshalb sollten sich die an dem europäischen 
Airbus-Projekt beteiligten Firmen bzw. die entspre-
chenden Regierungen dieser Konkurrenz voll be-
wußt sein und möglichst schnell die Phase der Vor-
klärung, der sogenannten Projekt-Definition, be-
enden. 

Die Ziele des gemeinsamen Airbus-Baues werden 
in der Regierungsvereinbarung über ein europäi-
sches Airbus-Projekt genannt. Hier heißt es: 
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Die Regierungen der Bundesrepublik Deutsch-
land, des Vereinigten Königreichs von Groß-
britannien und Nordirland und der Französi-
schen Republik, im folgenden als die assoziier-
ten Regierungen bezeichnet, werden mit dem 
Ziel, die europäische Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der Luftfahrt zu verstärken und damit 
den wirtschaftlichen und technologischen Fort-
schritt in Europa zu fördern, Maßnahmen für die 
gemeinsame Fertigung eines Kurz- und Mittel-
strecken-Großraum-Transportflugzeuges „Air-
bus" ergreifen. 

Meine Damen und Herren, wir begrüßen dieses 
Projekt. Aber eine kontinuierliche Zusammenarbeit 
auf diesem Gebiet kann nicht aus einer Reihe von 
Einzelprojekten entwickelt werden. Eine euro-
päische Zusammenarbeit auf diesem Gebiet hat an-
gesichts der großen Konkurrenz nur dann Zukunfts-
aussichten, wenn sie projektunabhängig ist. Viel-
leicht ist das im Ergebnis das gleiche wie das, was 
Herr Minister Schiller hier gesagt hat. Ich habe es 
noch einmal sehr deutlich zusammengefaßt. 

Entwicklung und Produktion von Großfluggerät 
für den zukünftigen Markt über das Airbus-Projekt 
hinaus hat für Großbritannien, Frankreich und 
Deutschland gegenüber den amerikanischen Wett-
bewerbern nur gemeinsam eine Chance — man 
vergegenwärtige sich einmal den Umfang der In-
vestitionen, praktisch 100 Millionen für ein Groß-
fluggerät und natürlich der entsprechende Ausbau 
der Kapazitäten  , auch im Hinblick auf das je-
weilige nationale Wirtschaftswachstum. 

Der Airbus-Vertrag — das muß man hier einmal 
kritisch anmerken — hat noch viele Lücken und 
Mängel in bezug auf den Austausch der gewonne-
nen technologischen Erkenntnisse und die Organisa-
tion. Da geht es von der assoziierten Regierungs-
ebene über eine allgemeine Geschäftsführung des 
Lenkungsausschusses zum Exekutivausschuß, dar-
unter die assoziierten Unternehmen für Zelle und 
Triebwerk. Als Beispiel für diese meiner Meinung 
nach tolle Bürokratie zitiere ich aus Art. IV der 
Regierungsvereinbarung: 

Die assoziierten Regierungen werden die all-
gemeine Geschäftsführung für die ihnen im 
Rahmen des Programms zufallenden Aufgaben 
einem Lenkungsausschuß aus Regierungsbeam-
ten übertragen, der folgendes Mandat erhält: 

a) Regelmäßige Überprüfung des technischen 
und finanziellen Fortgangs auf der Grundlage 
schriftlicher Berichte über die erledigten Arbei-
ten und einer Vorausschau für Zeitplan und 
Kosten für die Fertigstellung des Projekts, sei-
tens Sud Aviation und Rolls-Royce. 

b) Entscheidung von Grundsatzfragen im Zu-
sammenhang mit dem Projekt oder, falls die 
Vertreter einer assoziierten Regierung mit einer 
vorgeschlagenen Entscheidung oder Maßnahme 
nicht einverstanden sind, Aufschub diesbezüg-
licher Maßnahmen und Bitte um Weisung an 
die assoziierten Regierungen. 

Der Lenkungsausschuß wird mindestens vier-
mal jährlich zusammentreten. Er wird den asso

-

ziierten Regierungen bis zum 15. Juni 1968 Be-
richt erstatten. 

Der Lenkungsausschuß wird in einer für alle 
assoziierten Regierungen annehmbaren Form 
einen dreiköpfigen Exekutiv-Unterausschuß ein-
setzen, der ihm vom Lenkungsausschuß über-
tragene Aufgaben wahrnimmt und insbesondere 
die Durchführung des Programms durch die aus-
führenden Organe und die assoziierten Unter-
nehmen koordiniert und überwacht. Die aus-
führenden Organe und die assoziierten Unter-
nehmen tragen in ihrem Zuständigkeitsbereich 
für eine umfassende Unterrichtung der bestell-
ten Vertreter der assoziierten Regierungen 
Sorge. 

Meine Damen und Herren, ich habe das absichtlich 
einmal so ausführlich vorgelesen. Sie haben es nicht 
verstanden; ich habe es beim dritten Durchlesen 
auch nicht verstanden. Wenn man nämlich so die so-
genannte technische Lücke von Europa gegenüber 
den USA ausfüllen will, dann kriegen zwar die 
Juristen Arbeit, aber . . . Das andere überlasse ich 
Ihrem Urteil, meine sehr verehrten Kolleginnen und 
Kollegen. Wir werten deshalb das Airbus-Projekt 
auch nur als ersten Schritt zur europäischen Zusam-
menarbeit auf . dem Gebiete der Entwicklung und 
Produktion von Großfluggerät und fordern die Bun-
desregierung auf, alles zu tun, daß weitere, aber 
auch — wie wir meinen — sinnvollere Schritte fol-
gen. 

Wir verweisen -- das ist auch mit Recht schon 
geschehen — auf das lehrreiche Beispiel der Euro-
päischen Organisation für Weltraumforschung 
(ESRO) und der Europäischen Organisation für die 
Entwicklung und den Bau von Raumfahrzeugen 
(ELDO) . 

Die Vorteile einer weiterentwickelten und ent-
bürokratisierten Zusammenarbeit bestünden erstens 
in einer internationalen Verteilung der Risiken, 
zweitens in einer Zusammenfassung der nationalen 
Finanzierungsmöglichkeiten, drittens in der Siche-
rung eines breiten Absatzes, viertens in einem 
intensiven und raschen Erfahrungsaustausch auf 
technologischem Gebiet, fünftens in einer Beschrän-
kung auf erfolgversprechende Schwerpunktprojekte 
und sechstens in einer Vereinheitlichung der In-
standhaltung und Wartung der produzierten Flug-
zeuge. 

Hierzu noch eine Anregung: Die von uns vorge-
schlagene Entwicklungs- und Forschungs GmbH 
könnte durch Übertragung der Einzelbeteiligungen 
der Firmen — sie sind ja einzeln beteiligt — bei der 
Airbus-GmbH zur Weiterentwicklung einer gemein-
schaftlichen europäischen Produktion von Großflug-
gerät beitragen. 

Aber nun noch eine Bemerkung — das ist hier 
schon angesprochen worden — zum Airbus-Projekt 
selber, und zwar in bezug auf die Lufthansa. In der 
Regierungsvereinbarung heißt es: 

Die assoziierten Regierungen haben diese 
Vereinbarungen in der Erwartung unterzeichnet, 
daß BEA, Air France, Air-Inter, Lufthansa und 
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Condor dieses Programm unterstützen werden. 
In der ersten Phase des Programms werden die 
assoziierten Regierungen keine finanziellen 
Mittel zur Verfügung stellen, mit denen diese 
Luftlinien andere Flugzeuge mit der Kapazität 
und den sonstigen Kenndaten des Airbus kau-
fen könnten. Die assoziierten Regierungen wer-
den sich nach Kräften bemühen, daß bis zum 
30. Juni 1968 Abnahmeverpflichtungen für das 
Flugzeug, das Gegenstand dieser Vereinbarun-
gen ist, von diesen Luftlinien vorliegen. 

Die Abnahmeverpflichtungen liegen von allen an-
deren vor, soweit wir unterrichtet sind. Das ist 
eine klare Verpflichtung der Bundesregierung. Bis-
her liegen aber noch keine eindeutigen Optionen 
der Lufthansa vor. Deswegen möchte ich auf die 
vom Deutschen Bundestag bei der Verabschiedung 
der Optionsanleihe der Deutschen Lufthansa am 
28. Juni 1967 einstimmig gefaßte Entschließung ver-
weisen, in der es wörtlich heißt: 

Der Bundestag erwartet, daß die Bundesregie-
rung bedacht darauf nimmt, ihren Einfluß im 
Aufsichtsrat der Deutschen Lufthansa stärker 
zum Ausdruck zu bringen. 

Im Zusammenhang mit der Verpflichtung der Bun-
desregierung und ihrem Einfluß genügt dieses Zitat 
wohl. 

Gestatten Sie mir zum Schluß noch ein allgemei-
nes Wort zu Forschungs- und Entwicklungsaufgaben. 
Das ist nämlich kein Automat, in den man oben die 
D-Mark hineinsteckt und bei dem dann unten das 
gewünschte Ergebnis herauskommt. Ich finde, das 
ist eher so wie bei den Hühnern, die erst manches 
Korn picken müssen, um ein Ei legen zu können. 
Damit aber möglichst viele Körner zur Verfügung 
stehen, muß man einige Zäune beseitigen. Das will 
unser Antrag. Zuweilen muß auch der Hahn den 
Hühnern zeigen können, wo das Futter liegt; das 
muß hier der Staat tun. 

(Heiterkeit.) 

Zum technischen Fortschritt als der Quelle wirt-
schaftlichen Wachstums, zum Wohlstand von mor-
gen gehört eine entscheidende Voraussetzung: der 
Wille zum Wandel. Auf diesen Willen zum Wandel 
wird es auch bei der raschen Lösung der technischen 
und organisatorischen Probleme der deutschen Luft- 
und Raumfahrtindustrie bei allen Beteiligten — ich 
betone, bei allen Beteiligten — ankommen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
der Abgeordnete Jung. 

Jung (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Wir haben heute von 
der Bundesregierung aus dem Munde des Bundes-
wirtschaftsministers und von Vertretern der Koali-
tionsfraktionen viele und schöne Worte über die 
Bedeutung der deutschen Luft- und Raumfahrtindu-
strie gehört. Wir haben auch etwas über allgemeine 
Vorstellungen und Ziele der Regierung erfahren. 
Wenn man sich vergegenwärtigt, daß diese Regie-

rung ja durch die Koalition der großen Mehrheit 
in diesem Haus getragen wird, dann könnte man 
in der Tat versucht sein, zu glauben, daß bald alles 
zum Besten der deutschen Luft- und Raumfahrt-
industrie bestellt sein wird. 

(Abg. Dr. Wörner: Herr Jung, haben Sie 
nicht gehört, daß ich die Mängel sehr deut

-

lich aufgeführt habe?) 

— Sie haben aber auch sehr, sehr viel herausge-
stellt. Ich komme noch auf das Gute und auf das 
Schlechte, Herr Wörner. 

Diese Beruhigung hat ohnehin die große Mehrheit 
dieses Hauses erfaßt, wie man sieht. Die Kollegin-
nen und Kollegen haben darauf vertraut, daß der 
Bundeskanzler, wie er schon in seiner Regierungs-
erklärung gesagt hat, die Förderung von Schlüssel-
bereichen — und dazu zählt die Raum- und Luft-
fahrtindustrie — wichtiger findet als die Subven-
tionierung stagnierender Bereiche. Hoffentlich ge-
lingt es, in diesen Punkten einen größeren gemein-
samen Nenner zwischen den Koalitionsfraktionen zu 
finden als z. B. in der Ost- und Sozialpolitik. Ich sel-
ber hoffe das auch, zumal ich seit vorgestern weiß, 
daß es Kollegen gibt, die sogar bereit sind, ihr Herz 
für die eine oder andere Sache in die Waagschale 
zu werfen. 

Nun zurück zur Antwort des Herrn Ministers. 
Herr Minister, Sie haben das Programm — Herr Dr. 
Wörner, nun komme ich auf das Positive — des 
Bundeswissenschaftsministers erwähnt. Herr Scho-
ber hat den Dank an die verschiedenen Institutionen 
mir schon vorweggenommen. Lassen Sie mich aber 
von seiten der Opposition dem Herrn Bundesminister 
für wissenschaftliche Forschung Lob zollen; denn er 
hat sich seit der Übernahme des Ministeriums für 
wissenschaftliche Forschung — das war allerdings 
noch in der Zeit der Koalition mit den Freien Demo-
kraten — sehr stark für die in seine Zuständigkeit 
fallende Komponente, nämlich für die Sache der 
Raumfahrtforschung eingesetzt. Dafür möchte ich ihm 
auch namens meiner politischen Freunde sehr herz-
lich danken. 

(Zuruf von der CDU/CSU) : Herr Kollege, 
vergessen Sie nicht ,die Minister Strauß 

und Balke!) 

— Natürlich. Ich habe mich aber jetzt auf dieses 
mittelfristige Programm bezogen, das der Herr 
Minister heute erwähnt hat, und das ist einwand-
frei von Herrn Minister Stoltenberg vorgelegt wor-
den. Ich tue das um so lieber, als er damit die 
Bemühungen seiner Vorgänger im Amt — nun 
möchte ich .allerdings auch seinen Amtsvorgänger, 
nämlich unseren Freund Lenz, erwähnen — 

(Zuruf von der Mitte: Zugestanden!) 

bisher zielstrebig weite rverfolgt und mit großem 
Nachdruck vertreten hat. 

Vielleicht hat das gewisse Fluidum, das  von der 
Raumfahrt ausgeht, vielleicht auch die gute Zusam-
menarbeit auf übernationaler Basis in ELDO und 
ESRO dazu beigetragen, daß für das  mittelfristige 
Raumfahrtforschungsprogramm ohne allzugroßes 
Murren 500 Millionen DM bis zum Jahre 1971 be- 
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reitgestellt werden. Natürlich reicht dies bei weitem 
nicht aus, um das „spin off", die Nebenprodukte, die 
Herr Dr. Wörner eben anführte, der Raumfahrt-
wissenschaft und -technologie völlig zu erschließen 
und die Erkenntnisse daraus auf andere Industrien 
zu übertragen. Aber es scheint uns doch eine 
Grundlage für ein erfolgversprechendes Weiter-
arbeiten zu sein. 

Angesichts ,der Liste der praktischen Ergebnisse 
des amerikanischen NASA-Programms, welche eine 
Unzahl von Auswirkungen haben — z. B. auf die 
nationale Sicherheit durch die Beobachtungsmög-
lichkeiten, auf Industrie und Fabrikation durch neue 
Erkenntnisse z. B. über Material für Kälte- und 
Hitzeschutz, auf die Bauindustrie durch Leichtbau-
techniken und neue statische Erkenntnisse, auf die 
Nachrichtenverbindungen, Telefon und Fernsehen, 
auf die Wetterbeobachtung, auf Energiequellen, ja 
auf Gesundheit und Medizin, auf Bodenschätze, 
Ernährung und Landwirtschaft, auf Transport und 
Handel und nicht zuletzt auf die Naturwissenschaf-
ten und auf das Erziehungswesen, um nur die 
Hauptgruppen zu nennen, wo die praktische Nutz-
anwendung Generationen dient —, muß schon jetzt 
eine langfristige Planung für die Zeit nach 1971 ein-
setzen. 

Auch dem technisch-wissenschaftlichen Nachwuchs 
muß die Gewißheit gegeben werden, daß die Berufs-
aussichten in ,der deutschen Luft- und Raumfahrt-
industrie nicht hoffnungslos sind. Die Abwanderung 
dieser Kräfte ist ein unersetzlicher Verlust und für 
die Länder, in die sie zuwandern, ein enormer Ge-
winn. 

Auf dem AICMA-Symposium — AICMA heißt 
Association Internationale des Constructeurs de 
Matériel Aérospatial —, das vor kurzer Zeit in 
London stattfand, wurde z. B. eine UNO-Schätzung 
bekanntgegeben, wonach die Vereinigten Staaten 
allein durch die Einwanderung von Nichtamerika-
nern mehr als 4 Milliarden Dollar an Ausbildungs-
kosten gespart haben. Das haben dann aber die 
anderen Länder bezahlt! Die auf diesem Symposium 
veröffentlichten Zahlen sind überhaupt außerordent-
lich interessant. Zeigen sie doch, daß sowohl hin-
sichtlich des Anteils am Sozialprodukt als auch hin-
sichtlich des Umsatzes und der Gesamtzahl der 
Beschäftigten, wie schon von meinen Vorrednern 
erwähnt und durch Zahlen belegt, die Vereinigten 
Staaten in der Luft- und Raumfahrtindustrie mit 
großem Abstand vor Europa führen und daß eine 
Kooperation der europäischen Staaten auf diesem 
Sektor unumgänglich ist, wenn Europa im Luft- 
und Raumfahrtsbereich mit den Vereinigten Staa-
ten oder mit der UdSSR auch nur annähernd noch 
Schritt halten will. 

Was kann da von unserer Seite z. B. auf dem Ge-
biet der Raumfahrt getan werden? Da die Zusam-
menarbeit mit den anderen Industrien als geachteter 
Partner eine eigene Grundlagenforschung voraus-
setzt, ist ein nationales Basisprogramm erforderlich, 
das sich auf die Schwerpunkte konzentriert, die wir 
mit unseren vorhandenen Teams — das sind zur 
Zeit etwa 3000 Personen in einem Dutzend Firmen — 
durchführen können. Solche Schwerpunkte wären  

etwa — Herr Minister Schiller hat sie aufgezeigt — 
die  Weiterentwicklung der Trägerraketen in ELDO, 
insbesondere aber die Forschungssatelliten und die 
Nachrichtensatelliten, die elektronische Entwicklung, 
aber auch die Entwicklung der Raumtransporter und 
die Treibstoffentwicklung. 

In diesem Programm müßten auch der Ausbau der 
wissenschaftlichen Institute, die Ausbildung der 
Luft- und Raumfahrtingenieure — möglichst an we-
nigen Technischen Hochschulen konzentriert — und 
die fachliche Weiterbildung der Wissenschaftler und 
Ingenieure erfaßt werden. Da auch die technologi-
sche Entwicklung der Kernenergie als Antrieb oder 
als stationäre Energie im Raum in diesen Bereich ge-
hört, muß eine Kommission für Luft- und Raumfahrt-
technik als Clearing-Stelle alle Kompetenzen in 
einer Hand im Wissenschaftsministerium vereinen. 

Ich habe das Gebiet der Raumfahrt lobend erwähnt 
und gesagt, daß wir auf diesem einen Bein — dieses 
„Bein" wurde hier schon öfters erwähnt — erste zag-
hafte, erfolgversprechende Schritte machen. Ich 
möchte aber auch die kritische Feststellung treffen, 
daß wir auf dem anderen „Bein", der Luftfahrt näm-
lich, außerordentlich stark hinken. Als ehemaliger 
Leichtathlet — heute bin ich ja etwas mehr Schwer-
athlet — weiß ich aber auch, daß man echte Leistun-
gen nur erzielt, wenn man beide Beine stärkt. Hier 
bin ich der Meinung, daß die Bundesregierung trotz 
der Lippenbekenntnisse noch immer nicht die Be-
deutung der deutschen Luftfahrtindustrie für den 
wissenschaftlichen und technologischen Fortschritt in 
der. Bundesrepublik richtig einschätzt. Zumindest hat 
sie aus ihren Erkenntnissen noch nicht die richtigen 
Folgerungen gezogen. Erfolgversprechende Entwick-
lungen z. B. wurden gestoppt, obwohl — wie alle 
Redner schon betont haben — gerade Forschung und 
Entwicklung auf dem Luft- und Raumfahrtsektor von 
entscheidender Bedeutung für viele andere, darüber 
hinausgehende Zweige der Technik sind. 

Das technische Know-how auf dem Gebiet der An-
triebe, der Elektronik, der Werkstoffe und Ferti-
gungsverfahren, der Steuerung, Regelung, der Auto-
mation und vielem anderen mehr, benötigen wir 
dringend, um ganz allgemein für das Ausland auf 
technischem und wissenschaftlichem Gebiet inter-
essant zu sein und unserer Position als drittstärkste 
Industrienation der Welt gerecht zu werden. Mit 
Lizenzbau und Offsetkäufen allein meistern wir die 
Zukunft nicht. 

(Beifall bei der FDP.) 

Herr Kollege Wörner hat in der Begründung vor 
Lippenbekenntnissen gewarnt. Nun, ich kenne ihn 
viel zu gut, um nicht zu wissen, daß er der Luftfahrt 
eng verbunden ist und daß er es wirklich ehrlich 
meint. Aber wie hält es denn nun die ganze Frak-
tion? Ist nicht im vergangenen Jahr gerade unsere 
Koalition daran gescheitert, daß die CDU die seit 
Jahren betriebene Finanzierung amerikanischer Luft-
fahrtindustrien über das Offset-Abkommen fort-
setzte, während die FDP-Fraktion sich mit allem 
Nachdruck gegen den Devisenausgleich in dieser 
Höhe wandte, weil wir der Meinung waren, daß wir 
bei uns viel mehr tun müßten? 
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Wenn sich die Bundesrepublik hier nicht schleu-

nigst zu entscheidenden Maßnahmen aufrafft, sind 
wir binnen kurzem auf den Stand eines Entwick-
lungslandes abgesunken. In unserem Entschließungs-
antrag, der Ihnen vorliegt, zeigt die FDP Mittel und 
Wege auf, wie die Bundesregierung der zum Teil 
katastrophalen Lage in der deutschen Luftfahrtindu-
strie wirksam begegnen kann. Eine der ersten Auf-
gaben muß es sein, die Beschäftigung der rund 36 000 
Wissenschaftler, Techniker und Arbeiter im deut-
schen Flugzeugbau sicherzustellen. Das ist nur mög-
lich, wenn die deutsche Flugzeugindustrie im Rah-
men einer europäischen Zusammenarbeit auch als 
gleichberechtigter Partner eingesetzt ist. 

Eine solche Zusammenarbeit ist, wie von allen 
Sprechern erwähnt, beim europäischen Airbus-Pro-
jekt möglich. Obwohl die Luftverkehrsgesellschaften 
des Vereinigten Königreichs und der französischen 
Republik ihren good will bereits erklärt haben, steht 
die Deutsche Lufthansa immer noch in Wartestellung. 
Hier müßte die Bundesregierung endlich einmal 
ihren ganzen Einfluß auf die Deutsche Lufthansa — 
und der ist ja sowohl hinsichtlich der bisherigen 
Förderung als auch nach der prozentualen Beteili-
gung nicht gering — dahin gehend geltend machen, 
daß diese das sehr wirtschaftliche — und darauf 
kommt es an — Airbus-Projekt durch die Option 
auf eine ausreichende Anzahl von Flugzeugen unter-
stützt. 

Die Bundesregierung wird auch darauf verzichten 
müssen, das Bauprogramm der Transall-Transport-
maschinen zu kürzen, da inzwischen feststeht, daß 
dadurch keine nennenswerte Kostenersparnis erzielt 
werden kann. Der Stückpreis würde sich bei der 
Kürzung auf 60 Flugzeuge von rund 15 Millionen 
auf rund 25 Millionen DM — ohne die Ersatzteil-
erstausstattung —, also um rund 10 Millionen DM 
pro Stück, erhöhen. 

Es ist bedauerlich genug, daß das Transall-Projekt 
für die Bundesrepublik eine Abnahmeverpflichtung 
von 110 Maschinen vorsieht, obwohl feststeht, daß 
die Bundeswehr soviel gar nicht braucht. Diese Fehl-
planung des Bundesverteidigungsministeriums ist 
aber jetzt nicht mehr zu reparieren. Für uns kommt 
es jetzt nur noch darauf an, zu verhindern, daß 
dieser Panne in der Planung nicht auch noch ein 
Existenzverlust in der deutschen Flugzeugindustrie 
folgt. 

An diesem Beispiel — es gibt deren noch mehrere 
— wird sichtbar, wie dringend notwendig die Vor-
lage einer den künftigen Realitäten gemäßen Ver-
teidigungskonzeption ist, um Fehlplanungen und 
Fehlinvestitionen größten Ausmaßes zu vermeiden. 
Gerade auf dem Gebiet der Luftfahrtgeräte ist nun 
einmal die Bundeswehr eben Hauptauftraggeber. 
Wir haben vorhin vom Herrn Bundesminister gehört, 
daß der militärische Anteil immerhin 80 % beträgt. 
Der zivile Bereich ist dagegen leider sehr klein. 
Deshalb fordern wir unverzüglich klare Vorstellun-
gen der Regierung über die künftige Verteidigungs-
planung, insbesondere auf dem Gebiet der Luft-
fahrttechnik. 

Die überzähligen Transall-Maschinen könnten 
übrigens über die von uns beantragte Verkaufs-

organisation und Exportbank an interessierte Länder 
weiterverkauft werden. Diese Einrichtung zur lang-
fristigen Finanzierung von Flugzeugverkäufen wird 
notwendig, weil die Erfahrungen in der Vergangen-
heit gezeigt haben, daß ein Verkauf von Flugzeugen 
oft nur an mangelnden Finanzierungsmöglichkeiten 
scheitert. Die deutsche Flugzeugindustrie ist den 
kostspieligen Anforderungen, welche Exportge-
schäfte in großem Umfang stellen, einfach nicht ge-
wachsen. Deshalb unsere Forderung und Empfeh-
lung an die Bundesregierung, einmal über die Gren-
zen zum westlichen Nachbarn zu schauen, um zu 
sehen, wie man es dort zum Wohl der eigenen Luft-
fahrtindustrie macht. 

Mit Fusionen, die zwangsweise herbeigeführt wer-
den, wird nichts erreicht. Sinnvolle Fusionen ent-
stehen nur auf der Basis sinnvoller Rahmenpro-
gramme und eigener deutscher Projekte. 

Auch sollte man von seiten der Bundesregierung 
das derzeitige Vorfinanzierungssystem, z. B. bei 
zivilen Projekten, nicht starr im Verhältnis 60 : 40 
aufrechterhalten, sondern je nach Projekt flexibel 
gestalten. Ich erinnere z. B. an das Vorfinanzierungs-
system beim Airbus. Auch mit den Vorschriften der 
altehrwürdigen Reichshaushaltsordnung kann schon 
lange keine progressive Luftfahrtpolitik mehr ge-
macht werden, viel weniger noch eine wirtschaftliche 
Verteidigungspolitik. Es gibt eine Unmenge von 
Problemen, die man gern ansprechen möchte, wenn 
man wie ich vor jetzt 30 Jahren die ersten Rutscher 
gemacht hat und seitdem nicht mehr von der Luftfahrt 
loskam. Eine kleine Hoffnung besteht ja jetzt, da 
einen der — entschuldigen Sie bitte, Herr Minister 
— brothers jetzt das Fliegen gepackt hat. Viel-
leicht kommt mein Hinweis auf die Reichshaushalts-
ordnung und auf das Vorfinanzierungssystem an 
die richtige Adresse. Der deutschen Luftfahrtindu-
strie würde damit ein großes Hindernis aus dem 
Wege geräumt. 

Über all diese verhältnismäßig kurzfristig durch-
führbaren Maßnahmen hinaus muß sich aber die 
Bundesregierung jetzt endlich zu einer langfristigen 
Konzeption entschließen. Wenn sie den Zustän-
digkeitswirrwarr auf dem Gebiet der Forschungs- 
und Entwicklungsaufgaben innerhalb der Bundes-
regierung beseitigt — Herr Minister, ich weiß wohl, 
daß die Koordinationsstelle in Ihrem Ministerium 
ganz gut arbeitet; aber, wie gesagt, den Zuständig-
keitswirrwarr innerhalb der Bundesregierung in den 
Forschungs- und Entwicklungsaufgaben gilt es 
schnellstens zu beseitigen —, dann müßte es auch 
binnen kurzem möglich sein, sich über die weiteren 
Entwicklungsaufträge zu einigen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Die FDP meint, daß die Entwicklung von Senk-
rechtstartern mit Vorrang vorangetrieben werden 
muß. Trotz der großen Startschwierigkeiten nach 
mehr als zehnjähriger Zwangspause ist es der 
deutschen Flugzeugindustrie gerade auf diesem 
Gebiet gelungen, einen beachtlichen Vorsprung — 
ich erinnere hier z. B. an die Entwicklung der VJ 101 
und der Do 31 — zu erkämpfen, der nicht verloren-
gehen darf. Das gilt um so mehr, als offenkundig ist, 
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daß die Zukunft sowieso den senkrecht und kurz 
startenden, sogenannten V /STOL-Flugzeugen gehö-
ren wird. Ihre Vorteile im militärischen und im 
zivilen Bereich liegen auf der Hand. Sie brauchen 
keine nennenswerten Landebahnen und sind damit 
militärisch nur schwer verwundbar. Hier die Ent-
wicklung voranzutreiben ist besser, als der „Phan-
tom" nachzujagen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Was die Zivil- und Militärluftfahrt anlangt, so er-
hoffen wir uns von den Senkrecht- und Kurzstartern 
auch eine erhebliche Minderung der Fluglärmbelästi-
gung unserer Bevölkerung. 

Die Bundesregierung kann diesen Fragen, die uns 
allen auf den Nägeln brennen, nur gerecht werden, 
wenn sie nicht nur gründlich, sondern auch schnell 
arbeitet. Hier eine Initialzündung zu geben ist Sinn 
unseres Antrags*). Jetzt muß die Bundesregie-
rung handeln! Machen Sie ruhig Gebrauch von Ihrer 
großen Mehrheit im Hause, Herr Minister. Die Op-
position würde Sie in dieser Frage sehr gern unter-
stützen. Und bitte vergessen Sie nicht, das Haus 
regelmäßig, etwa jährlich, über das zu unterrichten, 
was die Regierung zur Förderung dieses progressi-
ven Wirtschaftszweigs und damit zur Förderung 
hochwertiger Technologien getan hat. 

(Beifall bei der FPD.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Konstantin Prinz von Bayern. 

Prinz von Bayern (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Erlauben Sie mir, Ihre 
Geduld zu wenigen Punkten noch zu strapazieren. 

Punkt 1. Weil auch ein schlechter besetztes Haus 
für das deutsche Volk, für die Öffentlichkeit spricht, 
bin ich der Meinung, daß wir eine Debatte über 
Raumfahrt nicht vorbeigehen lassen dürfen, ohne 
von dieser Stelle aus dem amerikanischen Volk zu 
seinem jüngsten Weltraumerfolg zu gratulieren. 

(Beifall.) 

Indem ich das tue, meine Kollegen, gratulieren wir 
uns gewissermaßen selber zu einem Mann namens 
Wernher von Braun. Wenn eine solche Debatte 
einen letzten Sinn haben muß, dann ist es doch der, 
daß wir uns nicht damit begnügen wollen und dür-
fen, historisch rückblickend festzustellen, daß aus 
dem Treibgut, aus dem Strandgut der deutschen 
Kapitulation der Treibsatz für den  Start in das 
Raumzeitalter gefunden wurde. Es geht doch darum, 
daß auch die nächste und die übernächste Genera-
tion Wernher von Brauns hervorbringt und daß wir 
einen deutschen Beitrag weiter leisten können zu 
Projekten, die Menschheitsprojekte sind. 

Nächster Punkt! Herr Kollege Ertl, Sie machten 
vorhin einen Zwischenruf, Sie sagten „Zwang", 
Zwang im Hinblick auf unsere — der Union wie 
der SPD — Forderung,  die  Regierung solle, wie ich 
sage, einen legitimen Druck zur Konzentration von 
Luft- und Raumfahrtunternehmen ausüben. Ich kann 

*) Siehe Anlage 4  

Ihren Empfindungen folgen, aber ich komme zu an-
deren Schlußfolgerungen. Wir haben einmal techno-
logische Entwicklungen. Diese zwingen meiner An-
sicht nach zu angepaßten politischen Führungsme-
thoden. Sie können uns sagen: Schön, wir fangen 
damit an; morgen konzentrieren wir mit Zwang 
z. B. die Textilindustrie. — Nein, der Bereich dieses 
legitimen staatlichen Drucks läßt sich genau um-
reißen und damit 'einengen. ,Es ist eben der Bereich 
jener technologischen Entwicklungen und ihrer 
organisatorischen Folgen. Wir brauchen also Len-
kungssysteme. Natürlich werden diese Lenkungs-
systeme irgendwo zwischen Marktwirtschaft und 
Planwirtschaft angesiedelt sein. Wenn  Sie mir nun 
sagen wollten: Daß wir solche Führungsmethoden 
brauchen und installieren müssen, ist schon ein Ver-
stoß, eine Sünde wider den Geist der Marktwirt-
schaft, dann sage ich Ihnen: lassen Sie uns diese 
Sünde 'begehen, denn sie ist notwendig. 

(Abg. Ertl: Sie muß allerdings gebeichtet 
'werden!) 

— Ach, wollen Sie sozusagen den konfessionellen 
Bereich jetzt 'hier einbeziehen? 

(Abg. Ertl: Aber vielleicht den Ehrenvor-
sitzenden der  CDU!) 

— Der Ehrenvorsitzende der CDU beichtet vor sei-
ner Partei und spricht am 24. in der Bezirksver-
sammlung in München. Aber das gehört nicht dazu. 
Ich werde Sie auch ansprechen. 

Herr Bundesminister Schiller, Sie haben Zahlen 
genannt. — Ja, der Katalog, — Entschuldigung! Das 
bayerische Moment wurde durch Ertl hineingebracht. 
— Herr Minister, Sie haben Vergleichszahlen ge-
nannt. Dieser Vergleich kann den  Eindruck erwek-
ken: wenn wir verhältnismäßig so klein sind, dann 
ist die Masse, die Menge, die zu lenken wäre, nicht 
mehr des Lenkens wert. Ich nehme an, dieser Ein-
druck soll nicht hervorgerufen werden. Denn ich bin 
überzeugt, wenn wir aus ,dem Wenigen mehr ma-
chen wollen, muß eben in ,dem notwendigen Maße 
gelenkt werden. 

Wenn nun ein Abgeordneter sich bemüht, einen 
gewissen Druck — auch durch die öffentliche Mei-
nung — im Interesse solcher Lenkungssysteme ent-
stehen zu lassen, dann muß man natürlich den Druck 
auch in Leitungen, in Röhren kanalisieren. Ich 
glaube, 'dieses Leitungssystem, das wir brauchten, 
wäre eine 'deutsche  NASA, eine deutsche „Aero-
nautic and Space Administration". 

Der nächste Funkt! Frau Kollegin Geisendörfer, 
ich kenne Sie als eine Gralshüterin — im guten 
Sinne meine ich das jetzt — europäischer Anliegen 
und Forderungen, auch der Forderung, daß Raum-
fahrtkonzentration auf europäischer Ebene stattfin-
den soll. Sie befürchten, wenn ich hier eine deutsche 
NASA verlange, daß {das eine Einengung der  größe-
ren, meiner Ansicht nach auch notwendigen euro-
päischen Ebene bedeuten könnte. 

(Abg. Frau Geisendörfer: Muß aber nicht!) 

— Meiner Ansicht nach nicht, sondern ich glaube, 
daß wir hier einen Fehler wieder und wieder be

-

gehen — vielleicht ist das ein sehr deutscher Feh- 
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ler - indem wir „alles oder nichts" sagen.  Ein 
Beispiel: Wenn wir das Europa  der  „Sieben Plus" 
nicht haben können, gefährden wir das  Europa der 
Sechs. Ich glaube, daß diese falsche Vorstellung 
auch hier zugrunde liegt. Ich möchte sie ausräumen. 
Ich möchte sagen, auf europäischer Ebene wollen 
wir auch die Fusion der europäischen Raumfahrt-
behörden, also ELDO und ESRO. Aber bevor es so 
weit ist, brauchen wir eine nationale Komponente, 
die .der Beitrag zu dieser fusionierten europäischen 
Raumfahrtinstitution sein sollte. 

(Abg. Frau Geisendörfer: Mit anderen Wor

-

ten: ein interessanter nationaler Partner für 
die anderen!) 

— Ja, aber dazu glaube ich, daß die Formierung 
dieser Partnerschaft, die Organisation, dem ent-
spräche, was ich „deutsche NASA" nenne. 

Natürlich ergibt sich die nächste Frage: wohin mit 
einem solchen Lenkungssystem, einer deutschen 
NASA? Ich würde sagen: bestimmt nicht zum Ver-
teidigungsministerium. Warum? Das kam hier in 
breiter Formulierung zur Geltung. Wir wollen ja 
die Rüstungsabhängigkeit der Luft- und Raumfahrt-
industrie nicht noch mehr betonen oder stärken. 
Im Gegenteil, wir wollen, wie Kollege Jung sport-
lich sagte, das zivile Bein stärken. 

Der Airbus! Auch die CSU fordert, daß der Staat 
seine Einwirkung auf die Lufthansa selbstverständ-
lich für eine Option geltend macht. Darüber besteht 
also keine Meinungsverschiedenheit mehr im Hause. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP.) 

Ich sage: nicht zum Verteidigungsministerium mit 
diesem Lenkungssystem. Wohin? Zu Stoltenberg? 
Zu Leber? Ich meine, ins Bundeskanzleramt. Dr. 
Schober, Sie haben eine Befürchtung ausgesprochen, 
die meiner Ansicht nach ganz richtig ist. Sie sagten, 
ein solches System würde das Kanzleramt überfor-
dern, überlasten, überbürden. Ich sage Ihnen, ja, in 
der heutigen Organisationsform des Kanzleramtes. 
Diese Betrachtung führt zur Frage der zukünftigen 
zweckmäßigen Organisationsform des Kanzleramtes, 
nicht nur von der Raumfahrtindustrie her, sondern 
auch von allen anderen Aspekten her. Es ist meiner 
Ansicht nach eine zentrale Forderung, daß der 
Mann, der die Richtlinienkompetenz ausübt und 
auszuüben hat, im Kanzleramt das Instrumentarium 
zur Aufbereitung der Richtlinienkompetenz auch 
unter seinem Dach hat, also eine funktionell ge-
ordnete — — 

(Abg. Dr. Schober: Herr Kollege, dann kom

-

men aber auch alle anderen Ressorts! Ich 
denke an Gesellschaftspolitik!) 

— Sicher. 

(Abg. Frau Geisendörfer: Sie setzen eine 
Gesamtreform des Kanzleramtes voraus!) 

— Genau. Ich meine aber, daß die Notwendigkeit 
für eine solche Gesamtreform des Kanzleramtes in 
dem von mir angedeuteten Sinne spricht: funktio-
nelle Gliederung statt spiegelbildlicher Ressort-
organisation. Diese Forderung wird wieder einmal 
von der Seite der Luft- und Raumfahrt her unter-
strichen. 

Ein weiterer Punkt. Ich weiß nicht mehr, welcher 
Kollege oder welche Kollegin davon sprach, daß es 
notwendig sei, in der Öffentlichkeit, wo die tech-
nologischen Anliegen der Luft- und Raumfahrt nicht 
die nötige Popularität haben, das Verständnis für 
diese Notwendigkeit zu verstärken. Das ist in der 
Tat ein sehr wesentliches psychologisches Moment, 
das wir unterstreichen müssen. Was geschieht denn? 
Warum gibt es denn ein so unpopuläres Verhalten 
in der Öffentlichkeit gegenüber diesen notwendigen 
Anforderungen? Weil es zu einem gedanklichen 
Kurzschluß kommt, der meiner Ansicht nach folgen-
dermaßen läuft: Atombombe ist gleich Rakete ist 
gleich Raumfahrt. Diese Vorstellung muß ausge-
räumt werden. Es gibt nur eine technologische For-
schung und Entwicklung, ob zivil oder militärisch. 
Erst in einer sehr späten Phase der Endproduktion 
kommt es in diesem Industriezweig zur Gabelung. 

Ein weiterer Punkt. Es wurde von dem Verhältnis 
der Luftfahrt zur Raumfahrt gesprochen. Dieses Ver-
hältnis läßt sich sehr einfach darstellen. Die Luft-
fahrt ist quasi die untere Etage eines Gebäudes, sagen 
Sie heute zeitgemäß eine Stufe einer Rakete. In die-
sem Zusammenhang muß ich eines erwähnen. Die-
ses Gebäude hat ein Fundament, den Luftsport. Mir 
ist es deshalb so wichtig, diesen Zusammenhang 
aufzuzeigen, weil hier ein Mehr an technischer 
Potenz, ein Mehr an möglichem machtpolitischem 
Mißbrauch steckt. Sie brauchen also, um dem etwas 
entgegenhalten zu können, ein Mehr an Charakter. 
Dazu trägt gerade in dieser Sparte der Sport bei. 
Wenn wir schon von den notwendigen Förderungs-
beiträgen sprechen, dann auf diesem Gebiet. 

Ein letzter Punkt. In diesen Zusammenhang ge-
hören auch die Flugplätze. Sie sind Bahnhöfe von 
morgen. Der Auf- und Ausbau der Luftfahrtindustrie 
wird erst möglich, wenn wir entsprechende Ver-
kehrsanschlüsse schaffen. Die Schaffung einer aus-
reichenden Flugplatzkapazität in der Bundesrepu-
blik ist eine Gemeinschaftsaufgabe für Bund, Länder 
und Kommunen, die in diesem Zusammenhang auch 
erwähnt werden muß. 

Meine Damen und Herren, man hat mir gerade 
vorhin — man nennt das  so schön kurz deutsch 
Clipping — einen Ausschnitt aus dem Unionsdienst 
gegeben, aber aus dem,  der  in Pankow erscheint. 
Dort bin ich z. B. als ein Lobbyist  der  Luft- und 
Raumfahrt und damit der deutschen Rüstungs

-

industrie angeführt. Ich bin kein Lobbyist für eine 
Firma und schon gar nicht für die Rüstungsindustrie. 
Aber ich werde immer ein Lobbyist dafür sein, daß 
durch .das Tor zum Weltraum, das uns offensteht, 
auch das deutsche Volk gehen kann und daß es dazu 
das nötige Wissen und die nötige Ausrüstung be-
kommt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Richter. 

Richter (SPD) : Herr Präsident Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Die Bundesregierung ist 
mit der kürzlich erfolgten Beantwortung der Klei-
nen Anfrage der Fraktion .der SPD zur Lage der 
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deutschen Luft- und Raumfahrtindustrie und mit der 
heutigen Antwort auf die Große Anfrage der 
Unions-Parteien zum gleichen Thema auch ausführ-
lich auf die Bedeutung dieser Industrien für das 
Verteidigungssystem eingegangen. Da zur Stunde 
immer noch 80% der vom Bund aufgebrachten Mit-
tel der Luft- und Raumfahrtindustrie vom Verteidi-
gungssektor her zufließen, möchte ich das heutige 
Thema aus dem Blickwinkel der Bündnis- und Ver-
teidigungspolitik angehen. 

In den vergangenen Jahren sind aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers der Verteidi-
gung für wehrtechnische Forschung, Entwicklung 
und Erprobung recht ansehnliche Summen in den 
Aufbau \der deutschen Flugzeugindustrie geflossen. 
Diese gemessen an der ausländischen Konkurrenz 
noch bescheidene Industrie wurde dadurch in die 
Lage versetzt, in den vergangenen Jahren das Waf-
fensystem F 104 G nachzubauen, und sie hat damit 
Anschluß an die heutige Entwicklung in der Welt 
gefunden. Es folgte dann eine Reihe von hervor-
ragenden Eigenleistungen. Erwähnt sei hier u. a. die 
VJ 101 C, mit der die deutsche Industrie nicht nur 
ihren ersten Senkrechtstarter, sondern überhaupt 
den ersten Überschalljäger der Welt gebaut hat, der 
senkrecht starten und landen kann. Die gleichen 
Start- und Landequalitäten hat der VTOL-Trans-
porter Dornier DO — 31 E. Diese beiden Entwick-
lungen — man könnte weitere im Verteidigungs-
bereich anführen — sind als Beweis zu werten, daß 
die deutsche Luftfahrtindustrie für den Verteidi-
gungsbereich vorbildliches Fluggerät entwickeln 
kann. 

Ich teile die Auffassung, die der Herr Bundes-
wirtschaftsminister vertreten hat, daß mit  dem Lei-
stungsstand der deutschen Luftfahrtindustrie das 
politische Gewicht der Bundesrepublik als Partner 
im Verteidigungsbündnis gestärkt wurde, daß es in 
Zukunft leichter sein wird, eigene militärische For-
derungen bei der Ausstattung von Flugzeugen 
durchzusetzen, und daß mit einer eigenen industriel-
len Kapazität auf luftfahrttechnischem Gebiet in der 
Bundesrepublik Betreuungsaufgaben bei der War-
tung von Flugzeugen besser erfüllt werden können. 

Ich will es kurz zusammenfassen und hier nur 
darstellen, daß es zu größeren Problemen im Ver-
teidigungsbereich in der Zusammenarbeit mit der 
deutschen Luftfahrtindustrie erst in den letzten zwei 
Jahren gekommen ist, ,als mit den aus dem Vertei-
digungsetat zur Verfügung stehenden Beträgen die 
anstehenden Aufgaben bei der Industrie nicht mehr 
ausreichend abgedeckt werden konnten. Nach zähen 
Verhandlungen im Verteidigungsausschuß wurden 
1967 für wehrtechnische Forschung und Entwick-
lung schließlich 981 Millionen DM bereitgestellt. 
Hiervon entfielen ,auf die Luftfahrtindustrie 38 %. 
Dieser Anteil dieser Industrie am Gesamtbetrag für 
Forschung ließ uns hoffen, daß weitere Personalver-
minderungen im Verlaufe dieses Jahres vermieden 
werden konnten. 

Das Bundesverteidigungsministerium hat 1967 
neue Entwicklungsverträge mit der Luftfahrtindu-
strie in der Größenordnung von mehr als 150 Mil-
lionen DM abgeschlossen. Zur Erfüllung der Ver-

träge waren allerdings seitens der Industrie in den 
letzten zwei Jahren Vorleistungen erforderlich, die 
diese ,an den Rand der Leistungsmöglichkeiten 
brachten. Im kommenden Jahr müßten diese Vor-
leistungen durch Auftragsvergabe rasch abgebaut 
werden. Wenn ich mir den Entwurf zum Haushalts-
plan 1968 ansehe, bekomme ich allerdings größte 
Bedenken. Zuwachsraten im Entwicklungstitel sind 
nicht vorhanden. Das Haushaltsvolumen der zu-
ständigen Unterabteilung des Verteidigungsmini-
steriums, die die Mittel für die Flugzeugindustrie 
bereitstellt, wird von rund 436 Millionen DM in  die-
sem Jahr auf 360 Millionen DM im kommenden 
Jahr abfallen. Ich befürchte, daß das Ergebnis ab-
sehbar sein wird: Am Ende des kommenden Jahres 
wird sich erneut eine große Bugwelle von Verpflich-
tungen, nicht abgeschlossenen Verträgen und Ent-
wicklungslücken aufgebaut haben und den Haushalt 
1969 belasten. 

Schwierigkeiten bereiten aber zur Stunde nicht 
nur die Geldsorgen. Hier sind noch einige andere 
Anmerkungen aus dem Blickwinkel der Verteidi-
gungspolitik erforderlich: 

Erstens. Zu vermissen war bisher die ausreichende 
mittel- und langfristige Planung auch in diesem Be-
reich. Seitens der Industrie weiß man zur Stunde z. B. 
nicht, wie die Werke nach 1970 ausgelastet werden. 
Bei dem langen Vorlauf in der Flugzeugindustrie 
beim Bau von Fluggeräten müssen die notwendigen 
Entscheidungen alsbald fallen. 

Zweitens. Es fehlte bisher, wie der Antwort der 
Bundesregierung zu entnehmen war, die europäische 
Zusammenarbeit. Das gilt verstärkt besonders für 
den Verteidigungssektor. 

Drittens. Der Konzentrationsprozeß der Luftfahrt-
industrie hat aus dem Blickwinkel der Verteidigung 
noch keine ausreichenden Ergebnisse gebracht. 

Anzustreben ist auch eine europäische militärische 
Konzeption in der Flugzeugindustrie. Die Bereit-
schaft dafür — das haben die Diskussionen in der 
Beratenden Versammlung des Europarates und bei 
der WEU gezeigt — ist nicht nur bei Großbritannien 
und Frankreich vorhanden. Europa und die Bundes-
republik werden auch in Zukunft in sehr vielen Be-
reichen mit Amerika zusammenarbeiten, doch es 
müssen die europäischen Schwerpunkte definiert 
werden. Wir brauchen einfache, robuste Waffen-
systeme, die von Menschen geführt werden, die weit-
gehend unabhängig sind von allzu komplizierten Bo-
deneinrichtungen. Für die ausgefallenen F 104 G und 
Fiat 91 sollten wir keine Zwischenlösungen suchen, 
sondern alsbald die Entscheidung, welche Nachfolge-
muster nach 1970 mit Einschaltung der deutschen 
Luftfahrtindustrie gebaut werden. Der Wert der Er-
satzbeschaffung für die jetzigen 3500 Jagdflugzeuge 
und etwa 2200 Jagdbomber in Westeuropa muß mit 
rund 50 Milliarden DM veranschlagt werden. _Diese 
Zahl nannte kürzlich ein Holländer bei einem Sym-
posion der Luftfahrtindustrie in London. Unser deut-
scher Beitrag der kommenden Jahre muß alsbald 
gesichert werden. Ich will hier auf keine Typenvor-
schläge eingehen, aber erwähnen, daß das in Mün-
chen geplante Kampfflugzeug AVS mit variabler 
Flügelpfeilung und Hubtriebwerken modernsten An- 
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forderungen entspricht und daß den Briten und Fran-
zosen mit dem „Jaguar" ein großer Wurf gelungen 
zu sein scheint. 

Einige Schwerpunkte möchte ich hier abschließend 
noch herausstellen und  der Beachtung der Bundes-
regierung empfehlen. 

Erstens. Die Bundesregierung bemüht sich im 
Sinne der Empfehlung der Versammlung der West-
europäischen Union vom 13. Juni um die europäische 
Zusammenarbeit. 

Zweitens. Die Bundesregierung legt alsbald ein 
Weißbuch zur Verteidigungsplanung vor, das der 
SPD-Abgeordnete Hans Hermsdorf bei der ersten 
Lesung des Haushaltes bereits anmahnte. Mit diesem 
Weißbuch wird für den Teilbereich militärische Ent-
wicklung und Beschaffung ein Programm für die 
deutsche Luftfahrt- und Raumfahrtindustrie ange-
boten. 

Drittens. Der finanzielle Rahmen für die Durch-
führung der geplanten Projekte sollte von der Bun-
desregierung pauschal festgelegt werden, damit die 
Industrie sich anpassen kann. 

Viertens. Wie bereits im laufenden Jahr 1967, sol-
len auch in den kommenden Jahren Studienaufträge 
für Zukunftstechnologien vergeben werden. Diese 
Mittel — das sollte sehr beachtet werden — sind bis-
her in den Planungskatalogen des Verteidigungs-
haushalts nicht enthalten; sie müßten zusätzlich be-
antragt werden. 

Lassen Sie mich zusammenfassend sagen, daß wir 
unsere Mitgift, die wir in die europäische Gemein-
schaft einzubringen gedenken, bald vorweisen müs-
sen. 

Wenn unser Anteil an Technologie und industriel-
ler Leistung bei unseren Partnern gewogen und zu 
leicht befunden wird — diese Probe steht für uns 
schon in den nächsten Jahren an —, wird die ganze 
Nation großen Schaden erleiden. Wir müssen dann 
von dem Geist leben, den uns das Ausland — auch 
auf dem Sektor der militärischen Fliegerei — ver-
kauft. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Ertl. 

Ertl (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Diese Debatte ist eine Debatte der Hoffnung 
für die deutsche Luftfahrt- und Raumfahrtindustrie 
und insbesondere für alle Beschäftigten und Wis-
senschaftler. 

Man hat bei der Beantwortung der Großen An-
frage gemerkt, daß die Koordination doch noch nicht 
ganz klappt. Man hat bei den Ausführungen des 
Herrn Ministers deutlich gespürt, daß hier offen-
sichtlich die Führungseigenschaft, wie sie der Kol-
lege Wörner wiederholt angeführt hat, doch noch 
sehr mangelhaft gewesen ist. Ich möchte nur noch 
von mir aus wünschen, daß den Hoffnungen, die 
hier geäußert worden sind und die hinsichtlich der 
Details im Zusammenhang mit der Frage 4 nicht 
ganz konkret waren, auf jeden Fall Taten folgen. 

Eines kann man heute wohl sagen: Unsere Luft-
fahrtindustrie und auch unsere Raumfahrtindustrie 
haben bis jetzt beachtliche Leistungen mit beschei-
densten Mitteln zuwege gebracht. Ich erinnere auf 
dem Luftfahrtsektor nur an die Entwicklung, die 
Dornier von Do 27 über Do 28 bis Do 31 gemacht 
hat, an die Entwicklung des Bölkow-Hubschraubers, 
an die Entwicklung von Hansa und ähnliches mehr. 
In der Tat hat unsere Industrie Beachtliches gelei-
stet. 

Damit komme ich zu einem wesentlichen Punkt, 
der hier auch im Zusammenhang mit der Konzen-
trationsforderung besprochen worden ist. Es ist 
selbstverständlich, daß ein so wichtiger Industrie-
zweig nur auf der Basis höchstmöglicher Koopera-
tion den besten Effekt erzielen kann. Muß man da-
bei aber gleich so weit gehen, lieber Prinz Konstan-
tin, daß man sagt: Wir zwingen euch alle? Steckt 
nicht in der Vielfalt, zumindest bei der Forschung, 
auch eine Chance, bestmögliche Vergleichsmöglich-
keiten zu haben? Gerade in der Entwicklung be-
steht heute schon eine weitgehende Kooperation. 

(Abg. Dr. Schober: Wettbewerb soll ja 
bleiben! Nur größere Konzentration!) 

— Ich hoffe, daß es so bleiben wird. Ich möchte 
gerade darauf hinweisen, daß es bei uns eine Firma 
gibt, die mit bestem Erfolg, sogar mit Verkaufs-
erfolg, ohne wesentliche Hilfe des Staates eine selb-
ständige Entwicklung erzielt hat. Dies ist, meine ich, 
außerordentlich beachtlich. 

Mir geht es darum, daß man die Frage der Kon-
zentration nicht zu einem Alibi benutzt. Was un-
sere Industrie im Augenblick braucht, sind Aufträge, 
Anschlußaufträge. Insbesondere unsere Firmen im 
süddeutschen Bereich brauchen sie. 

Es muß auch ausgesprochen werden, daß die Ko-
ordinierung und die weitschauende Planung im Ver-
teidigungssektor versagt haben. Mir ist klar, warum 
heute für den Verteidigungssektor keine Vorschläge 
gemacht werden konnten. 

(Abg. Prinz von Bayern meldet sich zu einer 
Zwischenfrage.) 

-- Ja, bitte! 

Prinz von Bayern (CDU/CSU) : Herr Kollege, 
kein Alibi! Das ist ganz klar. Es gibt keine General-
klausel — — 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich bitte, eine 
Frage zu stellen und keine Behauptung aufzustellen. 

Ertl (FDP) : Wir sollten nicht von dem ablenken, 
was wirklich notwendig ist. Auf lange Sicht — ich 
unterstreiche das — wird eine weitgehende Zusam-
menarbeit möglich und notwendig sein. Aber was 
jetzt notwendig ist, sind die Aufträge. Dafür gibt es 
viele Möglichkeiten. Wir haben bewußt den Punkt 7 
hineingebracht, in dem wir dem Wunsch Ausdruck 
verleihen, eine Exportbank für die Luftfahrtindustrie 
ins Leben zu rufen. Hier ist der Kollege Leisler 
Kiep. Er weiß aus seiner Erfahrung, welche Möglich-
keiten im Rahmen der Entwicklungshilfe bestehen 
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und welche Möglichkeiten gerade in Entwicklungs-
ländern für die Entwicklung der Luftfahrt gegeben 
sind. Dabei gibt es gerade deutsche Modelle, die 
sich besonders für diesen Raum eignen. Wir wissen 
aber aus der Erfahrung auch, daß die Finanzierungs-
schwierigkeiten so groß sind, daß diese Modelle, ob-
wohl unser Gerät gewünscht wird, gar nicht in Ent-
wicklungsländer verkauft werden können. Dafür 
gibt es konkrete Beispiele. Hier könnte man han-
deln, und hier muß die Bundesregierung neue For-
men und neue Möglichkeiten finden. 

Ich unterstreiche auch, was Prinz Konstantin be-
züglich der Sportfliegerei gesagt hat. Auch in die-
sem Bereich gibt es große Möglichkeiten, unserer 
Flugzeugindustrie zu helfen. Die Sportfliegerei ist 
bei uns in keiner Weise vergleichbar gefördert wie 
in anderen Ländern. Denken Sie nur daran, wie in 
Frankreich die Sportfliegerei gefördert wird! Auch 
diese Frage bedarf unbedingt der Überlegung. 

Auf andere Fragen, insbesondere auf die Beteili-
gung der deutschen Luftfahrtindustrie an supra- 
nationalen Programmen, möchte ich nicht eingehen. 
Hierzu hat Herr Kollege Jung mit Recht auf die De-
visenausgleichsverpflichtungen und auf die Offset

-Käufe hingewiesen. Die Lizenzbauten sind zum 
Teil für unsere eigene Wirtschaft sehr nachteilig 
verlaufen. Wir haben nur — so möchte ich beinahe 
sagen — Klempnerarbeit ausgeführt, während die 
hochwertigen und interessanten Teile aus anderen 
Ländern geliefert worden sind. All diese Fragen 
sollte man sich überlegen. 

Ich möchte noch einmal auf die Frage der Ver-
antwortung eingehen. Prinz Konstantin hat sich mit 
den von Herrn Kollegen Wörner in bezug auf bes-
sere Führungsentscheidungen geäußerten Wün-
schen befaßt. Das wurde ja nicht konkretisiert. Ich 
nehme an, in diesem Punkt wird es noch Koali-
tionsverhandlungen geben. Zu den Wünschen in be-
zug auf die Verankerung der Verantwortung im 
Bundeskanzleramt hätte ich beinahe gesagt: Wir 
werden dann einen Super-Raum-Kanzler mit dem 
entsprechenden Amt bekommen. Vielleicht hat er 
dann auch die Möglichkeit, bei Weltraumversuchen 
einmal einen unbeliebten Staatssekretär mitzuschik-
ken. 

(Heiterkeit.) 

Das wäre vielleicht auch eine Lösung dieser Frage. 
— Ich meine, wir sollten den Kanzler, der sicher 
sehr regierungsfreudig ist, in diesen Dingen nicht 
überfordern. Die Bundesregierung muß sich hier 
in der Geschäftsordnung auf eine klare Kompetenz-
regelung einigen. Ob das nur durch Einsetzen von 
Ausschüssen geht oder ob es besser wäre, die 
Federführung in diesen Dingen in einer Hand zu 
vereinigen, weiß ich nicht. Fest steht, daß es ein 
Vorteil war, daß die ganze Raumfahrt im Wissen-
schaftsministerium konzentriert wurde; das hat sich 
bisher gelohnt. 

Meine Damen und Herren, ich will Sie nicht 
länger aufhalten. Wir haben Ihnen auf Umdruck 
297 einen Entschließungsantrag vorgelegt. Wir 
wären Ihnen dankbar, wenn Sie der Überweisung 
an den Ausschuß zustimmten, Ich darf zum Schluß  

noch einmal die Hoffnung aussprechen, daß nicht nur 
Hoffnungen geweckt wurden, sondern daß diese 
neue Regierung bald auch zu Taten kommt. Denn die 
Arbeitsmarktlage .in der Flugzeugindustrie ist im 
süddeutschen Raum sehr besorgniserregend. Hier 
bedarf es rascher Entscheidungen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Herr Bundeswirtschaftsminister. 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Es ist für den Bundeswirtschaftsminister naturgemäß 
sehr erfreulich, an einer so anregenden Debatte teil-
zunehmen und es dabei gleichzeitig mit einer Indu-
strie des Wachstums und des technologischen Fort-
schritts zu tun zu haben und nicht mit einer Indu-
strie, die sich in der Defensive befindet, wie wir das 
vor kurzem bei einer anderen Debatte gehabt haben. 
Dies ist eine Industrie, die der gesamten Entwick-
lung unserer Wirtschaft in einem besonderen Maße 
wissenschaftlich-technische Impulse geben soll. Sie 
durchschreitet gegenwärtig einige Schwierigkeiten, 
die hier ausführlich gekennzeichnet worden sind. 

Gleichzeitig wurde hier sozusagen vom Stand-
punkt der Luft- und Raumfahrt ein Ausflug in die 
Fragen der modernen Organisation der Bundesregie-
rung bzw. des Bundeskanzleramtes gemacht. Das ist 
ein Problem für sich. Es ist nicht meines Amtes, hier 
Vorschläge zur Organisation des Bundeskanzler-
amtes zu machen. Ich kann Ihnen nur sagen, daß der 
Koordinierungsausschuß, der  seit Anfang dieses Jah-
res besteht, gute Arbeit geleistet hat. Im übrigen 
werden alle wichtigen Fragen aus dem Gebiet der 
Luft- und Raumfahrtindustrie, die über diesen Ko-
ordinierungsausschuß hinaus gehen , müssen, im 
Wirtschaftskabinett oder im Wissenschaftskabinett 
behandelt. 

Es handelt sich hier um eine Industrie, die sich 
firmenmäßig nicht gerade in der Verfassung optima-
ler Unternehmenseinheiten befindet. Wir müssen in 
dieser Industrie in der Tat auf Fusionen hinsteuern. 
Diese Fusionen zu betreiben, ist, glaube ich, inson-
derheit Sache des Bundeswirtschaftsministers. Es ist 
seine Angelegenheit, mit den ihm zur Verfügung 
stehenden Mitteln diese Industrie dahin zu bringen, 
daß sie sich in einer Form konzentriert und grup-
piert, die ihre Weiterentwicklung erleichtert. Welche 
numerische Lösung auch gefunden wird, die Konzen-
tration muß zugleich für Fusionen im europäischen 
Raum offen bleiben. Ich glaube, das ist ein weiteres 
wichtiges Kriterium. 

Bei der Beratung der verschiedenen Anträge, die 
hier von den Fraktionen des Hohen Hauses gestellt 
worden sind, und der Entschließungsanträge im 
Ausschuß muß wohl auch sehr genau überlegt wer-
den, ob es wirklich angebracht ist, Forschung und 
Entwicklung von der Fertigung zu trennen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Ich persönlich habe aus meiner Erfahrung gerade in 
Berlin — in ganz anderen, aber auch wichtigen Be- 
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reichen z. B, der Elektroindustrie — immer wieder 
gesehen, daß die Kombination von Forschung, Ent-
wicklung und Fertigung der Expansion einer solchen 
Industrie sehr förderlich ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Aber das wird man im Ausschuß sicherlich noch sehr 
sachlich behandeln. 

(Abg. Frau Geisendörfer: Weil dann die 
Frage der Finanzierung der Forschung eine 

Rolle spielt!) 

— Man wird auf diese besondere Problematik sicher-
lich auch noch zu sprechen kommen. 

Ich wollte noch ein paar Sätze sagen über das 
Tempo, in dein diese Fragen von der Bundesregie-
rung behandelt werden. Ein Beispiel dafür bietet, 
glaube ich, die Airbus-Angelegenheit. Sie war seit 
1963 in Vorbereitung. 1965 ist das Interesse der Bun-
desregierung angemeldet worden. Im Dezember 1965 
haben die ersten Regierungsverhandlungen stattge-
funden. Ich selber hatte die Ehre, das Vergnügen 
und die Pflicht zugleich, am 27. Januar dieses Jahres 
hier in Bonn in einer ganztägigen Verhandlung 
Herrn Stonehouse, meinen Kollegen in England, und 
Herrn Pisani, meinen damaligen Kollegen für diese 
Industrie in Frankreich, zu begrüßen. Wir haben da-
mals sozusagen die letzte Phase der Vorbereitung 
des Airbus-Projekts eingeleitet, und dann ist, wie 
Sie alle wissen, am 26. September dieses Jahres, also 
nach achtmonatigen Verhandlungen, hier in Bonn 
der Vertrag geschlossen worden. Die Bundesregie-
rung ist — das möchte ich ganz deutlich sagen — 
in  dieser Angelegenheit nicht der Bremser gewesen, 
wie jeder weiß. Die großen Verzögerungen brachte 
der Zwiespalt zweier anderer Länder in der Frage 
der Triebwerke. Wir selber waren da ganz neutral 
und haben uns im Gegenteil, im Sinne des Auftrags 
dieses Hauses, für eine Beschleunigung des Projekts 
und für eine Einigung unserer beiden Partner, Frank-
reich und England, eingesetzt, die ja auch erfolgt ist. 

Meine Damen und Herren, ich habe mich sehr 
dafür zu bedanken, daß Sie  uns  in bezug auf eine 
gewisse Erwartung an die Deutsche Lufthansa 
unterstützen. Eine Option wird in absehbarer Zeit 
hoffentlich möglich und jedenfalls für den Vollzug der 
Angelegenheit förderlich sein. Dieses Haus hat heute 
auf allen Seiten sehr deutlich seinen diesbezüglichen 
Willen zum Ausdruck gebracht. Ich hoffe, daß. das 
den Haupteigentümer der Lufthansa beeindrucken 
und daß sich die Lufthansa selber auch so verhalten 
kann, wie das den Erwartungen, die dieses Haus 
hegt, entspricht. 

Meine Damen und Herren, im übrigen möchte ich 
für alle Anregungen, die zu diesem Thema gemacht 
worden sind, sehr danken. Ich glaube, diese Debatte 
hat deutlich gezeigt, daß es um eine Industrie geht, 
deren Zukunft nur im europäischen Rahmen zu ge-
stalten ist. Allein können wir das alles nicht machen. 
Diese Industrie befindet sich aber in  „Wachstums-
schmerzen", und sie muß als private Industrie selber 
etwas dazu tun, daß diese „Wachstumsschmerzen" 
überwunden werden. Aber diese Industrie ist über-
wiegend von öffentlichen Aufträgen abhängig. Ein 
entscheidender Zeitpunkt für die Behebung der  

„Wachstumsschmerzen" in dieser Industrie wird 
daher die noch für dieses Jahr vorgesehene Ver-
teidigungsdebatte in diesem Hause sein; denn diese 
Verteidigungsdebatte wird ja wesentlich zu einer 
Klärung der Verteidigungskonzeption dieses Hauses 
und dieser Bundesregierung beitragen. In dem Rah-
men werden dann auch die Luftfahrtindustrie und 
die gesamte Industrie, die damit zusammenhängt, 
Klarheit über ihre zukünftig zu erwartenden Ent-
wicklungsmöglichkeiten erhalten. Diesen Zeitpunkt 
der Klärung der Verteidigungskonzeption in diesem 
Hause müssen wir abwarten. 

Im übrigen danke ich Ihnen nochmals für die An-
regungen, die hier gegeben worden sind. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort wird 
nicht mehr gewünscht. Die Aussprache ist geschlos-
sen. 

Meine Damen und Herren, ich schlage Ihnen vor, 
den Antrag der Fraktion der FDP auf Umdruck 
2971, den Antrag der Fraktion der SPD auf Umdruck 
298 **) und den Antrag der Fraktion der CDU/CSU 
auf Umdruck 299 ***) zu überweisen an den Aus-
schuß für Wirtschafts- und Mittelstandsfragen — 
federführend — und zur Mitberatung an den Aus-
schuß für Wissenschaft, Kulturpolitik und Publi-
zistik, an den Verteidigungsausschuß und den Ver-
kehrsausschuß. 

Herr Abgeordneter Dr. Wörner! 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Herr Präsident, bei 
unserem Antrag auf Umdruck 299 ist ein Versehen 
unterlaufen. Ich bitte die Ziffer 3 so zu ergänzen, 
daß es heißt: ... Minister der Staaten der West-
europäischen Union . ... 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird der Über-
weisung — mit dieser Berichtigung — widerspro-
chen? — Das ist nicht der Fall; es ist so beschlos-
sen. 

Ich rufe Punkt 9 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des  von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Zwanzigsten 
Gesetzes zur Änderung des Lastenausgleichs-
gesetzes (20. ÄndG LAG) 
— Drucksache V/2192 — 

Zur Begründung erteile ich dem Herr Bundes-
minister für Vertriebene und Flüchtlinge das Wort. 

von Hassel, Bundesminister für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Bundesregierung legt 
heute dem Hohen Haus den Entwurf eines Zwan-
zigsten Gesetzes zur Änderung des Lastenausgleichs-
gesetzes vor. Bevor ich diesen Entwurf in seinen 
wesentlichen Teil kurz erläutere, darf ich einige 
Vorbemerkungen machen. 

*) Siehe Anlage 4 
**) Siehe Anlage 3 

***) Siehe Anlage 2 
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Die Bundesregierung hat das Ziel, die Kriegs-

folgengesetzgebung zum Abschluß zu bringen. Sie 
weiß, daß in vielen Bereichen noch Lasten abzutra-
gen sind, die der letzte Krieg hinterlassen hat. Wir 
haben diesen Krieg so total verloren, daß die Hei-
lung solcher Wunden selbst in zweiundzwanzig Jah-
ren nach Kriegsende noch nicht erreicht, die mate-
rielle und soziale Eingliederung der Vertriebenen 
noch keinesfalls abgeschlossen werden konnte. 

Hinzu kommt, daß die Gleichstellung der Flücht-
linge aus dem anderen Teil Deutschlands mit den 
Vertriebenen noch nicht vollzogen werden konnte. 
Dieses Problem ist so ernst, daß sich der Bundes-
tag in absehbarer Zeit damit wird beschäftigen müs-
sen. Mit dem Herrn Bundeskanzler und meinen Kol-
legen in der Bundesregierung bin ich darin einig, 
daß die Solidarität mit den durch den letzten Krieg 
am härtesten Betroffenen sich nicht terminieren läßt, 
sondern bis zur Linderung der Not anzudauern hat. 

Im Rahmen unserer Bemühungen, die Kriegsfol-
gengesetzgebung als solche zum Abschluß zu brin-
gen, wird sich die Bundesregierung in Kürze mit 
einem Leistungsgesetz für Sowjetzonenflüchtlinge 
beschäftigen, das allerdings auf die kargen finan-
ziellen Möglichkeiten des Bundes Rücksicht nehmen 
wird. 

Dieser unserer Absicht entspricht es auch, wenn 
die Ihnen vorliegende 20. Novelle zum Lasten-
ausgleichsgesetz nach Meinung der Bundesregierung 
die letzte Novellierung vor einem endgültigen Ab-
schluß sein sollte. Das Volumen des Lastenaus-
gleichsfonds ist heute noch nicht endgültig über-
schaubar. Sobald dies möglich ist, werden abschlie-
ßende Regelungen zu treffen sein. Die Kapazität 
des Fonds ist darüber hinaus begrenzt, so daß die 
20. Novelle nicht allen Wünschen gerecht werden 
kann, zumal die — wenn auch nur indirekte — Be-
lastung der öffentlichen Haushalte nach § 6 Abs. 4 
des Lastenausgleichsgesetzes im Hinblick auf die 
finanzielle Situation des Bundes und der Länder 
nicht nach den Maßstäben des Wünschenswerten 
erfolgen kann. 

Der Zwang, die Ausgaben- und die Einnahmen-
seite des Bundeshaushalts deckungsgleich zu machen 
und in unserer Finanzpolitik Prioritäten für die Zu-
kunft zu setzen, hat die Bundesregierung bisher lei-
der daran gehindert, im Rahmen der Zwanzigsten 
Novelle insbesondere auch weitere Jahrgänge in 
die Altersversorgung der Unterhaltshilfe hinein-
zunehmen. Als der zuständige Ressortminister weiß 
ich, daß unsere Entscheidungen die Betroffenen ent-
täuscht haben. Ich erkläre hier nicht zum erstenmal, 
daß ich großes Verständnis für die Einlassung der 
älteren, bisher nicht berücksichtigten Jahrgänge 
habe. Zugleich darf ich bei dieser Gelegenheit aber 
auch sagen, daß die Ordnung der Staatsfinanzen 
vor noch so berechtigten Einzelforderungen den Vor-
rang haben muß. Die Bundesregierung dankt denen, 
die für unsere Lage weitgehend Verständnis zeigten. 
Sie wird aber gerade die Frage der Altersversorgung 
innerhalb der Abschlußgesetzgebung zum Lasten-
ausgleich ganz besonders im Auge haben, sofern 
sich ergibt, daß der Ausgleichsfonds über die not-
wendigen Reserven verfügen wird. 

Meine Damen und Herren, der Ihnen zugeleitete 
Entwurf eines Zwanzigsten Gesetzes zur Änderung 
des Lastenausgleichsgesetzes folgt der Notwendig-
keit, die Unterhaltshilfe des Lastenausgleichs we-
gen der seit 1965 eingetretenen bekannten Verbesse-
rungen in anderen Sozialbereichen ebenfalls ange-
messen zu erhöhen. Die 20. Novelle soll durch die 
Anhebung der Unterhaltshilfe zugleich sicherstel-
len, daß die Rentenerhöhung auf Grund des Neunten 
Rentenanpassungsgesetzes, die ab 1. Juni 1967 voll 
auf die Unterhaltshilfe anzurechnen wäre, nicht zu 
einer wesentlichen Kürzung dieser Leistung oder 
gar zum Ausscheiden des Berechtigten aus der Un-
terhaltshilfe führt. 

Es ist vorgesehen, die Unterhaltshilfe für den 
alleinstehenden Berechtigten von 190 auf 205, für 
den zuschlagsberechtigten Ehegatten von 120 auf 
135 und für das zuschlagsberechtigte Kind von 65 
auf 70 DM zu erhöhen. Die hierdurch entstehenden 
Mehrkosten von etwa 737 Millionen DM für die 
gesamte Laufzeit der Unterhaltshilfe, also etwa über 
das Jahr 2000 hinaus, treffen nicht nur den Aus-
gleichsfonds, sondern wegen der vorhin schon skiz-
zierten Regelung in § 6 Abs 4. des Lastenausgleichs-
gesetzes indirekt auch die Haushalte von Bund und 
Ländern. Die öffentlichen Haushalte werden aller-
dings erst ab 1968 zusätzlich belastet, und zwar 
zunächst mit etwa 15 Millionen DM. Die Obergrenze 
für die Zuschüsse der öffentlichen Haushalte zur 
Unterhaltshilfe in Höhe von jährlich 650 Millionen 
DM ist nämlich für 1967 nach geltendem Recht be-
reits erreicht. 

Über die Notwendigkeit, die Empfänger von Un-
terhaltshilfe nicht hinter den Empfängern anderer 
Sozialleistungen zurücktreten zu lassen, waren sich 
wohl stets alle Beteiligten einig. Gerade in diesem 
Hohen Hause ist der weiteren Anhebung der Unter-
haltshilfe stets eine außerordentlich Bedeutung bei-
gemessen worden, so daß ich über dieses Erforder-
nis hier kein weiteres Wort zu verlieren brauche. 

(Sehr wahr! in der Mitte.) 

In diesem Zusammenhang ist jedoch zu erwäh-
nen, daß der Bundesrat in seiner Stellungnahme den 
Wunsch ausgesprochen hat, § 6 Abs. 4 des Lasten-
ausgleichsgesetzes zu ändern. Der Bundesrat wünscht 
daß bei der Berechnung der Zuschüsse, die der Bund 
und die Länder zu den Kosten der Unterhaltshilfe zu 
leisten haben — jene 650 Millionen DM —, die 
Mehraufwendungen, die durch die Anhebung der 
Unterhaltssätze in dieser Novelle und in etwaigen 
späteren Gesetzen eintreten, unberücksichtigt blei-
ben, soweit es sich um die Länderzuschüsse handelt. 
Das würde bedeuten, daß entgegen der bisherigen 
gesetzlichen Regelung die Länder von der Erstat-
tung ihres Anteils an der Unterhaltshilfe teilweise 
freigestellt würden. Der Bundesrat beruft sich hier-
bei auf das Grundgesetz und glaubt, Art. 120 Abs. 1 
schließe die Beteiligung der Länder an diesem er-
höhten Aufwand aus. Die Bundesregierung kann sich 
diesem Bedenken des Bundesrates nicht anschließen. 
Sie ist im Gegenteil der Ansicht, daß die vom Bun-
desrat vorgeschlagene Änderung des § 6 Abs. 4 des 
Lastenausgleichsgesetzes dem Grundgesetz wider-
sprechen würde, und bittet die Länder zugleich nach- 
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haltig, sich der von der Bundesregierung vorgeschla-
genen Regelung nicht zu verschließen. 

Meine Damen und Herren, neben der Erhöhung 
der Unterhaltshilfesätze sieht der Regierungsent-
wurf noch eine Reihe weiterer Änderungen von Ein-
zelbestimmungen des Lastenausgleichsrechts vor. 
Dem Ziel, eine Ermittlung des endgültigen Ver-
mögensstandes des Ausgleichsfonds für eine Ab-
schlußgesetzgebung zu ermöglichen, dient die Fest-
legung von Antragsfristen. Nur so kann ein genauer 
Überblick über die noch zu erbringenden Leistungen 
erreicht werden. Der Entwurf sieht daher für die 
Einreichung von Feststellungsanträgen eine Aus-
schlußfrist bis zum 30. Juni 1969 vor. Darüber hin-
aus wird allerdings die Möglichkeit eingeräumt, 
Antragsfristen für einzelne Ausgleichsleistungen 
durch Rechtsverordnung zu bestimmen, soweit die-
ses erforderlich ist. 

Die Abschlußgesetzgebung des Lastenausgleichs 
wird etwa in den Jahren 1972/73 zu erreichen sein. 
Bis zu diesem Zeitpunkt soll eine möglichst stetige 
und ungestörte Arbeit der Ausgleichsverwaltung 
sichergestellt werden. Aus diesem Grunde scheint 
es erforderlich, allzu häufige Novellierungen des 
Lastenausgleichsgesetzes zukünftig zu vermeiden. 

(Abg. Mick: Sehr richtig!) 

Die Bundesregierung beabsichtigt deshalb, die zu-
künftigen Anpassungen der Unterhaltshilfe an die 
Sozialversicherungsrenten nur noch in auf diese 
Frage beschränkten Anpassungsgesetzen vorzu-
schlagen. Allgemeine Änderungsgesetze sollten ver-
mieden werden. 

Im Hinblick auf diesen in Aussicht genommenen 
Verzicht auf Novellierungen ist es jedoch gerecht-. 
fertigt, in der 20. Novelle eine größere Zahl von 
Änderungen vorzunehmen, die teils durch die Recht-
sprechung, teils durch zwischenzeitliche Entwick-
lungen in anderen Sozialbereichen zweckmäßig oder 
notwendig werden. In der Mehrzahl betreffen die 
Änderungen das Gebiet der Kriegsschadensrente. Sie 
werden im Einzelfalle spürbare Hilfe bringen. Im 
ganzen gesehen haben sie jedoch kein nennens-
wertes finanzielles Gewicht. 

Ich glaube deshalb, im Rahmen dieser ersten 
Lesung auf eine Erörterung dieser Vorschriften so-
wie der Änderungsvorschläge des Bundesrats, 
denen die Bundesregierung zu einem Teil zustimmt, 
verzichten zu können. Die Beratung in den Aus-
schüssen des Hohen Hauses wird Gelegenheit ge-
ben, die hier anstehenden Probleme zu vertiefen. 

Namens der Bundesregierung darf ich das Hohe 
Haus bitten, der Vorlage die Zustimmung zu geben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Der Gesetzentwurf 
ist begründet. Ich eröffne die Aussprache. Ich möchte 
die Redner dabei bitten, auf die Zeit Rücksicht zu 
nehmen. 

Das Wort hat der Abgeordnete Rehs. 

Rehs (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Eine Zwanzigste Novelle zu einem Gesetz:  

das allein zeigt schon, daß es sich bei den durch 
dieses Gesetz zu regelnden Fragen um einen Sach-
verhalt von ungewöhnlicher menschlicher, sozialer 
und politischer Größenordnung und Bedeutung han-
deln muß. Es zeigt aber auch, daß es nicht gelungen 
ist, diesen Sachverhalt in einem Zeitmaß und in 
einer gesetzgeberischen Konzentration und Voraus-
sicht zu ordnen, wie sie das dahinterstehende Schick-
sal von Millionen Staatsbürgern erforderte. 

Daß das Gesetz ohnehin von vornherein auf Kor-
rekturen angelegt war und sein mußte, war bereits 
in seiner Präambel zum Ausdruck gebracht worden. 
Daß es schon in seinen zeitlichen Fixierungen Ver-
änderungen und Anpassungen erforderte, ergab sich 
aus der Weiterwirkung der Vertreibungen, ihrer 
Folgen und der Tatsache, daß immer noch Jahr für 
Jahr Tausende Menschen aus der Unterdrückung im 
Osten in die Freiheit streben und zu uns kommen. 

Bei der Beurteilung und Behandlung der nun 
vorliegenden Zwanzigsten Novelle zum Lastenaus-
gleichsgesetz muß dieser Hintergrund und müssen 
diese Zusammenhänge gesehen werden, wenn ihre 
Bedeutung — insbesondere nach der Meinung der 
Betroffenen — richtig erkannt und gerecht gewür-
digt werden soll. Ich bin Ihnen, Herr Bundes-
minister von Hassel, insoweit für die Ausführungen, 
die Sie hier zu Beginn gemacht haben, besonders 
dankbar. 

Es geht nämlich bei dieser Novelle um mehr als 
nur um eine technische Weitergestaltung, um mehr 
als die Anpassung der Unterhaltshilfe an die gestie-
genen Rentensätze. Natürlich geht es auch darum; 
aber es ist unvermeidlich, daß in der jetzigen Phase 
neuer finanzpolitischer Konzeptionen und Umgestal-
tungen auch die Grundprobleme des Lastenaus-
gleichs aufstehen und daß alle Betroffenen und Be-
teiligten mit großer Sorge die Frage nach der Wei-
terbehandlung des Lastenausgleichs überhaupt stel-
len. Und hier gibt es offenbar noch sehr unterschied-
liche Auffassungen. 

Die Frage stellt sich um so mehr, als wir von 
den zuständigen Ministerien wissen — auch Ihre 
Ausführungen, Herr von Hassel, haben dies sehr 
deutlich gemacht —, daß bezüglich des Lastenaus-
gleichs die Vorstellung besteht, mit dieser Novelle 
einen vorläufigen Abschluß bis zunächst 1971 zu 
vollziehen. 

Es ist natürlich, daß dies bei allen denen Besorg-
nisse ausgelöst hat, die Jahre hindurch mit großer 
Geduld auf die kontinuierliche Weiterentwicklung 
nicht nur der rechtlichen Grundgedanken des Lasten-
ausgleichs, sondern auch der entsprechenden mate-
riellen Konsequenzen gehofft haben und nun wegen 
der veränderten allgemeinen Finanzsituation nicht 
das Opfer ihrer eigenen Geduld werden möchten. 

Zu dieser Besorgnis haben mancherlei Äußerun-
gen beigetragen, die die Heimatvertriebenen und 
Flüchtlinge aus Mitteldeutschland seit geraumer 
Zeit — nicht gerade immer liebevoll und auch nicht 
immer sehr sachverständig — zu hören bekommen 
haben, so die Äußerung, nach 22 Jahren müsse doch 
nun endlich Schluß damit sein usw. usw. Als ob mit 
solchen Formulierungen die ohne Zweifel außer- 
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ordentliche Last, aber auch die Tragik dieses Ka-
pitels der Kriegs- und Nachkriegsfolge gebannt und 
unter den Tisch gebracht werden könnte! Diese Vor-
stellungen sind ja auch schon allein durch die tages-
ordnungsmäßige Behandlung der ganzen Proble-
matik, nicht nur in diesem Augenblick, sondern auch 
bei anderen Gelegenheiten, durch den Ältestenrat 
und durch das Arrangement der Fraktionen wieder-
holt zum Ausdruck gekommen, und es besteht aller 
Anlaß, auch diesen Gesichtspunkt hier künftig an-
ders und sorgfältig zu überprüfen. Ich sagte: als ob 
mit solchen Formulierungen und mit solchen Vor-
stellungen die Problematik wirklich befriedigend 
bewältigt werden könnte! Aber trotz all dieser 
Sachverhalte, trotz all der Äußerungen und trotz 
schon getroffener sehr einschneidender und harter 
Kürzungsmaßnahmen auf den verschiedensten Ge-
bieten, z. B. im Haushalt des Bundesvertriebenen-
ministeriums und bei der Siedlung für die vertrie-
benen und geflüchteten Bauern, haben die Heimat-
vertriebenen und andere geschädigte Gruppen bis-
her eine von keiner anderen Bevölkerungsgruppe 
gezeigte Zurückhaltung und staatspolitisches Ver-
ständnis für die Maßnahmen und Pläne zu einer 
finanziellen Neuordnung und Stabilisierung aufge-
bracht. 

Merkwürdigerweise wird das von manchen offen-
bar für selbstverständlich gehalten. Im Gegensatz zu 
Gruppen, die sich gesellschaftlich und einkommens-
mäßig mit jenen Geschädigten des 2. Weltkrieges 
überhaupt nicht vergleichen können, wird hierüber 
in der Öffentlichkeit mit Stillschweigen hinwegge-
gangen. 

Ich will hier keine solchen anderen Gruppen nen-
nen. Ich gönne jedem Verbesserungen seiner Lage; 
aber es ist doch erstaunlich und bitter genug für die 
Vertriebenen und Sowjetzonenflüchtlinge, festzu-
stellen, von wie wenig Objektivität und Solidarität 
das Augenmaß bei vielen aus diesen anderen Grup-
pen bestimmt ist. Die Heimatvertriebenen und 
Flüchtlinge sind jedenfalls ein Beweis gegen die 
oberflächliche Vorstellung, daß dort, wo am laute-
sten geschrien wird, auch immer die größten 
Schmerzen sind. Die Vertriebenen wollen nicht 
schreien, aber sie möchten auch nicht zum Schreien 
gezwungen werden, weil man in der Öffentlichkeit 
und auch in den Parlamenten und Regierungen von 
ihren Schmerzen und Sorgen nicht mehr die ge-
bührende Kenntnis nehmen will. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang und mit 
Erlaubnis des Herrn Präsidenten nur einige wenige 
Sätze aus einer Denkschrift zitieren, um  die  es sei-
nerzeit wegen anderer Teile sehr heftige Diskus-
sionen gegeben hat, deren II. Kapitel ich aber — 
bis auf gewisse fremde theologische Einstreuungen 
— von vornherein als richtig und hilfreich aner-
kannt habe, nämlich aus der Ostdenkschrift der 

 Evangelischen Kirche. Es heißt dort u. a. in diesem 
Artikel: 

Die Lastenausgleichsgesetzgebung wird mit 
Recht als eine bedeutsame Leistung angesehen, 
die eine hervorragende Wirkung auf die soziale 
und wirtschaftliche Eingliederung der Vertrie-
benen ausgeübt hat. Aber ein voller Ausgleich 

war dieser Lastenausgleich nie. Da sich die 
Erfüllung der Entschädigungen aus mancherlei 
Gründen stark verzögert hat, sind die Vertrie-
benen auch weiterhin hinter der allgemeinen 
volkswirtschaftlichen Entwicklung zurückgeblie-
ben und in ,der Vermögensverteilung benach-
teiligt worden. Es muß auch auf die große 
Unterschiedlichkeit der Entschädigung ver-
gleichbarer Verluste in der Bundesrepublik und 
in den Vertreibungsgebieten aufmerksam ge-
macht werden, die von den Vertriebenen als 
ungerecht empfunden werden. 

Es ist doch bemerkenswert, daß diese Sätze im 
Gegensatz zu anderen Kapiteln jener Schrift in der 
Öffentlichkeit überhaupt keine Resonanz gefunden 
haben und daß selbst aus dem Bereich jener Auto-
ren kein sichtbarer Versuch unternommen worden 
ist, auf die Konsequenzen aus diesen Feststellungen 
zu drängen. 

Ich will wegen .des Zeitablaufs die Richtigkeit die-
ser Feststellungen nur ,an zwei kurzen Beispielen 
sichtbar machen, die dankenswerterweise Herr Bun-
desminister von Hassel auf dem Mitarbeiterkongreß 
des Bundes der Vertriebenen in Kassel neulich an-
geführt hat und die aus einer Darstellung der Bir-
ger-Forell-Stiftung stammen. 

Danach hat ein Bauer aus Pommern für seinen 
Hof von 38,6 ha mit einem heutigen Verkehrswert 
von 280 000 DM als Entschädigung 6,3%, 17 660 DM, 
erhalten. Demgegenüber hat ein etwa vergleich-
barer einheimischer Bauernhof nur eine Ausgleichs-
abgabe von 4,6% des derzeitigen Verkehrswerts zu 
leisten. Den Verlust der Heimatvertriebenen von 
93,7% steht also eine Abgabe des ,analog nicht 
Geschädigten von 4,6 % gegenüber. 

Bei einem ostpreußischen Bauernhof mit 99 ha — 
ein anderes Beispiel — mit einem Verkehrswert 
von 930 000 DM beträgt die Hauptentschädigung 
ganze 2,83% des Verkehrswerts. Dem Verlust des 
Vertriebenen in Höhe von 97,17 % steht auf der 
einheimischen Seite eine Abgabe in Höhe von 
4,51 % gegenüber. 

Diese Beispiel brauchen keinen Kommentar. Ich 
glaube, vor ihnen sollte alles verstummen, wenn 
nicht erröten, was an billigen Redensarten und an 
oberflächlichen Vorstellungen zu diesem Gesamt-
problem in der Öffentlichkeit und auch in diesem 
Hause wiederholt laut geworden ist. 

Es ist danach jedenfalls erklärlich, meine Damen 
und Herren, daß die Betroffenen bei der jetzigen 
Novelle besonders kritisch sind und prüfen werden, 
wie es um die Berücksichtigung ihrer Erwartungen 
und um die Erfüllung jener Zusicherungen bestellt 
ist, die seinerzeit im Zusammenhang mit der damals 
am Unverständnis des Bundesrates gescheiterten 
18. Novelle gemacht worden sind. Schon jetzt 
möchte ich an den Bundesrat, der diesmal — wir 
haben es auch vorhin gehört — dankenswerterweise 
einige beachtliche, andere abzulehnende Verbesse-
rungen oder Veränderungen empfohlen hat, an die 
Herren Länderchefs und an die Herren Länder-
finanzminister appellieren, im zweiten Durchgang 
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der jetzigen Novelle ungeachtet aller ihrer eigenen 
sonstigen finanziellen Sorgen mitzuhelfen, daß uns 
eine Wiederholung des unglücklichen Ganges der 
18. Novelle erspart wird. 

Zu Einzelheiten des Regierungsentwurfs will ich 
Sie wegen der Kürze der Zeit nicht weiter in An-
spruch nehmen. Ich möchte insoweit hier nur fol-
gendes hervorheben, um wenigstens einige Richt-
linien für die kommenden Ausschußberatungen zu 
geben. 

Ich halte es für ungerecht, Aussiedler nur deshalb 
von Ausgleichsleistungen auszuschließen, weil sie 
ihren Hof vor der Ausreise nicht an den polnischen 
Staat verschenkten, sondern ihn an irgendeinen erb-
berechtigten Deutschen übertrugen. 

Der Regierungsentwurf will dann nicht nur für die 
Schadensfeststellung und den Währungsausgleich 
Antragsfristen setzen, sondern auch bei der Kriegs-
schadenrente. Gegenüber der Fristsetzung beim Fest-
stellungs- und Währungsausgleichsgesetz bedürfen 
die vorgesehenen Regelungen bei der Kriegsscha-
denrente meines Erachtens noch eingehender Über-
legungen. Um die erforderliche Kontinuität zu wah-
ren und Härten für die Vergangenheit zu vermei-
den, sollte für alle Fälle eine Übergangsregelung ge-
schaffen werden. Der Beginn der Fünfjahresfrist 
sollte daher auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens die-
ser Novelle und nicht rückwirkend festgelegt wer-
den. 

Bei Geschädigten ferner, bei denen die Kriegs-
schadenrente deshalb ruht, weil sie noch berufs-
tätig sind, muß meines Erachtens bei Aufgabe ihrer 
Tätigkeit die Antragsberechtigung für die Kriegs-
schadenrente auf jeden Fall erhalten bleiben. Es ist 
allein aus volkswirtschaftlichen Gründen völlig un-
vertretbar, die Geschädigten zur Aufgabe ihrer Tä-
tigkeit zu zwingen, wenn sie sich den Anspruch auf 
Kriegsschadenrente erhalten wollen. 

Bei den Sowjetzonenflüchtlingen kann die Neufas-
sung des § 264 Abs. 2 des Lastenausgleichsgesetzes 
meines Erachtens überhaupt keine Anwendung fin-
den, weil sich die früher selbständigen Sowjetzonen-
flüchtlinge infolge des fast durchweg später liegen-
den Fluchtzeitpunkts keine ausreichende Altersver-
sorgung schaffen konnten. Überdies ist zu berück-
sichtigen, daß sie keine der Hauptentschädigung ent-
sprechende Ausgleichsleistung erhalten. Insoweit 
trifft die Begründung zu Nr. 8 Buchstabe b zu § 264 
des Regierungsentwurfs nicht für Sowjetzonenflücht-
linge zu. 

Ich bin ferner der Ansicht, daß der Stichtag für die 
aus Mitteldeutschland gekommenen Vertriebenen 
um mehrere Jahre vorzuverlegen ist. Ebenso müs-
sen meines Erachtens drei weitere Altersgruppen 
der ehemals Selbständigen in die Unterhaltshilfe 
und Entschädigungsrente hineinwachsen, weil sie mit 
65 Jahren noch nicht einmal 120 % des Sozialhilfe-
satzes als Altersruhegeld erhalten. 

Nur noch ganz kurz! Weiterhin ist noch erforder-
lich, für zwei weitere Jahre Aufbaudarlehen zu ge-
währen, weil der Bedarf — auch für die Landwirt-
schaft — unverändert groß ist. Der Bundesrat und  

die Leiter der Landesausgleichsämter haben sich be-
reits für diesen Vorschlag ausgesprochen. 

Eine ganz besondere Sorge haben meine Freunde 
und ich schließlich wegen der Benachteiligung der 
ehemals Selbständigen unter den Flüchtlingen hin-
sichtlich der Alterssicherung. Hier sollten alle An-
strengungen unternommen werden, um zu einer 
Verbesserung zu gelangen, d. h. die den Flücht-
lingen gewährte „besondere laufende Beihilfe" 
sollte den Sätzen der Vertriebenen angepaßt wer-
den. 

Allein dieser sehr gekürzte kleine Katalog zeigt, 
daß neben der von mir eingangs schon angedeuteten 
grundsätzlichen Bedeutung dieser Novelle eine be-
trächtliche Anzahl von Einzelproblemen der Prüfung 
bedarf. Meine Freunde und ich werden an diese Prü-
fung mit Sorgfalt herangehen. Wir hoffen, daß es 
den gemeinsamen Anstrengungen und der guten Zu-
sammenarbeit in den zuständigen Ausschüssen ge-
lingen wird, diese 20. Novelle so zu gestalten, daß 
sie, wenn sie zur zweiten Lesung kommt, von dem 
Hohen Hause in dem Bewußtsein verabschiedet wer-
den kann, daß wir auch auf diesem sehr schwierigen 
Gebiet ein beträchtliches Stück auf dem Wege zur 
weiteren Gerechtigkeit zurückgelegt haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Rutschke. 

Dr. Rutschke (FDP) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Lassen Sie mich zu Anfang zwei 
Feststellungen treffen. Erstens. Das Lastenaus-
gleichsvermögen — das Vermögen, aus dem die 
Entschädigungszahlungen geleistet werden — ist ein 
Sondervermögen. Es hat also mit dem Haushalt 
nur bedingt zu tun. Das muß man in Erinnerung 
rufen, weil nämlich sonst immer wieder die finan-
zielle Situation des Bundes auf dem Haushaltsgebiet 
an die Wand gemalt wird, die mit dem Lastenaus-
gleich nur sehr wenig zu tun hat. 

Die zweite Feststellung! Da, wo die öffentlichen 
Haushalte Zuschüsse leisten, insbesondere die Län-
der — was Sie, Herr Minister, angesprochen ha-
ben —, wird den Ländern eine Sozialhilfezahlung 
an die Geschädigten erspart. Deshalb sind die Län-
der auch verpflichtet, hier etwas zu tun, weil sie 
sonst 'einseitig begünstigt wären. Insofern, glaube 
ich, ist 'das Begehren .des Bundesrates oder der Län-
der — wie Sie gesagt haben, Herr Minister — 
ungerechtfertigt. Die Länder werden von Sozial-
hilfeleistungen entlastet, und deshalb ist es nur 
recht, wenn sie einen Teil der  Kriegsschadenrenten 
und deren Kosten dann dem Bund ersetzen oder 
hier durch Zuschüsse beitragen. 

Nun, Herr Minister, ich bin darüber sehr ent-
täuscht, daß Sie als neuer Vertriebenenminis ter 
glauben, daß wir nun  bis  1972/1973 keine Novel-
lierung des Lastenausgleichsgesetzes mehr vorneh-
men sollten. Sie haben es zum Teil auch damit be-
gründet, daß man die Verwaltungsarbeit scheue, 
daß man die Ämter in Ruhe arbeiten lassen wolle. 
Meine Damen und Herren, bei anderen Gesetzen 
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wurde dieser Einwand nicht gebracht. Da war klar 
— z. B. bei der Rentendebatte, die wir neulich hat-
ten —, daß ganz erhebliche Verwaltungsarbeit auf 
die Verwaltung zukommen werde. Das spielte dort 
keine Rolle. Da hatten Sie andere politische Vor-
stellungen. Das immer beim LAG in  den  Vorder-
grund zu stellen halte ich nicht für sehr redlich. Das 
sollte man nicht tun. Im Lastenausgleich ist nämlich 
noch einiges zu tun. 

Ich kann mich durchaus dem ersten Teil Ihrer 
Ausführungen anschließen, Herr Kollege Rehs. Sie 
sagten, daß gerade dieser Personenkreis eine Ge-
duld, ein Staatsbewußtsein bewiesen hat, die be-
achtlich sind; er solle jetzt dafür bestraft werden, 
daß er so ruhig gewesen ist, nicht demonstriert und 
nicht geschrieen hat. 

Zur 20. Novelle selbst kann ich nur sagen: sie ist 
eine Novelle von geringem Umfang. Andere Lei-
stungsnovellen unter einer anderen Regierung wa-
ren in der Vergangenheit wesentlich, aber wesent-
lich großzügiger. Ich glaube, daß für diese 20. No-
velle das folgende Wort 'zutrifft: Tant de bruit pour 
une omelette! Was hier gemacht wird, ist auf Grund 
der Entwicklung seit Jahrzehnten, möchte ich sagen, 
selbstverständlich. Einige weitere Verbesserungen 
in der 20. Novelle sind technischer Art und keine 
'besonderen Leistungsverbesserungen. Wir haben 
in der Vergangenheit wesentlich mehr auf diesen 
Gebieten getan. 

Verehrter Herr Kollege Rehs, vor langer Zeit ist 
schon einmal aus einem Saulus ein Paulus gewor-
den. Ich freue mich natürlich, daß jemand, wenn man 
das mit diesen Worten Saulus und Paulus verbinden 
kann, zur Seriosität kommt. Das ist sicherlich ein 
Fortschritt. Aber er muß sich dann gefallen lassen, 
daß man auch das erwähnt, was er früher gesagt 
hat. Ich kann mir vorstellen, daß Sie, verehrter 
Herr Kollege Rehs, bei der 16. Novelle oder bei 
einer anderen, der 12. Novelle, wo Verbesserungen 
im Umfang von Milliardenbeträgen geleistet wur-
den, hier standen und ganz andere Töne angeschla-
gen haben, wie wenig getan worden sei. Bei der 
20. Novelle haben Sie sich in sehr liebenswürdiger 
Weise geäußert. Nun ja, die Zeiten ändern sich. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Auch die 
Finanzlage in den Ländern hat sich ge

-

ändert!) 

— Sehen Sie, das ist der Irrtum, verehrter Herr 
Schmitt. Sie müssen nicht von Sachen reden, von 
denen Sie nichts verstehen. Ich habe nämlich zu 
Anfang gesagt, daß das ein Sondervermögen ist, 
das nicht vom Haushalt beeinflußt ist. Das haben 
wir immer wieder gepredigt, und da kommen Sie 
immer wieder mit denselben Einwänden, die falsch 
sind. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Aber wenn 
Sie mehr tun wollten, müßten Sie aus den 
Haushaltsmitteln des Bundes den Ländern 
Mittel zuführen! Das können Sie doch nicht 

bestreiten!) 

— Herr Kollege Schmitt, ich kann Ihnen nur sagen, 
es lohnt sich nicht, auf Ihren Zwischenruf einzu-
gehen, weil er absolut falsch ist. Sie haben ja eine 

mittelfristige — — aber lassen Sie, ich komme schon 
noch darauf. Diese Frage werde ich auch noch er-
örtern. 

(Abg. Rehs: Herr Kollege Rutschke, in-
zwischen sind 15 Milliarden DM oder 
16 Milliarden DM aus dem Topf herausge-
kommen! Da ist ja auch etwas gekommen!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, wir haben schon fast 2 Uhr. Ich bitte doch, 
die Beratung nicht durch — Zwischenrufe kann ich 
kaum noch sagen — Zwischenreden zu verlängern. 

(Abg. Brück [Köln] : Das sind Vorbespre

-

chungen! — Abg. Schmitt-Vockenhausen: 
Wenn Herr Rutschke auf einem so hohen 
Roß sitzt, muß er doch wenigstens einmal 
sagen, wenn man mehr Mittel haben will, 
müßte man sie aus dem ordentlichen Haus

-

halt der Bundesländer hinzufügen! — Abg. 
Dr. Czaja: Mindestens die Länder!) 

Dr. Rutschke (FDP) : Meine Damen und Herren, 
es ist bedauerlich, daß hier Zwischenrufe gemacht 
und Feststellungen getroffen werden, die sachlich 
einfach nicht stimmen. Man muß sich einmal mit 
dem Problem beschäftigen; denn das Lastenaus-
gleichsvermögen — — Sie können nur — —

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Die Länder 
wollen doch Deckung!) 

— Herr Präsident, ich weiß nicht, wollen Sie Herrn 
Schmitt das Wort geben? 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, wir sind hier so wenige geworden, daß ich 
Verständnis dafür habe, daß der Umgangston so 
wird wie in einem Ausschuß. Trotzdem ist das nicht 
zweckmäßig. Ich bitte, den Redner einmal allein 
reden zu lassen, damit wir zu einem Ende kommen. 

Dr. Rutschke (FDP) : Danke schön, Herr Präsi-
dent. — Meine Damen und Herren, ich denke z. B. 
an die 18. Novelle, die seinerzeit wegen des Ein-
spruchs des Bundesrates nicht sehr glücklich gelau-
fen ist. Dort hatte ein sehr prononcierter Sozialdemo-
krat — ich will den Namen hier verschweigen — 

(Zuruf von der SPD: Warum denn?) 

einen ganz erheblichen Anstoß gegeben. — Ich kann 
ihn gerne zitieren, wenn Sie es wünschen. Ich wollte 
es bisher nicht tun. Dieser Sozialdemokrat hat im 
Bundesrat erheblichen Anteil an der Stoppung. der 
18. Novelle gehabt. Diese 18. Novelle wurde von 
diesem Hause einmütig beschlossen, und der Ver-
mittlungsausschuß war nicht in der Lage, die Län-
der davon zu überzeugen, daß die vom Bundestag 
beschlossene 18. Novelle eine gerechte Lösung dar-
stellte. Es kam also der Einspruch des Bundesrates, 
es folgte ein entsprechender Beschluß des Vermitt-
lungsausschusses, und so wurden dann diese Leistun-
gen ganz erheblich reduziert. Es war kurz vor einer 
Wahl. Das spielt hier wahrscheinlich eine gewisse 
Rolle. 

(Zuruf des Abg. Kuntscher.) 

— Ja, ja, es war so, Herr Kollege Kuntscher! 
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Bei der Verabschiedung dieser Novelle hat dann 

der Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion, Herr Dr. 
Barzel, hier Erklärungen abgegeben, um zu begrün-
den, weshalb die CDU/CSU-Fraktion dem Vorschlag 
des Vermittlungsausschusses — Reduzierung dieser 
Novelle — zustimmen werde. Er hat zur Begründung 
folgendes gesagt — ich darf diesen Passus vielleicht 
mit Genehmigung des Herrn Präsidenten vorlesen —: 

Der Beschluß des Bundestages zu dieser 18. No-
velle, der zur Anrufung des Vermittlungsaus-
schusses durch den Bundesrat geführt hat, war 
und ist nach unserer Meinung vernünftig. 

— Der Beschluß des Bundestages, nicht der des Ver-
mittlungsausschusses! — 

Sein finanzielles Volumen ist gedeckt durch die 
Schätzung der Bundesregierung. Wir bedauern 
das Votum des Bundesrates und auch einen Teil 
des Votums des Vermittlungsausschusses als zu 
weitgehend. . . . 

Wie legen . . . Wert darauf, festzustellen, daß 
dies nur ein Teil dessen ist, was wir selbst für 
nötig halten. Den Rest wird der nächste Deut-
sche Bundestag alsbald in Angriff nehmen 
müssen. 

Und später sagt er dann: 

Damit aber niemand — — 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Dr. Rutschke, da Sie nur mit meiner Genehmigung 
verlesen dürfen — reden dürfen Sie ja eine 
Stunde —, bitte ich Sie doch, nicht den ganzen Ar-
tikel zu verlesen. 

Dr. Rutschke (FDP) : Entschuldigen Sie, Herr 
Präsident, das ist ein Zitat aus dem Bundestags-
protokoll. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Aber auch nicht 
die ganze Barzel-Rede, wenn ich bitten darf! 

Dr. Rutschke (FDP) : Nein. Entschuldigen Sie, 
ich bin ja gleich fertig. 

Herr Dr. Barzel sagt dann weiter: 

Damit aber niemand in den nächsten Wochen 
etwa meint, dies sei eine falsche Haltung, oder 
damit hier nicht falsch interpretiert wird, 
möchte ich noch einmal sagen: Der restliche 
Teil gilt für uns nach wie vor als eine vernünf-
tige Sache, die nur im Augenblick angesichts 
der Lage der gesetzgebenden Körperschaften 
nicht realisiert werden kann. 

So der Fraktionsvorsitzende der CDU/CSU zur 
18. Novelle! Wir haben inzwischen die 19. Novelle 
gehabt. Daran, daß er vor dem Deutschen Bundes-
tag, vor aller Öffentlichkeit zugesagt hat, die feh-
lenden Teile der 18. Novelle nachzuholen, hat Herr 
Dr. Barzel nicht mehr gedacht. Und wir sehen es 
jetzt: in der 20. Novelle wird es genausowenig ge-
tan. 

Meine Damen und Herren, wenn sich jemand in 
der Öffentlichkeit so festlegt, muß er sich auch 
überlegen, ob er der Demokratie dadurch einen Ge-
fallen tut, daß er, wenn diese Frage wieder auf die 
Tagesordnung kommt, meint, er könne sich einfach 
daran vorbeidrücken. 

(Abg. Mischnick: Sehr richtig!) 

So kann man das nicht machen. Damit werten Sie 
das Parlament ab. Man wird Ihnen draußen sagen 
— und das wird uns oft genug gesagt, Herr Rehs —: 
„Was habt ihr seinerzeit versprochen?" Wir werden 
nämlich alle in einen Topf geworfen; wir sind eben 
„die aus Bonn". „Was habt ihr bei der 18. Novelle 
versprochen — und jetzt ist nichts daraus gewor-
den!" Das ist mit zu bedenken. Es geht nicht nur 
um Leistungen. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Wenn Herr 
Dahlgrün Finanzminister geblieben wäre, 
hätte es möglicherweise keine 20. Novelle 

gegeben!) 

— Nun, ich kann ja gern, Herr Schmitt, einige Zitate 
von Herrn Rehs bringen, der sich ähnlich geäußert 
hat und der heute nur sehr doucement das vertreten 
hat, was er früher mit sehr viel Stimmaufwand ver-
trat. 

Die Bundesregierung hat eine mittelfristige 
Finanzplanung vorgelegt. Wir vermissen darin die 
Berücksichtigung gerade der Fragen im Zusammen-
hang mit dem Lastenausgleich, die ja zum Teil auch 
wirtschaftliche Fragen sind, — Existenzaufbauhilfe 
usw. Uns wurde früher, wenn wir Forderungen im 
Rahmen des Lastenausgleichs zugunsten der Ge-
schädigten erhoben, entgegengehalten, das wäre 
konjunkturanheizend, man könne das nicht machen, 
man würde damit die Währung verschlechtern. Nun 
gilt heute an sich das genau entgegengesetzte 
Argument. Nicht nur Herr Minister Schiller, sondern 
auch Herr Minister Strauß fordert ja geradezu auf, 
konjunkturwirksame Ausgaben zu machen. Ich 
glaube, es bestände sehr wohl die Möglichkeit, ge-
rade auf dem Gebiet des Lastenausgleichs, der ja, 
wie uns damals entgegengehalten worden ist, kon-
sumfördernd sein soll, durch Vorfinanzierung, ins-
besondere durch die Wiederherstellung der fehlen-
den Teile der 18. Novelle, etwas zu tun. Ich habe 
das in einem Brief auch Herrn Minister von Hassel 
zur Verfügung gestellt; Sie haben ja auch darauf 
geantwortet, Herr Minister. 

Diese Förderung des Lastenausgleichs hätte den 
Vorzug, daß zwar eine Vorfinanzierung erfolgte, die 
Rückzahlung dieser Beträge dann aber aus Mitteln 
des Lastenausgleichs vorzunehmen wäre. Es hätte 
also den Vorzug, daß nicht die Regierung weiter 
Schulden machen müßte, sondern nur in einem Vor-
griff auf den Lastenausgleich Beträge zur Verfügung 
zu stellen hätte, die möglicherweise im Wege des 
Kredits aufgenommen werden bzw. aus dem Ge-
samtprogramm heraus genommen werden könnten 
und später aus den Lastenausgleichsmitteln, die ein-
kommen — es ist ja nur eine Frage der Liquidität 
— zurückzuzahlen wären. 

Meine Damen und Herren, ich möchte Sie bitten, 
daß wir bei der Beratung dieser 20. Novelle im 
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Kriegsfolgenausschuß auch diese Gesichtspunkte mit 
beherzigen. Wir behalten uns vor, einige Anträge 
zu stellen. 

Ich bitte um Überweisung der Vorlage der Regie-
rung an den zuständigen Ausschuß. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Kuntscher. 

Kuntscher (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich will mich an die Mahnung 
des Herrn Präsidenten halten und mich in der Er-
widerung auf das, was besonders der Kollege 
Rutschke gesagt hat, so kurz wie möglich fassen. 

Auf der Tagesordnung steht die 20. Novelle zum 
Lastenausgleichsgesetz. Meine Herren Vorredner, 
meine lieben Kollegen, haben natürlich eine allge-
meine Vertriebenen- und Flüchtlingsdebatte daraus 
gemacht, sind auf alle Gebiete gereist. Es ist eben 
ein Zusammenhang, und man kann diese Dinge sehr 
schwer auseinanderhalten. Aber, meine Damen und 
Herren, in der vorletzten Sitzung des Kriegsfolgen-
ausschusses hat Herr Minister von Hassel ein Kon-
zept entwickelt, das von allen anwesenden Parteien-
vertretern in diesem Ausschuß dankbar begrüßt 
wurde. Zu diesem Konzept, das sich natürlich auf 
längere Zeitdauer erstreckt und selbstverständlich 
auch die Zonenflüchtlinge einschließt, hat sich auch 
der Vertreter der FDP — ich glaube, Kollege 
Rutschke war nicht im Ausschuß, aber Kollege 
Schmidt — lobend und anerkennend ausgesprochen. 

(Abg. Mischnick: In der Hoffnung, daß es 
passiert!) 

— Das wollen wir ja hoffen. Herr Minister a. D., Sie 
haben ja gleichfalls das Ressort einige Zeit geführt, 
und Sie kennen die Schwierigkeiten, die in dieser 
kurzen Zeit auch auf Sie zugekommen sind. 

Aber ich will keine weiteren Ausführungen über 
das ganze Gebiet der Vertriebenen und Flüchtlinge 
machen, sondern ich möchte mich an das halten, was 
auf der Tagesordnung steht, an die 20. Novelle, und 
zwar mit einigen wenigen Sätzen. 

In dieser bescheiden so genannten 20. Novelle 
geht es um 56 Paragraphen, die zu ändern sind. 
Das ist allerhand. Mit einbezogen sind natürlich 
das Feststellungsgesetz, das Währungsausgleichs-
gesetz, das Beweissicherungsgesetz für die Zonen-
flüchtlinge, das BVFG und noch andere Begleit-
gesetze. In diesen 56 durch die Bestimmungen der 

 20. Novelle zu ändernden Paragraphen sind einige 
von sehr großer Bedeutung, auch wenn  die  Ände-
rungen keine große finanzielle Belastung mit sich 
bringen. Ihre Auswirkungen werden wir uns im 
Ausschuß sehr wohl überlegen müssen. 

Ich begrüße, daß man in ,der 20. Novelle eine 
Ausschlußfrist setzt. Aber auch dabei werden wir 
uns noch genau ansehen müssen, wie diese Aus-
schlußfrist angewendet werden soll. 

Über die finanziellen Auswirkungen dieser No-
velle ist vorhin schon gesprochen worden. Die 
Novelle bringt eine Erhöhung der Unterhaltshilfe  

und damit eine Erhöhung der Einkommensgrenzen 
für die Kriegsschadensrente, und zwar sowohl für 
diejenigen, die Kriegsschadensrente beziehen, als 
auch für diejenigen, die nur Entschädigungsrente 
haben, d. h. die nur ihre Entschädigung verrenten 
ließen und sie nun aufspeisen. Die Kosten — die 
Schätzung beläuft sich auf 730 Millionen DM — 
gehen fast ausschließlich zu Lasten des Ausgleichs-
fonds. Nur .der kleine Teil der Kriegsschadensrente 
wird auf die Landeshaushalte fallen, aber nicht jetzt, 
weil der Plafonds von 1300 Millionen DM für die 

 Kriegsschadensrente weit überschritten ist und 'der 
Fonds als solcher die Lasten tragen muß, die über 
1300 Millionen DM hinausgehen. 

Die technischen Änderungen in der Novelle sind 
verschiedenster Art. Sie sind zum Teil zu begrüßen. 
Zum Teil werden wir uns Gedanken machen müs-
sen, ob wir den Vorschlägen des Regierungsent-
wurfs auf allen Gebieten folgen können. Besonders 
die Änderungen, die mehr oder weniger ohne Zu-
sammenhang angehängt sind — die Änderung des 
Feststellungsgesetzes, die Änderung des Wäh-
rungsausgleichsgesetzes und die Änderung des 
Bundesvertriebenengesetzes —, sind von außer-
ordentlich einschneidender Bedeutung. Ich möchte 
fast sagen, die Väter dieser Änderungsvorschläge 
haben sich die Probleme, die darin stecken, wahr-
haftig sehr leicht gemacht. Sie wären zu anderen 
Ergebnissen gekommen, wenn sie sich mit Leuten, 
die betroffen sind, oder Institutionen aus dem 
Osten, die 'betroffen sind — das gilt besonders für 
den Vorschlag zur Änderung des Währungsaus-
gleichsgesetzes —, einmal zusammengesetzt und mit 
ihnen beraten hätten. 

Unsere Anliegen, die in dieser 20. Novelle nicht 
erfüllt worden sind, bleiben bestehen. Dabei han-
delt es sich einmal, wie vorhin schon gsagt wurde, 
um  den  Stichtag derjenigen Heimatvertriebenen, die 
in der Zone Zwischenstation gemacht haben und 
dann erst ins Bundesgebiet gekommen sind. Dieser 
Stichtag wurde seinerzeit, ich glaube in der 16. No-
velle, auf den 31. Dezember 1961 festgelegt. Inzwi-
schen sind sechs Jahre vergangen. Wir werden hier-
über im Ausschuß Überlegungen anstellen. 

Die Fortführung der Aufbaudarlehen ist wichtig 
und notwendig. Diese Aufbaudarlehen belasten ja 
in keiner Weise den Bundeshaushalt, sondern kom-
men aus dem Fondsvermögen. Das gleiche gilt  für 
die Hereinnahme weiterer Jahrgänge ehemaliger 
Selbständiger in die Kriegsschadensrente. 

Herr Kollege Rutschke, Sie haben in Ihren Aus-
führungen u. a. die Erklärung unseres Fraktions-
vorsitzenden Dr. Barzel, die er in der Feriensonder-
sitzung anläßlich der 18. Novelle am 23. Juli 1965 
abgegeben hat, so hingestellt, als sei davon nichts 
erfüllt worden. 

(Abg. Dr. Rutschke: Ist auch nicht!) 

Ich stelle hier ganz klar und deutlich fest, daß be-
reits in der 19. Novelle, also in  der  zuletzt verab-
schiedeten Novelle eine bessere Regelung in bezug 
auf die Anhebung der Hauptentschädigung — das 
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war unser Hauptanliegen — enthalten ist, als sie 
in der 18. Novelle vorgesehen war. 

(Beifall in der Mitte. — Zuruf des Abg. 
Dr. Rutschke.) 

— Stimmt das oder stimmt das nicht? 

(Abg. Dr. Rutschke: Das war I h r Haupt

-

anliegen!) 

— Unser  Hauptanliegen war die Anhebung der 
Hauptentschädigung. Ihr Hauptanliegen kenne ich: 
mit der Gießkanne noch jedem Hausratsentschädig-
ten hundert oder zweihundert Mark dazuzugeben. 

(Abg. Dr. Rutschke: Das haben Sie ver

-

sprochen!) 

— Auf Grund Ihrer Verbandstätigkeit sind Sie 
natürlich verpflichtet, diese Dinge immer wieder 
anzuschneiden. 

(Zuruf des Abg. Dr. Rutschke.) 

— Es tut mir leid, daß ich das in dieser Offenheit 
sagen muß, aber es ist eine Tatsache. 

Sie haben ferner von der Vorfinanzierung mit 
Krediten gesprochen. Ich weiß nicht, ob Ihnen be-
kannt ist, daß wir, seit einigen Jahren erstmals wie-
der, für das Jahr 1967 500 Millionen DM von der 
Bundesregierung bewilligt bekommen haben. Diese 
500 Millionen DM sind, wie der letzte Vierteljahres-
bericht des Präsidenten des Bundesausgleichsamtes 
besagt, fast vollständig besorgt. Wir sind in der 
Lage und werden das in der nächsten Kontrollaus-
schußsitzung beschließen — der Termin liegt schon 
fest —, drei weitere Jahrgänge, die unter der ge-
setzlichen Altersgrenze von 65 Jahren liegen, voll 
in die Auszahlung der Hauptentschädigung einzube-
ziehen. Es wird also schon etwas getan, es geht vor-
wärts. Diese drei Jahrgänge werden also ihre Haupt-
entschädigung ganz erhalten. Angesichts dieser so 
erreichten Liquidität wird auch für die Spareinlagen 
die Regelung der Erfüllung von Hauptentschädigun-
gen weiter ausgebaut werden, und es wird versucht 
werden, zu erreichen, daß über die Grenze von 500 
Millionen DM hinausgegangen werden kann. 

Im übrigen möchte ich auf die einzelnen Pro-
bleme, die in dieser 20. Novelle stecken, jetzt nicht 
eingehen. Ich sagte einleitend schon, daß es sich 
um die Änderung von 56 Paragraphen handelt, in 
manchen Fällen mit sehr einschneidender Wirkung, 
so daß wir im Ausschuß grundsätzliche Überlegun-
gen werden anstellen müssen. Sicher ist jedenfalls, 
daß wir uns im Ausschuß bemühen werden, so 
schnell wie möglich vorwärtszukommen, damit diese 
20. Novelle dem Hohen Hause recht bald zur zwei-
ten und dritten Lesung vorgelegt werden kann. 

Auf diese Bemerkungen will ich mich beschrän-
ken. Ich hätte zwar noch sehr vieles auf dem Her-
zen, aber bei der „Fülle" des Saales ist es wirklich 
eine Zumutung an die treu Dagebliebenen, sie noch 
länger aufzuhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, ich weiß nicht, ob es eine Zumutung ist. Je-
denfalls scheint, nachdem die erste Runde beendet  

ist, eine zweite Runde anzuheben. Das Wort hat der 
Abgeordnete Mischnick. 

Mischnick (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! 

Erster Satz: Wir bedauern, daß die Vereinbarung 
nicht zustande gekommen ist, die Debatte auf Mitt-
woch zu vertagen, so daß wir wirklich intensiv über 
die Probleme hätten sprechen können. 

Zweiter Satz: Die Töne des Herrn Bundesvertrie-
benenministers waren heute anders als in der Re-
gierungserklärung. Wir freuen uns, daß unsere Kri-
tik Erfolg gehabt hat. 

Dritter Satz: Die Zahl der Paragraphen allein 
sagt nichts über die Qualität des Gesetzes. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Herr Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge 
und Kriegsgeschädigte. 

von Hassel, Bundesminister für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich will versuchen, in 
weniger als zehn Minuten ein paar Gedanken zu 
dem zu äußern, was vorgetragen wurde. 

Nichts zu den Details! Was hier von dem Kol-
legen Rehs und von den anderen Sprechern der 
Fraktionen gebracht wurde, wird in ,den Ausschüs-
sen behandelt werden. Es gibt manches, das durch-
aus mein Verständnis findet, es gibt manches, wo 
wir andere Argumente dagegensetzen müssen. Das 
wird in den einzelnen Beratungen vorgetragen wer-
den. 

Das Zweite. Ich möchte ein paar Worte sagen zu 
dem Zwischenruf Ihres Kollegen Schmitt im Zu-
sammenhang mit der Forderung auf Mehrleistungen 
in dieser Novelle oder in künftigen Novellen. Es 
gibt da eine Kontroverse zwischen Herrn Schmitt 
und dem Sprecher der Freien Demokraten, Herrn 
Dr. Rutschke. Tatsache ist doch folgendes: Der La-
stenausgleich wird außerhalb des Haushalts behan-
delt mit der Ausnahme, daß dann, wenn die soziale 
Seite eine gewisse Marge überschreitet, die  Länder 
mit eintreten müssen. Insofern ist eine Kombina-
tion zwischen dem Ausgleichsvermögen und den 
Haushalten der Länder vorhanden. Herr Kollege 
Rutschke, es ist für uns nur möglich, über feststell-
bare Reserven aus diesem Vermögen zu verfügen. 
Wenn wir glaubten, daß über Reserven gegenwär-
tig noch nicht verfügt werden kann, weil sie nicht 
sichtbar sind, wäre es von dem zuständigen Mini-
ster, glaube ich, leichtfertig, eine Vorlage zu ma-
chen, die diese Chancen, ,die das Vermögen viel-
leicht noch bringt, irgendwie antizipiert, und nach-
her würde dann festgestellt, die Reserven waren 
nicht 'da, und die Haushalte von Bund und Ländern 
müßten dann eintreten. Insofern hat  der Zwischen-
ruf des Herrn Kollegen Schmitt den Kern der Sache 
völlig getroffen. 

Das Dritte, verehrter Herr Kollege Rutschke. Sie 
zitieren die 18. Novelle, deren Schicksal Sie bekla- 
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Bundesminister von Hassel 
gen, vergessen aber, hinzuzufügen, daß durch die 

 exzessiven Vorschläge, die damals doch von Ihnen 
gekommen sind, diese Novelle einfach zum Schei-
tern verurteilt gewesen ist. 

(Widerspruch bei der FDP.) 

Das Vierte aus Ihrer Darstellung ist folgendes. 
Ich 'hoffe, daß wir aus diesem Punkt alle etwas 
lernen. Wenn nach der  Verabschiedung einer sol-
chen Novelle — damals war es die 18. Novelle  — 
die  Sprecher der Fraktionen noch einmal Idas Wort 
nehmen, sind sie in .einer miserablen Lage, weil vor 
einer Bundestagswahl niemand [die Dinge so rich-
tig beim Namen zu nennen weiß, da er Befürchtun-
gen hegt, im Zusammenhang mit  der Wahl könnte 
es Schwierigkeiten geben. Dieser Vorwurf oder 
diese Betrachtung gilt  allen Fraktionen. Ich habe 
.die Hoffnung, daß wir aus den vergangenen zwei 
oder drei Jahren gelernt haben und daß im Jahre 
1969 derartige Aussagen vorher nicht gemacht wer-
den. Das an uns selbst. 

Die Frage ist aber, Herr Kollege Rutschke, ob 
nicht auch jene ein gewisses Mitverschulden trifft 
— ich spreche nicht Sie an, sondern meine allgemein 
[die Verbände, die  an die  Parteien solche Forderun-
gen auf Äußerungen richten —, [die die Lage vor 
einer Wahl dazu ausnutzen, die politischen Parteien 
mehr oder 'weniger unter Druck zu setzen, unter den 
Aspekten einer Vorwahizeit Versprechungen zu ma-
chen, die  noch nicht ganz klar zu übersehen sind. 

 Bei den Verbänden, die an die Parteien die Forde-
rung richten, sich vorher zu äußern, liegt nach 
meinem Dafürhalten ein ganz wesentlicher Teil des 
Mitverschuldens an der Misere, die darin besteht, 
daß die Parteien Versprechungen gemacht haben, 
die sich nun bei anderen finanziellen Verhältnissen 
als nicht erfüllbar erweisen. Dadurch ist es zu die-
sen Schwierigkeiten gekommen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Bundesmini-
ster, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Dr. Rutschke? 

Dr. Rutschke (FDP) : Herr Minister, haben Sie 
vergessen, daß die Vorlage vom Bundestag einstim-
mig beschlossen worden war? 

von Hassel, Bundesminister für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte: Sie wissen, daß 
die Vorlage der Bundesregierung seinerzeit ganz 
anders ausgesehen hat. Im Parlament sind dann 
nachher von der einen Seite die Vorschläge gekom-
men, und die andere Partei folgte; dann konnte sich 
die dritte gar nicht mehr entziehen. Insofern sollte 
man also nicht zwischen Schuld und Mitschuld oder 
Alleinschuld und Mitverantwortung unterscheiden 
oder darüber rechten. 

Zu den Ausführungen des Kollegen Rehs möchte 
ich drei Bemerkungen machen. In Ihrer Anfangsbe-
trachtung, Herr Kollege Rehs, haben Sie gesagt, man 
höre draußen das Wort: Wer nach 22 Jahren nichts 
bekommen hat, hat Pech gehabt. Man beklage sich, 
daß das Ganze mit einer großen Handbewegung vom 
Tisch gefegt werde. — Ich möchte nicht nur für mich  

persönlich, sondern für manchen, der in den letzten 
Monaten mitgewirkt hat, in Anspruch nehmen, daß 
wir draußen in der Öffentlichkeit diese Art der Be-
trachtung weithin haben eliminieren können, in-
dem wir durch sachliche gute Argumente für die 
Sache geworben haben. Sie wurden in einer solchen 
Form des Vortrages gebracht, daß man sie hörte, 
weil sie nicht radikal und nicht in der Form des 
Auf-den-Tisch-Hauens gebracht worden sind. Da-
durch ist heute draußen das Verständnis dafür vor-
handen, daß man ungelöste Fragen nach 22 Jahren 
nicht löst, indem man sie in den Papierkorb schmeißt, 
sondern indem man versucht, eine faire Lösung zu 
finden. Insofern ist die Haltung der Regierung da-
durch gekennzeichnet, daß sie die Frage nicht vom 
Tisch wischt, weil 22 Jahre vergangen sind. Sie wird 
sich vielmehr ernsthaft bemühen — wenn sie auch 
keine großartige Sache machen kann, weil uns das 
nicht möglich ist, — doch zu einer fairen Lösung zu 
kommen. 

Sie sprachen dann weiter über die Ostdenkschrift 
der Evangelischen Kirche und sagten zu dem .sozia-
len Teil der Denkschrift, daß sich — obwohl man von 
der Kirche entsprechende Konsequenzen hätte er-
warten müssen — niemand so recht gerührt habe. 
Ich möchte Ihnen, Herr Kollege Rehs, hier erklären, 
daß meine Gespräche mit den Vertretern meiner 
eigenen Evangelischen Kirche mir gezeigt haben, daß 
dort ohne jeden Zweifel und ohne jedes Wenn und 
Aber die großen Fragen der Eingliederung — etwa 
der landwirtschaftlichen Siedler oder der Gleich-
stellung der Flüchtlinge — genauso wie bei Ihnen 
oder den übrigen Sprechern, die heute geredet ha-
ben, oder bei mir gesehen werden. Ich möchte aner-
kennen, daß wir auch die Hilfe der Evangelischen 
Kirche haben, diese Fragen, die noch nicht gelöst 
sind, einer Lösung zuzuführen. Im gleichen Atemzug 
möchte ich hinzufügen, daß der auf der katholischen 
Seite zuständige Bischof für die Betreuung der Ver-
triebenen und der Flüchtlinge, der Bischof von Hil-
desheim, Bischof Jansen, dies in einem Brief eben-
falls sehr deutlich dokumentiert hat, einem Brief, für 
den ich an dieser Stelle danken möchte. 

Nun zum dritten Punkt Herr Kollege Rehs. Sie 
sagen, die besondere Sorge gilt der Alterssicherung 
ehemals selbständiger Flüchtlinge. Ihnen wird viel-
leicht bekanntgeworden sein, daß der Herr Bundes-
kanzler in dieser Woche die Aktionsgemeinschaft 
der mitteldeutschen Flüchtlingsverbände zu einem 
Gespräch empfangen hat, bei dem außer dem Herrn 
Bundeskanzler der Gesamtdeutsche Minister und ich 
als zuständiger Fachminister zugegen gewesen sind. 
Der Herr Bundeskanzler hat bei diesem Petitum 
einer besseren Ordnung der Alterssicherung der 
ehemals selbständigen Flüchtlinge zu erkennen ge-
geben, daß er für dieses Anliegen wirklich Interesse 
hat. Er hat echte Anteilnahme an diesem Problem 
bekundet. Ich glaube, wir haben keine Schwierig-
keiten, wenn im Ausschuß in dieser Richtung eine 
entsprechende Aktion unternommen wird. 

Das letzte ist nur eine Randbemerkung. Ich 
glaube, Sie stimmen mit mir darin überein, daß es 
nicht gut wäre, wenn aus der Leere dieses Saales 
draußen bei den betroffenen Vertriebenen- und 
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Bundesminister von Hassel 
Flüchtlingsverbänden etwa auf das Interesse des 
Bundestages an der Lösung des hier zur Debatte 
stehenden Problems geschlossen würde. Man könnte 
ja aus der gähnenden Leere schließen, daß das Par-
lament daran offensichtlich kein Interesse hat. Wir 
standen vor der Frage, ob wir diesen Punkt auf 
Mittwoch verschieben oder heute beraten sollten. 
In der nächsten Woche haben wir aber eine außer-
gewöhnliche Geschäftslage, die es untunlich erschei-
nen ließ, die Behandlung auf die nächste Woche zu 
verschieben. Ich persönlich bin daher dankbar — 
auch wenn das Haus schlecht besetzt ist —, daß wir 
den Punkt heute erledigt haben, weil in der Zwi-
schenzeit der verantwortliche Ausschuß sehr rasch 
an die Arbeit gehen kann. Es kann also im Sinne 
der Vertriebenen, der Flüchtlinge und der Kriegs-
sachgeschädigten rasch mit der Arbeit begonnen 
werden. Ich glaube, daß die wenigen, die in dieser 
mittäglichen Stunde ausgeharrt haben, der ganzen 
Sache gedient haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wortmeldungen 
liegen nicht mehr vor. Ich schließe die Aussprache. 

Ich schlage Ihnen vor, den Gesetzentwurf dem 
Ausschuß für Kriegs- und Verfolgungsschäden — 
federführend — sowie dem Ausschuß für Angelegen-
heiten der Heimatvertriebenen und Flüchtlinge und  

dem Haushaltsausschuß zur Mitberatung — letzte-
rem auch gemäß § 96 der Geschäftsordnung — zu 
überweisen. — Widerspruch erfolgt nicht; es ist so 
beschlossen. 

Ich rufe Punkt 11 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Entwicklungshilfe-Steuerge-
setzes 
— Drucksache V/2197 — 

Auf Begründung und Aussprache wird verzichtet. 
Der Abgeordnete Dr. Koch gibt eine Rede zu Proto-
koll *). 

Ich schlage Ihnen vor, den Gesetzentwurf an den 
Finanzausschuß — federführend — und an den Aus-
schuß für Entwicklungshilfe zur Mitberatung sowie 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung an den Haushalts-
ausschuß zu überweisen. — Widerspruch erfolgt 
nicht; es ist so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, ich berufe die nächste 
Sitzung auf Mittwoch, den 15. November, 14 Uhr. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 14.26 Uhr.) 

*) Siehe Anlage 5 

Berichtigungen 

Es ist zu lesen: 

131. Sitzung, Seite 6700 A, Zeile 14 statt 10 Millio-
nen: 110 Millionen. 

131. Sitzung, Seite 6700 C, zweite Zeile von unten 
zwischen die Worte Haushaltsausschuß gemäß ist 
einzufügen: mitberatend und 

131. Sitzung, Seite 6700 D Zeile 9 zwischen die 
Worte Haushaltsausschuß gemäß ist einzufügen: 
mitberatend und 
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Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordnete (r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Beurlaubungen 

Frau Albertz 10. 11. 
Dr. Apel 10. 11. 
Arendt (Wattenscheid) 10. 11. 
Dr. Arndt (Berlin) 10. 11. 
Dr. Arndt (Berlin/Köln) 10. 11. 
Dr. Arnold 10. 11. 
Dr. Artzinger * 10. 11. 
Bading * 10. 11. 
Bauer (Wasserburg) 10. 11. 
Bergmann * 10. 11. 
Dr. Birrenbach 10. 11. 
Börner 10. 11. 
Cramer 10. 11. 
Damm 10. 11. 
van Delden -10. 11. 
Dr. Effertz 10. 11. 
Frau Dr. Elsner 18. 11. 
Dr. Eppler 10. 11. 
Dr. Erhard 10. 11. 
Faller * 10. 11. 
Frieler 10. 11. 
Frau Funcke 10. 11. 
Gibbert 16. 12. 
Dr. Giulini 17. 11. 
Haage (München) 10. 11. 
Hahn (Bielefeld) * 10. 11. 
Hanz (Dahlen) 18. 11. 
Herold 10. 11. 
Hölzle 10.11. 
Hörmann (Freiburg) 10. 11. 
Hösl 28. 11. 
Hussong 17. 11. 
Kohlberger 10. 11. 
Kriedemann * 10. 11. 
Dr. Kübler 17. 11. 
Kunze 30. 11. 
Lenz (Brühl) 31. 12. 
Leicht 10. 11. 
Liehr 10. 11. 
Mauk *  10. 11. 
Memmel * 10. 11. 
Merten 30. 11. 
Metzger * 10.11. 
Missbach 10. 11. 
Moersch 10. 11. 
Müller (Aachen-Land) * 10. 11. 
Ott 10. 11. 
Paul 31. 12. 
Petersen 10. 11. 
Picard 10. 11. 
Dr. Pohle 10. 11. 
Porsch 10. 11. 
Prochazka 10. 11. 
Ramms 10. 11. 
Richarts * 10. 11. 

* Für die Teilnahme an Ausschußsitzungen des Euro-
päischen Parlaments 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete (r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Riedel (Frankfurt) * 10. 11. 
Scheel 10. 11. 
Schmitt (Lockweiler) 10. 11. 
Frau Schroeder 10. 11. 
Schulhoff 10. 11. 
Dr. Schulz (Berlin) 30. 11. 
Frau Dr. Schwarzhaupt 10. 11. 
Dr. Serres 10. 11. 
Dr. Starke (Franken) 10. 11. 
Steinhoff 31. 12. 
Stücklen 18. 11. 
Dr. Süsterhenn 10. 11. 
Unertl 10. 11. 
Weiland 10. 11. 
Wurbs 10. 11. 
Dr. Zimmermann 10. 11. 

Anlage 2 	 Umdruck 299 

Antrag der Fraktion der CDU/CSU zur Großen 
Anfrage der Fraktion der CDU/CSU betr. Lage der 
deutschen Luft - und Raumfahrtindustrie - Druck-
sage V/1869 -. 

Der Bundestag wolle beschließen, 

die Bundesregierung zu ersuchen, 

1. in einem Rahmenprogramm für einen längeren 
Zeitraum die Entwicklungs- und Produktionsauf-
gaben festzulegen, die die Bundesregierung der 
deutschen Luft- und Raumfahrtindustrie zu stel-
len gedenkt, 

2. alle Bestrebungen zu unterstützen, die den Zu-
sammenschluß der deutschen Luft- und Raum-
fahrtindustrie in geeigneten Rechts- und Organi-
sationsformen zum Ziele haben, 

3. eine Zusammenkunft der zuständigen Minister 
der  Westeuropäischen Union anzuregen, um 
über eine stärkere Zusammenarbeit der euro-
päischen Luft- und Raumfahrtindustrie zu bera-
ten. 

Bonn, den 10. November 1967 

Brand und Fraktion 

Anlage 3 	 Umdruck 298 

Antrag der Fraktion der SPD zur Großen 
Anfrage der Fraktion der CDU/CSU betr. Lage der 
deutschen Luft - und Raumfahrtindustrie - Druck-
sache V/1869 -. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

auf die Errichtung einer Entwicklungs- und For

-

schungsgesellschaft für Luft- und Raumfahrttechnik 
GmbH hinzuwirken, auf die die gesamten For- 
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schungs- und Entwicklungskapazitäten aller deut-
schen Luft- und Raumfahrtfirmen übertragen wer-
den. Die Bundesregierung soll an dieser Gesell-
schaft eine Beteiligung übernehmen und alle For-
schungs- und Entwicklungsaufträge des Bundes und 
internationaler Organisationen auf dem Gebiet der 
Luft- und Raumfahrt an diese Gesellschaft leiten. 

Bonn, den 10. November 1967 

Schmidt (Hamburg) und Fraktion 

Anlage 4 	 Umdruck 297 

Antrag der Fraktion der FDP zur Großen An-
frage der Fraktion der CDU/CSU betr. Lage der deut-
schen Luft- und Raumfahrtindustrie — Drucksache 
V/1869 —. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Um durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, daß 
die Bundesrepublik Deutschland den Anschluß an 
moderne Entwicklungen auf dem Luft- und Raum-
fahrtsektor nicht noch mehr verliert, wird die Bun-
desregierung aufgefordert, 

1. bei der Vergabe von Entwicklungs- und Produk-
tionsaufgaben an die deutsche Luftfahrtindustrie 
dafür Sorge zu tragen, daß eine gleichmäßige 
Beschäftigung der Firmen in Nord- und Süd-
deutschland gesichert ist; 

2. dafür Sorge zu tragen, daß die bisherige erfolg-
reiche Entwicklung deutscher senkrechtstartender 
Flugzeuge fortgesetzt und auf diese Weise der 
deutsche Vorsprung auf diesem Teilgebiet der 
Luftfahrtindustrie gewahrt werden kann; 

3. im Rahmen ihrer Möglichkeiten darauf hinzuwir-
ken, daß die Verwirklichung des Airbus-Projek-
tes nicht an der Haltung der Deutschen Lufthansa 
scheitert; 

4. eine Kürzung des Bauprogramms in bezug auf 
Transall-Maschinen nicht vorzunehmen, wenn da-
durch keine oder nur eine Baukostenersparnis in 
nicht nennenswertem Umfang erreicht werden 
kann; 

5. dem Deutschen Bundestag eine vergleichende 
Aufstellung der Ausgaben aller wichtigen Indu-
strienationen für Raumfahrt und die Entwicklung 
und den Bau von militärischen und zivilen Flug-
zeugen im jeweils eigenen Land und im Ausland 
vorzulegen; 

6.. die gegenwärtige Aufteilung der Zuständigkeiten 
für die Luft- und Raumfahrtindustrie auf vier 
verschiedene Ministerien zu vereinfachen; 

7. zur Förderung des Exports von Flugzeugen die 
Voraussetzung für eine Exportbank zur lang-
fristigen Finanzierung von Flugzeugverkäufen 
zu schaffen; 

8. dem Deutschen Bundestag demnächst über die 
von ihr veranlaßten Maßnahmen zur Verbesse

-

rung der Lage der deutschen Luft- und Raum-
fahrtindustrie zu berichten. 

Bonn, den 8. November 1967 

Freiherr von Kühlmann-Stumm und Fraktion 

Anlage 5 

Schriftliche Erklärung 

,des Abgeordneten Dr. Koch (SPD) zu Punkt 11 der 
Tagesordnung. 

Die SPD-Fraktion ist der Meinung, daß dem vor-
liegenden Entwurf  eines Gesetzes zur Änderung .des 
Entwicklungshilfe-Steuergesetzes große Bedeutung 
zukommt. Die Entwicklungsländer, in denen die In-
dustrie der Bundesrepublik Deutschland heute in-
vestiert, sind unsere Kunden von morgen. Des-
wegen hat die SPD die steuerliche Förderung priva-
ter Investitionen als Ergänzung der öffentlichen Ent-
wicklungshilfe stets unterstützt. Aus dem Erfah-
rungsbericht der Bundesregierung vom 28. 12. 1966 
ist zu ersehen, daß das Entwicklungshilfe-Steuerge-
setz weniger in Anspruch genommen wird als zu-
nächst angenommen wurde. Es erscheint daher an-
gebracht, Überlegungen anzustellen, wie man die 
steuerliche Förderung der Entwicklungshilfe effek-
tiver gestalten könnte. Diesem Ziel will der vor-
liegende Entwurf dienen. Der Entwurf hat aber nicht 
nur entwicklungspolitische, sondern auch erhebliche 
wirtschafts- und handelspolitische Bedeutung. Die 
privaten Investitionen der Bundesrepublik in den 
Entwicklungsländern sind in bedenklichem Rück-
stand gegenüber den Investitionen der Industrie-
staaten. Briten und Franzosen sowie die USA in-
vestieren das Vielfache. Die Briten und Franzosen 
investieren in den Entwicklungsländern dreimal, 
die USA zehnmal soviel wie die Bundesrepublik. 
Wenn wir daraus den logischen Schluß ziehen, daß 
die deutschen Investitionen in den Entwicklungs-
ländern verstärkt werden müssen, so vergessen wir 
dabei nicht, daß die Investitionen in den Entwick-
lungsländern mit einem großen Risiko verbunden 
sind, das wir mit unseren Förderungsmaßnahmen 
verringern wollen. 

Das Gesetz sieht einige sehr begrüßenswerte Ver-
besserungen vor; diese Verbesserungen sind jedoch 
möglicherweise noch erweiterungsfähig. Insbeson-
dere wird sehr ernsthaft zu prüfen sein, ob es 
zweckmäßig und empfehlenswert ist. auch das Vor-
ratsvermögen in die Begünstigungen des Entwick-
lungshilfe-Steuergesetzes einzubeziehen. Gerade das 
Vorratsvermögen ist in den Entwicklungsländern 
besonders großen Risiken unterworfen. 

Wir werden uns im Zusammenhang mit einer der-
artigen Erweiterung des Gesetzentwurfs aber auch 
mit den Möglichkeiten der Kontrolle zu befassen 
haben. Da es sich um Vermögensanlagen im Aus-
land handelt, werden bei einer derartigen Kontrolle 
sehr delikate Fragen aufgeworfen, über deren Ein-
zelheiten noch im Ausschuß zu reden sein wird. 
Meine Freunde und ich werden uns bemühen, dort 
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zur Vertiefung aller Probleme beizutragen und ge-
gebenenfalls noch sachliche Anträge zu stellen. 

Wir stimmen der vorgesehenen Ausschußüber-
weisung zu. 

Anlage 6 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Adorno vom 
10. November 1967 auf die Mündliche Anfrage des 
Abgeordneten Jung (Drucksache V/2236 Frage 65) : 

Teilt die Bundesregierung meine Meinung, daß es eine Ver-
letzung der Fürsorgepflicht des Bundesverteidigungsministeriums 
gegenüber seinen Bediensteten darstellt, wenn diese erst nach 
einem obsiegenden Gerichtsurteil zu ihrem Recht kommen kön-
nen? 

Wenn ein Soldat, Beamter oder Arbeitnehmer erst 
nach einem obsiegenden Gerichtsurteil zu seinem 
Recht gekommen ist, so bedeutet dies noch nicht, 
daß der Dienstherr zuvor seine Fürsorgepflicht ver-
letzt hat. Häufig lassen sich Gerichtsverfahren schon 
deshalb nicht vermeiden, weil rechtliche oder tat-
sächliche Zweifel über die Anspruchsgrundlagen be-
stehen. Gerade für diese Fälle hat der Gesetzgeber 
den Rechtsweg für Klagen aus dem Dienstverhältnis 
oder Arbeitsverhältnis eröffnet. 

Anlage 7 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Adorno vom 
10. November 1967 auf die Mündlichen Anfragen des 
Abgeordneten Schmidt (Kempten) (Drucksache V/2236 
Fragen 71 und 72) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die vom Operationschef im 
NATO-Kommando Europa, Generalleutnant Graf Baudissin, ge-
äußerte Ansicht, daß die Stärke der Bundeswehr im Rahmen 
einer Verminderung der Truppenstärke in Europa zwangsläufig 
verringert werden müsse? 

Welche Stellung nimmt die Bundesregierung gegenüber der 
dieser Tage im Fernsehen geäußerten Meinung des britischen 
Militärtheoretikers Liddell Hart ein, die Bundesrepublik könne 
und müsse eine schlagkräftige Berufsarmee schaffen, indem sie 
sich mehr auf Qualität und weniger auf Truppenzahl konzen-
trieren solle? 

Generalleutnant Graf Baudissin hat in einem in 
der Illustrierten „Der Stern" Nr. 43 vom 22. Oktober 
1967 veröffentlichten Interview seine persönliche 
Meinung zu einer Reihe von aktuellen Problemen 
geäußert. 

In seiner Darstellung geht Graf Baudissin davon 
aus, daß die finanziellen Aufwendungen in den 
NATO-Staaten nicht mehr in dem Umfang steigen 
werden wie bisher. Er läßt aber keinen Zweifel dar-
an, daß die NATO unbedingt funktionsfähig bleiben 
muß. Es ist Auffassungssache, ob man darin einen 
Aufgabenwandel sieht. Die Bundesregierung ist der 
Meinung, daß dies nicht der Fall ist. 

In der NATO besteht die einheitliche Auffassung, 
daß ein großer Krieg oder auch begrenzte Kriege 
nur so lange verhindert werden können, wie die 
Streitkräfte ausreichend davon abschrecken. 

Die Streitkräfte der NATO — einschließlich der 
Bundeswehr — müssen daher in der Lage sein, die 
Abschreckung für jeden Fall einer bewaffneten Aus-

einandersetzung und nicht nur für einige extreme 
Fälle aufrechtzuerhalten, angesichts einer Bedro-
hung, die nach den gegnerischen Möglichkeiten zu 
bemessen ist und nicht nach politischen Ansichten, 
die sich ändern können. Qualität ist dabei ein 
wesentliches Merkmal zur Leistungsfähigkeit und 
Abschreckungskraft. Qualität und Quantität können 
jedoch nicht in beliebiger Größenordnung ausge-
tauscht werden. 

Die kommende Verteidigungsdebatte des Deut-
schen Bundestages wird weitere Aufschlüsse über 
diesen Fragenkomplex geben. 

Der britische Militärtheoretiker Liddell Hart ver-
tritt in dem erwähnten Fernsehinterview die Auf-
assung, daß eine höhere Schlagkraft der Bundeswehr 

durch eine Änderung in eine Berufsarmee erzielt 
werden könne. Eine Berufsarmee könnte gegenüber 
der jetzigen Lösung zu einer Steigerung der Kampf-
kraft der Verbände führen, da sie eine längere und 
intensivere Ausbildung ermögliche. Es sind schwer-
wiegendere Gründe, die dagegensprechen. 

Der entscheidende Nachteil einer Berufsarmee 
liegt darin, daß sie im Kriegsfall nicht erweiterungs-
fähig ist, da sie über eine unzureichende Zahl von 
Reservisten verfügt. Sie müßte daher in voller 
Kriegsstärke erhalten werden. Dafür stehen jedoch 
keine ausreichenden finanziellen Mittel zur Verfü-
gung. 

Schließlich sei noch vermerkt, daß in der Bundes-
republik Deutschland auf Grund der bisherigen Er-
fahrungen nicht mit einer ausreichenden Zahl an ' 
Freiwilligen gerechnet werden kann, um die Streit-
kräfte auf dieser Basis zu unterhalten. 

Darüber hinaus sollte es zu den Grundprinzipien 
unseres demokratischen Staates gehören, daß die im 
geeigneten Alter stehende männliche Jugend eine 
staatsbürgerliche Verpflichtung zur Sicherung der 
freiheitlichen Lebensordnung und der Integrität des 
Staates trägt. 

Anlage 8 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Wittrock vom 10. November 
1967 auf die Mündlichen Anfragen des Abgeord-
neten Strohmayer (Drucksache V/2236 Fragen 73 und 
74): 

Welche Vorbereitungen hat die Deutsche Bundesbahn für den 
Container-Schnelldienst im Nord-Süd-Nord-Verkehr bisher ge-
troffen? 

Ist schon heute abzusehen, wo Knotenpunkte für den Con-
tainer- bzw. Huckepackverkehr einzurichten sein werden? 

Im Nord-Süd-Nord-Verkehr, also vor allem in den 
Verbindungen zwischen den deutschen Seehäfen und 
dem Inland, gibt es hinsichtlich des rollenden Mate-
rials für die Deutsche Bundesbahn keine Probleme. 
Behältertragwagen, die mit Stoßverzehreinrichtun-
gen ausgerüstet werden, stehen zur Deckung der 
Nachfrage zur Verfügung. 

Das Be- und Entladen der Behälterwagen bereitet 
in den Seehäfen ebenfalls keine Schwierigkeiten, da 
dort Spezialkräne mit großer Tragfähigkeit zur Ver- 



6782 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 133. Sitzung. Bonn, Freitag, den 10. November 1967 

fügung stehen. Anders im Binnenland. Hier müssen 
z. Z. noch Kräne eingesetzt werden, die für andere 
Zwecke angeschafft wurden. Die Orte, an denen 
Kräne mit der für den Großcontainerverkehr erfor-
derlichen Tragkraft und dem notwendigen Ladege-
schirr vorgehalten werden, sind in einem besonderen 
Verzeichnis der Deutschen Bundesbahn enthalten. 

Darüber hinaus hat die Deutsche Bundesbahn, um 
der Aufwärtsentwicklung im Containerverkehr Rech-
nung zu tragen und den Umschlag zu beschleunigen,  
für wichtige Knotenbahnhöfe Spezialkräne bestellt. 
Zunächst werden damit Bahnhöfe in Frankfurt/Main, 
Mannheim, Ludwigsburg (für den Stuttgarter Raum), 
München, Nürnberg und Basel (Badischer Bahnhof) 
ausgerüstet. Für den Rhein-Ruhr-Raum und den 
norddeutschen Raum wird z. Z. geprüft, welche 
Plätze als Knotenpunkte für den Großcontainerver-
kehr am günstigsten liegen. 

Im Zusammenhang mit dem Verkehrspolitischen 
Programm wird der Bundesminister für Verkehr die 
Deutsche Bundesbahn anhalten, das Netz und die 
Umschlageinrichtungen für den Großcontainerver-
kehr dem Bedarf so anzupassen, daß auch die Be-
dienung von reinen Inlandsverkehren durchgeführt 
werden kann. Dies gilt auch für den Huckepackver-
kehr, um dessen Ausweitung sich der Bundesminister 
für Verkehr ebenfalls mit Nachdruck bemüht. Z. Z. 
sind von der Deutschen Bundesbahn auf folgenden 
Relationen Huckepack-Schnellgüterzüge eingesetzt: 
Düsseldorf—München, München—Opladen, Hamburg—
Köln, Augsburg—Hannover und Fürth (Bay.)—Mün-
chen. Auf diesen Strecken werden auch bedeutende 
Unterwegsbahnhöfe bedient. 

Ziel der gesamten Planung ist es, den Groß-
container- und Huckepackverkehr in schnellen und 
pünktlichen Ganzzügen durchzuführen. 

Anlage 9 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Wittrock vom 10. November 1967 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Geld-
ner (Drucksache V/2236 Frage 75): 

Worauf ist nach Ansicht der Bundesregierung zurückzuführen, 
daß bei einem Rückgang im Bundesdurchschnitt von 2,3 % das 
Land Bayern mit einem Rückgang der Übernachtungszahl von 
7 % im Juli und mit einem Rückgang der Ausländerübernachtun-
gen im August um 7,2 % so vergleichsweise ungünstig abge-
schnitten hat? , 

Die Gründe für den Rückgang des Fremdenver-
kehrs in einzelnen Bundesländern im Juli 1967, bei-
spielsweise auch in Bayern, sind ohne eingehende 
Untersuchungen nicht festzustellen. Bemerkenswert 
ist, daß die Entwicklung des Fremdenverkehrs in 
der Bundesrepublik beträchtliche Schwankungen 
zeigt. Im ganzen ist die Übernachtungsziffer in der 
Bundesrepublik in den Monaten Januar bis August 
mit einer Zunahme von 0,3 % stabil geblieben. 
Auch Bayern weist für den Monat eine Steigerung 
von 0,5 %auf. 

Für die Schwankungen bei Ausländerverkehr kann 
die Nahostkrise ursächlich sein, im innerdeutschen 
Verkehr hat gewiß die Entwicklung der wirtschaft-
lichen Lage eine Rolle gespielt. Im übrigen hat die  

heiße Witterung die Seebäder begünstigt. So weist 
Schleswig-Holstein Steigerungen der Übernach-
tungszahlen von 11-15 % auf, und zwar sicherlich 
zu Lasten anderer Bundesländer, auch Bayerns. 

Anlage 10 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Wittrock vom 10. November 
1967 auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Geldner (Drucksache V/2236 Frage 76): 

Hält es die Bundesregierung unter Berücksichtigung der er-
kennbaren Tendenzen im Fremdenverkehr nicht für erforderlich, 
im kommenden Jahr notfalls unter einer vertretbaren Einschrän-
kung der Werbung im Ausland die Fremdenverkehrswerbung 
innerhalb unseres eigenen Landes für einen Urlaub in Deutsch-
land zu verstärken? 

Für die Inlandswerbung im Fremdenverkehr ist 
die Bundesregierung nicht zuständig. Das ist Sache 
der Länder. Die mit finanzieller Unterstützung der 
Bundesländer arbeitenden regionalen Fremden-
verkehrsverbände haben auf der Tagung des Deut-
schen Fremdenverkehrsverbandes in Mannheim am 
26. 10. 1967 beschlossen, eine überregionale Deutsch-
landwerbung mit dem Slogan „Wieder mal Urlaub 
in Deutschland" einzuleiten. 

Anlage 11 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Wittrock vom 10. November 
1967 auf die Mündlichen Anfragen des Abgeord-
neten Müller (Worms) (Drucksache V/2236 Fragen 
77 und 78): 

Ist der Bundesregierung die Leserzuschrift bekannt, die die 
Wormser Zeitung unter dem 18. Oktober 1967 veröffentlichte, 
wonach das Bahngleis in der Horchheimer Straße, das in die 
Renolitwerke führt, vor einigen Monaten zwar ausgebessert 
wurde, die Anwohner jedoch den Erschütterungen und Schlägen 
der schweren Waggons nach wie vor ausgesetzt sind? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die in Frage 
77 erwähnten Mängel zu beheben und die in dem betreffenden 
Gebiet wohnenden Menschen vor Schäden zu bewahren? 

Die Leserzuschrift in der „Wormser Zeitung" 
vom 18. Oktober 1967 ist mir bekannt. Nach meinen 
Ermittlungen handelt es sich bei dem von Ihnen 
genannten Bahngleis um einen Privatgleisanschluß 
der Renolitwerke. Gleise des nichtöffentlichen Ver-
kehrs — und damit auch dieser Gleisanschluß — 
unterliegen jedoch nach § 5 des Allgem. Eisenbahn-
gesetzes der Aufsicht der zuständigen Landes-
behörden. Die Bundesregierung muß diese Zu-
ständigkeitsregelung respektieren. 

Anlage 12 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Wittrock vom 10. November 
1967 auf die Mündlichen Anfragen des Abgeord

-

neten Picard (Drucksache V/2236 Fragen 79 und 80) : 
Treffen Pressemeldungen zu, wonach der Personenverkehr auf 

der Strecke der Deutschen Bundesbahn zwischen Ober-Roden 
und Dieburg stillgelegt werden soll? 

Sieht die Bundesregierung — bei Bejahung der Frage 79 — 
nicht einen Widerspruch zu den Verkehrsnotwendigkeiten in 
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diesem Raum und zu den im Regionalverband Untermain bisher 
für notwendig erachteten Verbesserungen der Personenbeförde-
rung durch die Deutsche Bundesbahn? 

Die Pressemeldungen treffen nicht zu. Nach Mit-
teilung der Deutschen Bundesbahn beabsichtigt sie 
nicht, den Reiseverkehr auf der Strecke Ober-
Roden—Dieburg einzustellen. 

Anlage 13 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Wittrock vom 10. November 
1967 auf die Mündlichen Anfragen des Abgeord-
neten Dr. Gleissner (Drucksache V/2236 Fragen 81, 
82 und 83) : 

Teilt der Bundesminister für Verkehr die Ansicht, daß die 
Beförderung von Mineralöl in Tanklastzügen auf der Straße an-
gesichts einer Reihe von kostspieligen Ölunfällen und der damit 
verbundenen Gefahren für Menschen, Straßen, Grundwasser 
usw, möglichst vermieden werden sollte? 

Ist daher beabsichtigt, die Beförderung von Mineralöl, die im-
merhin etwa 8 Mio t/ Jahr im Fernverkehr ausmachen soll, in die 
sog. Verbotsliste aufzunehmen? 

Wird wegen der besonderen Gefahren beim Transport von 
Mineralöl erwogen, die Beförderung auf der Straße auch außer-
halb des Fernverkehrs einzuschränken, wie z. B. bei massierten 
Transporten im Einzugsbereich von Raffinerien? 

Der Bundesminister für Verkehr teilt Ihre Ansicht. 
Die Bundesregierung unterstützt deshalb seit Jah-
ren alle Bemühungen, die Transporte von Mineral-
ölerzeugnissen von der Straße auf andere Verkehrs-
mittel zu verlagern. Die Deutsche Bundesbahn hat 
in diesem Zusammenhang sehr günstige Tarife für 
die Beförderung von Mineralölerzeugnissen, insbe-
sondere in Ganzzügen, eingeführt. Ähnliche Sonder-
tarife gibt es auch in der Binnenschiffahrt. Die 
Mineralölwirtschaft macht von diesen Möglichkei-
ten weitgehend Gebrauch. 

Die Aufnahme von Mineralöl in die Beförde-
rungs-Verbotsliste ist nicht vorgesehen, weil sich 
die Transporte im Straßengüterfernverkehr infolge 
des immer enger werdenden Netzes von Raffinerien 
und Rohrleitungen sowohl mengen- als insbeson-
dere leistungsmäßig rückläufig entwickeln. 1966 
wurden übrigens entgegen Ihrer Mutmaßung nicht 
8, sondern nur noch 5 Mio t Kraftstoff und Heizöl 
im Straßengüterfernverkehr befördert. 

Ich sehe keine Möglichkeit, auch innerhalb der 
Nahzone den Straßentransport von Mineralöler-
zeugnissen durch Verbote einzuschränken. Viel-
leicht können aber neben einem verstärkten Bahn-
oder Schiffsverkehr auch die Fertigproduktenrohr-
leitungen zur Straßenentlastung beitragen. Im 
Augenblick kann dies aber noch nicht abschließend 
beurteilt werden. 

Anlage 14 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Wittrock vom 10. November 
1967 auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Dr. Rutschke (Drucksache V/2236 Frage 84) : 

Treffen Informationen zu, nach denen beabsichtigt ist, durch 
den Erlaß von Vorschriften zu den einschlägigen gesetzlichen 
Bestimmungen das sogenannte Behörden-Parkreservat wiederher-
zustellen, das durch Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 
9. Juni 1967 für unzulässig erklärt wurde? 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, durch 
Änderung gesetzlicher Bestimmungen das soge-
nannte Behördenparkreservat wiederherzustellen. 

Anlage 15 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Wittrock vom 10. November 
1967 auf die Mündlichen Anfragen des Abgeord

-

neten Ramms (Drucksache V/2236 Fragen 85 und 86) : 
Halt die Bundesregierung den jetzigen Verteilungsschlüssel 

der Mittel für den Ausbau der Bundesternstraßen für richtig? 

Müßte der in Frage 85 erwähnte Verteilungsschlüssel nicht 
ausschließlich nach Gesichtspunkten der Belastungsfrequenz der 
Straßen und der Förderung wirtschaftlicher Strukturänderungen 
vorgenommen werden? 

Die Bundesregierung hält den jetzigen Vertei-
lungsschlüssel für richtig. 

'Die  Investitionsmittel des 3. Vierjahresplanes für 
.den Ausbau der Bundesstraßen und Betriebsstrek-
ken der Bundesautobahnen wurden sowohl nach 
dem sich aus den Verkehrsbelastungen ergebenden 
Straßenbedarf als auch unter Berücksichtigung der 
strukturellen Erfordernisse auf die Länder verteilt. 
Die Investitionsmittel für den Autobahn-Neubau 
wurden dagegen unabhängig davon auf .die Länder 
aufgeschlüsselt, wie es die in Bau befindlichen 
Autobahn-Neubaustrecken erfordern. Für ihre Pla-
nung waren neben verkehrlichen Erfordernissen 
ebenfalls strukturelle Überlegungen maßgebend. 

Anlage 16 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Wittrock vom 10. November 
1967 auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Ramms (Drucksache V/2236 Frage 87): 

Wie gedenkt die Bundesregierung die Pipelines als neue Ver-
kehrsträger in ihr Konzept einzuordnen? 

Nach dem Grundgesetz ist eine spezielle Bundes-
kompetenz für Mineralölfernleitungen nicht vor-
gesehen. 

Eine Bundeszuständigkeit für verkehrswirtschaft-
liche Regelungen, d. h. für eine Einordnung der 
Pipelines als neue Verkehrsträger in das Konzept 
des Bundesministers für Verkehr, ist zweifelhaft. Es 
ist jedoch eine Tatsache, daß die Rohrleitungen ein 
bestimmendes Element in der gegenwärtigen und 
künftigen Verkehrsentwicklung bilden. Sie sind ein 
wichtiger Wettbewerbsfaktor für die Binnenver-
kehrsträger. Die Verkehrspolitik wird dieser Tat-
sache im Rahmen der gegebenen Möglichkeiten 
Rechnung tragen. Auch können Rohrleitungen und 
Planungen für Rohrleitungen Planungsentscheidun-
gen im Rahmen des Verkehrswegeprogramms u. U. 
nicht unwesentlich beeinflussen, etwa dahingehend, 
daß vorgesehene Verkehrswege einen anderen Ver-
lauf oder eine andere, z. B. weniger aufwendige 
Form erhalten müssen als ohne Berücksichtigung 
der Rohrleitungen. Die Rohrleitungen und etwaige 
weitere Planungen werden daher in das Verkehrs-
wegeprogramm aufgenommen und bei seiner Aus-
gestaltung entsprechend berücksichtigt werden. 



6784 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 133. Sitzung. Bonn, Freitag, den 10. November 1967 

Anlage 17 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Leber vom 9. November 1967 
auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Dr. Schulze-Vorberg (Drucksache V/2236 Fragen 88 
und 89) : 

Wild  die Bundesregierung den Ausbau der Straße von Kitzm-
gen über Volkach nach Gerolzhofen besonders fordern, da diese 
in ihren zahlreichen Krümmungen ihre noch wachsenden Auf-
gaben der Verbindung zwischen Autobahnen, Zubringern und 
Schnellstraßen nicht mehr erfüllen kann? 

Ist die Bundesregierung bereit, zu  prüfen, ob die Straße 
Kitzingen—Volkach—Gerolzhofen als Bundesstraße übernommen 
werden kann? 

Bei der Straße Kitzingen—Volkach—Gerolzhofen 
handelt es sich um die Staatsstraße 2271 bzw. 2274, 
für die das Land Bayern Baulastträger ist. Planung 
und Ausbau obliegen den Landesbehörden. Eine be-
sondere Förderung des Ausbaues dieser Straße 
durch den Bund ist nicht möglich. 

Sobald wieder eine größere Aufstufungsaktion im 
Bereich der Bundesfernstraßen durchgeführt wird, 
bin ich bereit, im Benehmen mit dein Land zu 
prüfen, ob ggf. die Staatsstraße 2271 bzw. 2274 auf-
grund ihrer Verkehrsbedeutung zur Aufstufung als 
Bundesstraße in Frage kommen könnte. Allerdings 
ist sie für den weiträumigen Verkehr nur von gerin-
ger Bedeutung, da in unmittelbarer Nähe die Bundes-
straßen 22 und 286 verlaufen. 

Anlage 18 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Leber vom 9. November 1967 
auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Dichgans (Drucksache V/2236, Fragen 90 und 91): 

Trifft es zu, daß die Deutsche Lufthansa erklärt hat, sie könne 
die leiseren Fokker-Friendship-Maschinen fur die nächtliche 
Postbeförderung nicht einsetzen, weil sie weniger wirtschaftlich 
seien als lärmstärkere Maschinen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Deutschen Luft-
hansa, daß es für den Einsatz bestimmter Flugzeugtypen nur 
auf die Wirtschaftlichkeit, nicht auf die Zumutbarkeit für die be-
troffenen Mitbürger ankommt, die durch den Fluglärm allnächt-
lich aus dem Schlaf gerissen werden? 

Eine Erklärung des von Ihnen genannten Inhalts 
hat die Lufthansa nach Mitteilung ihres Vorstandes 
nicht abgegeben. Sie hat lediglich darauf hingewie-
sen, daß die Kapazität der Flugzeuge des Musters 
Fokker-Friendship für den Nachtluftpost-Dienst 
grundsätzlich nicht ausreicht. Dies gilt insbesondere 
für den Flughafen Düsseldorf, wo das Postaufkom-
men besonders groß ist. 

Die Bundesregierung ist nicht der Ansicht, daß 
es für den Einsatz bestimmter Flugzeugtypen nur 
auf die Wirtschaftlichkeit, nicht aber Lärmgesichts-
punkte ankommt. Der Vorstand der Lufthansa hat 
mir versichert, daß er diese Auffassung teile. 

Anlage 19 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Wittrock vom 10. November 1967 
auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 

Haar (Stuttgart) (Drucksache V/2236, Fragen 92 und 
93) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem Umfang die 
Deutsche Bundesbahn bei der Stillegung von Strecken oder dem 
Wegfall des Reisezugverkehrs die Peisonalheförderung (lurch 
Omnibusse zu gewährleisten gedenkt? 

Billigt die Bundesregierung das Verfahren der Deutschen Bun-
desbahn, erst nach vorheriger Emtellung des Reisezugverkehrs 

eine offizielle Unterrichtung der obersten Landesverkehrsbehör-
den über beabsichtigte Stillegungsmaßnahmen vorzunehmen und 

 anschließend die notwendigen Verhandlungen mit den zustän-
digen Behörden zu führen? 

Bei der Einstellung des Reisezugverkehrs gestal-
tet die Deutsche Bundesbahn die Fahrpläne für die 
Verkehrsbedienung durch Kraftomnibusse entspre-
chend den Verkehrsbedürfnissen aus. Ich kann 
Ihnen versichern, daß gerade dieser Frage bei der 
Genehmigung einer Streckenstillegung nach dem 
Bundesbahngesetz besondere Aufmerksamkeit zuge-
wendet wird. 

Die Deutsche Bundesbahn ist gesetzlich verpflich-
tet, vor der dauernden Einstellung des gesamten 
Reiseverkehrs auf einer Strecke der obersten Lan-
desverkehrsbehörde Gelegenheit zur Stellung-
nahme zu geben und die Genehmigung des Bundes-
ministers für Verkehr einzuholen. Einige wenige 
Fälle, in denen die Deutsche Bundebahn aus tech-
nischen Gründen den Verkehr einstellen mußte, 
ohne vorher ein Stillegungsverfahren durchzufüh-
ren, werden sich nach Erklärung des Vorstandes 
der Deutschen Bundesbahn nicht wiederholen. 

Anlage 20 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Wittrock vom 10. November 
1967 auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Schmitt-Vockenhausen (Drucksache V/2236, Frage 
94) : 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die nach der 
augenblicklichen Fassung der Straßenverkehrs-Ordnung gültige 
Bezeichnung „Droschkenplatz" für Taxenstände noch zeitgemäß 
und für Besucher aus dem Ausland besonders hilfreich ist? 

Ich stimme Ihnen zu, Herr Abgeordneter, daß das 
z. Z. noch gültige Verkehrszeichen „Droschkenplatz" 
geändert werden sollte. Der Entwurf der neuen 
Straßenverkehrs-Ordnung sieht daher ein neues 
Verkehrszeichen mit der international verständ-
lichen Aufschrift „Taxi" vor. 

Anlage 21 

Schriftliche Antwort  

des Staatssekretärs Wittrock vom 10. November 
1967 auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Müser (Drucksache V/2236, Frage 95) : 

Was beabsichtigt die Bundesregierung zu tun, um eine ver-
besserte Zusammenarbeit der öffentlichen Personen-Nahverkehrs-
betriebe zu erreichen? 

Eine verbesserte Zusammenarbeit der öffentlichen 
Personennahverkehrsbetriebe ist ein Ziel, das die 
Bundesregierung im Rahmen ihrer Bemühungen 
um eine Verbesserung der Verkehrsbedienung an-
strebt. Der Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur 
Änderung des Personenbeförderungsgesetzes als 

Teil des Verkehrspolitischen Programms für die 
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Jahre 1968-1972 enthält daher auch Bestimmungen, 
durch die eine verstärkte freiwillige Zusammen-
arbeit der Verkehrsunternehmer erreicht werden 
soll. 

Anlage 22 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Wittrock vom 10. November 1967 
auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Mertes (Drucksache V/2236 Fragen 96, 97 und 98) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach dem Ausbau der 
Bundesstraße 14 zwischen Stuttgart-Vaihingen und Böblingen die 
Verkehrsstauungen innerhalb des Stadtgebietes Böblingen erheb-
lich zugenommen haben? 

Wird die Bundesregierung auf die zuständigen amerikanischen 
Dienststellen einwirken, damit die Bundesstraße 14 als Um-
gehungsstraße durch das von US-Streitkräften benutzte ehe-
malige Flugplatzgelände weitergeführt werden kann? 

Ist die Bundesregierung bereit, alle Voraussetzungen für 
einen weiteren Ausbau der Bundesstraße 14 als Umgehungs-
straße zu schaffen? 

Ja, das ist der Bundesregierung bekannt. 

Mit einer solchen Entwicklung mußte leider ge-
rechnet werden. Es wurden deshalb schon frühzeitig 
die Verhandlungen mit den amerikanischen Streit-
kräften aufgenommen, um die Freigabe des früheren 
Flugplatzgeländes für die Weiterführung der Bun-
desstraffe 14 zu erreichen. Diese Verhandlungen ha-
ben sich jedoch außerordentlich lange hingezogen. 
Der gegenwärtige Stand der Dinge läßt aber erken-
nen, daß in absehbarer Zeit über die noch offenen 
Fragen eine zufriedenstellende Einigung herbeige-
führt werden kann. 

Die Bundesregierung wird sich auf jeden Fall be-
mühen, alle technischen und rechtlichen Vorausset-
zungen für einen raschen Weiterbau der neuen Bun-
desstraße 14 in Richtung Herrenberg zu schaffen. 

Anlage 23 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Wittrock vom 10. November 1967 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Ertl 
(Drucksache V/2236 Frage 99) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, wann mit der Grundung 
der Trägergesellschaft für das Projekt eines interkontinen-
talen Großflughafens für München, bestehend aus dem Bund, 
dem Freistaat Bayern und der Stadt München, zu rechnen ist? 

Im gegenwärtigen Zeitpunkt kann die Frage, wann 
mit der Bildung einer Trägergesellschaft zu rechnen 
ist, nicht beantwortet werden. Die notwendigen Vor-
verhandlungen sind nämlich noch nicht abgeschlos-
sen. 

Anlage 24 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Wittrock vom 10. November 
1967 auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordne-
ten Dr. Götz (Drucksache V/2236 Fragen 100, 101 
und 102) : 

Ist dem Bundesverkehrsminister bekannt, daß die Deutsche 
Bundesbahn beabsichtigt, entgegen ihren ursprünglichen Erklä-
rungen, die aus technischen Gründen gesperrte Bahnstrecke 

Hilders/ Rhön--Wüstensachsen (Zonenrandgebiet) endgültig still-
zulegen? 

Ist sichergestellt, daß vor Stillegung der Bahnstrecke Hilders/ 
Rhon—Wüstensachsen alle begründeten Einwendungen, die aus 
Kreisen der davon betroffenen Wirtschaft und der Zonengrenz-
bevolkerung vorgebracht weiden, nicht nur angehört, sondern 
auch eingehend gepruft werden? 

Kann im Falle einer aus betriebswirtschaftlichen Gründen un-
vermeidlichen Stillegung der Bahnstrecke Hilders /Rhön—Wüsten-
sachsen die Garantie gegeben werden, daß durch eine optimale 
Verkehrsbedienung im Reise- und Güterverkehr keine Nachteile 
für die Bevölkerung und die gewerbliche Wirtschaft entstehen? 

Mir ist bekannt, daß der Vorstand der Deutschen 
Bundesbahn vorgeschlagen hat, auf der Strecke 
Hilders-Wüstensachsen den Reiseverkehr und auf 
dem 3 km langen Endabschnitt Seiferts-Wüstensach-
sen zusätzlich den Güterzugverkehr einzustellen. 
Zwischen Hilders und Seiferts soll der Güterverkehr 
auf der Schiene also weiter bedient werden. 

Zur Klärung der Verkehrssituation wurde dem 
Vorstand der Deutschen Bundesbahn genehmigt, ein 
formelles Verfahren mit Anhörung der obersten 
Landesverkehrsbehörde einzuleiten. Sollte der Vor-
stand der Deutschen Bundesbahn einen entsprechen-
den Antrag vorlegen, wird sich wegen der besonde-
ren Stellung des Zonenrandgebietes zunächst ein 
interministerieller Arbeitskreis damit befassen. Die-
ser Arbeitskreis urteilt nicht nur nach den betriebs-
wirtschaftlichen Argumenten der Deutschen Bun-
desbahn, sondern berücksichtigt insbesondere volks-
wirtschaftliche und gesamtpolitische Gesichtspunkte. 
Gerade die Frage der Bedienung auf der Straße im 
Falle einer Stillegung wird besonders aufmerksam 
geprüft werden. 

Anlage 25 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Wittrock vom 10. November 
1967 auf die Mündlichen Anfragen des Abgeord-
neten Dr. Freiwald (Drucksache V/2237 Fragen 104, 
105 und 106) : 

Hat die Bundesregierung Erwägungen angestellt, um an eini-
gen Verkehrsschwerpunkten in der Bundesrepublik Deutschland 
Container-Terminals zu schaffen? 

Sind im Großraum Frankfurt (Main) solche in Frage 104 be

-

zeichneten Planungen der Deutschen Bundesbahn im Gange? 

Ist dabei sichergestellt, daß eine Kombination zwischen Bun-
desbahn-, Lastkraftwagen- und Schiffs-Container-Verkehr erreicht 
wird? 

Wie ich zu der Anfrage des Herrn Abgeordneten 
Strohmayr bereits ausgeführt habe, hat die Deutsche 
Bundesbahn für wichtige Knotenbahnhöfe Spezial-
kräne bestellt, um der Aufwärtsentwicklung im 
Containerverkehr Rechnung zu tragen und den 
Umschlag soweit wie möglich zu beschleunigen. 
Zunächst werden damit Bahnhöfe in Frankfurt/Main, 
Mannheim, Ludwigsburg (für den Stuttgarter Raum), 
München, Nürnberg und Basel (Badischer Bahnhof) 
-ausgerüstet. Für den Rhein-Ruhr-Raum und den 
norddeutschen Raum wird z. Z. geprüft, welche 
Plätze als Knotenpunkte für den Großcontainer-
verkehr am günstigsten liegen. 

Sie ersehen aus dieser Aufzählung, daß der 
Großraum Frankfurt/Main in die Planungen der 
Deutschen Bundesbahn einbezogen worden ist. 
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In den Planungen ist sichergestellt, daß auf diesen 
Knotenbahnhöfen sowohl Container der Deutschen 
Bundesbahn wie auch des Güterkraftverkehrs und 
Überseecontainer umgeschlagen werden können. 

Anlage 26 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr. Heck vom 10. November 
1967 auf die Mündlichen Anfragen des Abgeord-
neten Röhner (Drucksache V/2236 Fragen 108, 109 
und 110) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß das Kultusministerium 
voll Nordrhein-Westfalen in einem Erlaß die Auffassung ver-
tritt, eine umfassende Sexualaufklärung im Elternhaus biete den 
besten Schutz gegen Triebverbrechen an Kindern und in diesem 
Erlaß Hinweise gibt, wie die Eltern ihre Kinder wirksamer vor 
solchen Gefahren schützen können? 

Bejaht die Bundesregierung die in Frage 103 erwähnte Auf-
fassung? 

Welche Maßnahmen hält die Bundesregierung ihrerseits f li t 
möglich und nötig, um die Eltern bei der in Frage 108 erwähnten 
Erziehungsaufgabe zu unterstützen? 

Herr Abgeordneter, Sie meinen mit Ihrer Frage 
sicherlich den Erlaß des Kultusministers des Landes 
Nordrhein-Westfalen vom 22. August 1967. Dieser 
Erlaß, der sich an die Regierungspräsidenten des 
Landes und die Schulkollegien bei den Regierungs-
präsidenten in Düsseldorf und Münster wendet und 
die Bekämpfung von Sexualverbrechen an Kindern 
und Jugendlichen zum Gegenstand hat, ist der Bun-
desregierung bekannt. 

Aufgrund des Erlasses und der ihm beiliegenden 
Hinweise zur Bekämpfung von Sexualverbrechen an 
Kindern und Jugendlichen sollen die Lehrer in Klas-
senpflegschafts- und Schulpflegschaftsversammlun-
gen Eltern und Erziehungsberechtigte über die Ge-
fährdung der Kinder durch Triebtäter und über ge-
eignete Gegenmaßnahmen unterrichten. In diesem 
Zusammenhang wird der Wert einer umfassenden 
Geschlechtserziehung im Elternhaus und die natür-
liche Ausbildung des kindlichen Schamgefühls be-
sonders herausgestellt. 

Die Bundesregierung teilt die in dem Erlaß zum 
Ausdruck kommende Auffassung. Sie ist der An-
sicht, daß mit strafrechtlichen und polizeilichen Maß-
nahmen allein nur ein beschränkter Schutz vor 
Triebverbrechern gewährleistet werden kann. Da-
neben kommt der Wachsamkeit von Eltern und Er-
ziehern eine erhebliche Bedeutung zu. Vor allem 
eine in die Gesamterziehung eingebettete verant-
wortungsvolle Geschlechtserziehung im Elternhaus 
kann Kinder und Jugendliche befähigen, Verfüh-
rungsversuche rechtzeitig zu erkennen und das 

 eigene Verhalten darauf einzustellen. 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß — nicht 
nur aus dem Gesichtspunkt der Bekämpfung von 
Sexualverbrechen, sondern zur allgemeinen Persön-
lichkeitsbildung — eine ganzheitliche Erziehung der 
Kinder auf geschlechtlichem Gebiete eine vordring-
liche und primäre Aufgabe der Eltern ist, daß es 
aber bei der gegebenen Situation notwendig ist, 
dem Elternhaus wirksame Hilfen zur Erfüllung die-
ser Aufgabe zu geben. Eine Unterstützung des 
Elternhauses durch die Schule ist sicherlich zu be-

grüßen. Die Bundesregierung fördert ihrerseits die 
Bemühungen freier Trägerorganisationen auf dem 
Gebiete der Geschlechtserziehung und steht mit den 
führenden Vertretern dieser Verbände in ständigem 
Gedankenaustausch über Grundsätze und Methoden 
dieser Bildungsaufgabe. Im Rahmen der unmittelbar 
bevorstehenden Beantwortung der Großen Anfrage 
der CDU/CSU-Fraktion vom 7. Dezember 1966 — 
Drucksache V/1198 — zur Situation der Kinder in 
der Bundesrepublik wird sie im übrigen ihre Vor-
stellungen zu diesem Fragenkreis näher darlegen. 

Anlage 27 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Gumbel vom 10. November 1967 
auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Matthöfer (Drucksache zu V/2236 Fragen 111, 112 
und 113) : 

Kann die Bundesregierung die Auffassung bestätigen, daß 
nach den Erfahrungen der vergangenen Monate das Eintreten 
des DGB und seiner Gewerkschaften für die demokratischen 
Rechte der griechischen Arbeitnehmer dazu beigetragen hat, daß 
Versuche griechischer Stellen, auch auf dem Boden der Bundes-
republik griechische Arbeitnehmer unter Druck zu setzen und 
einzuschüchtern, in den bekanntgewordenen Fällen abgewehrt 
wurden — auch zum Nutzen des Ansehens der Bundesrepublik 
und ihrer rechtsstaatlichen Ordnung — und daß damit der 
psychologische Boden für kommunistische Propagandatätigkeit 
unter den griechischen Arbeitnehmern eingeengt wurde? 

Sind der Bundesregierung Zwischenfälle in Bielefeld, Buhl, 
Darmstadt, Gifhorn, Koln usw. bekanntgeworden, die durch das 
gewalttätige Vorgehen rechtsradikaler griechischer Stoßtrupps 
gegen demokratische griechische Arbeitnehmer verursacht wur-
den und die wegen ihres einheitlichen Ablautes die Vermutung 
nahelegen, daß es sich um ein zentral gesteuertes Vorgehen 
handelt? 

Ist die Bundesregierung bereit, unter Berücksichtigung der in 
Frage 112 bezeichneten Zusammenhänge eine Überprüfung der 
Aktivitäten rechtsradikaler griechischer Elemente in der Bundes-
republik zu veranlassen und diese Ereignisse nicht mehr nur 
als ortliche Vorfälle anzusehen? 

Frage 1: 

Die Bundesregierung verfolgt aufmerksam alle 
Anzeichen einer Radikalisierung der hier lebenden 
ausländischen Arbeitnehmer. Sie  ist der Auffassung, 
daß die Bundesrepublik nicht zum Austragungsort 
politischer Auseinandersetzungen unter Ausländern 
gemacht werden darf. Sie begrüßt deshalb alle Be-
mühungen, die griechischen Arbeitnehmer vor Ge-
walttätigkeiten und Drohungen seitens ihrer Lands-
leute zu schützen. Im Interesse der öffentlichen 
Sicherheit muß alles geschehen, um Übergriffe zu 
verhindern, von welcher Seite sie auch kommen 
mögen. 

Frage 2: 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß es an ver-
schiedenen Orten zu Drohungen und tätlichen Aus-
einandersetzungen zwischen griechischen Arbeit-
nehmern verschiedener .politischer Richtungen ge-
kommen ist. Sowohl rechtsextreme als auch kommu-
nistische Gruppen versuchen, den Arbeitsfrieden 
unter ihren Landsleuten durch Drohbriefe und Hetz-
schriften zu stören. 

Die Bundesregierung hat wiederholt betont, daß 
sie dieses Verhalten als Verletzung der Gastpflich-
ten betrachtet, und daß die Behörden gegen die 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 133. Sitzung. Bonn, Freitag, den 10. November 1967 	6787 

Verantwortlichen mit strafrechtlichen und ausländer-
polizeilichen Mitteln einschreiten werden. 

Frage 3: 

Es ist dafür Sorge getragen, daß radikale Umtriebe 
von Ausländern jeweder politischer Richtung über-
prüft werden. Soweit überregionale Maßnahmen 
erforderlich sind, wird das Nötige im Einverneh-
men mit den Behörden der Länder veranlaßt. 

So ermittelt z. B. das Bundeskriminalamt im Auf-
trag des Generalbundesanwalts gegen die offensicht-
lich rechtsextremen Urheber von Drohbriefen der 
sogenannten „Schwarzen Hand". Die Ermittlungen 
führten bereits zu gewissen Ergebnissen, sind aber 
noch nicht abgeschlossen. 

Anlage 28 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Leiber vom 9. November 1967 
auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Dr. Stark (Nürtingen) (Drucksache zu V/2236 Fragen 
116, 117 und 118) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß es seit der Freigabe 
des Teilstücks der B 14 Stuttgart-Vaihingen/ Böblingen in der 
Stadt Böblingen zu großen Stauungen des Durchgangsverkehrs 
und dadurch bedingten unzumutbaren Belästigungen durch Lärm 
und Abgase für die Anwohner der B 14 gekommen ist? 

Ist die Bundesregierung bereit, dem weiteren Ausbau der B 14 
als Umgehungsstraße die Dringlichkeitsstufe 1 zu geben? 

Wann ist mit dem weiteren Ausbau der B 14 als Umgehungs-
straße auf der Gemarkung Böblingen/ Sindelfingen zu rechnen? 

Die Bundesregierung hat die Dringlichkeit des 
Ausbaus der B 14 als Umgehungsstraße von Böb-
lingen stets anerkannt. Wenn daraus keine Konse-
quenzen erkennbar waren, dann hing das mit der 
Nutzung des hier in Betracht kommenden Geländes 
zusammen. Der Weiterbau der neuen Bundesstraße 
14 als Ortsumgehung von Böblingen ist jetzt beson-
ders dringlich geworden. 

Einen konkreten Zeitpunkt kann ich leider nicht 
sagen. Zur Vorbereitung dieser Maßnahme sind 
schon frühzeitig Verhandlungen mit den amerika-
nischen Streitkräften 'aufgenommen worden, um die 
Freigabe desjenigen Teils des früheren Flugplatzge-
ländes zu erreichen, der für den Bau der Bundesstraße 
benötigt wird. Diese Verhandlungen haben sich 
außerordentlich lange hingezogen. Eine Lösung die-
ses sehr schwierigen Problems scheint sich jetzt je-
doch abzuzeichnen. Jedenfalls bemüht sich der Bun-
desminister für Verkehr um eine schnelle abschlie-
ßende Regelung. 

Anlage 29 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr.  von Heppe vom 10. Novem-
ber 1967 auf die Mündlichen Anfragen des Abge-
ordneten Baier (Drucksache zu V/2236 Fragen 119, 
120 und 121): 

Wie beurteilt der Bundesminister für wissenschaftliche For-
schung die Feststellung der Rektorin der Universität Heidelberg, 
Prof. Margot Becke, daß z. Z. nur etwa 10 Vs der von der 
zentralen Stelle in Hamburg zugewiesenen Studierenden von der 

Medizinischen Fakultät Heidelberg aufgenommen werden können 
und dies nicht nur in nahezu unerträglicher Weise gegen den 
Verfassungsgrundsatz verstoße, daß jeder junge Deutsche auf 
eine seiner Begabung entsprechende Ausbildung Anspruch habe, 
sondern auch aus menschlichen Gründen kaum zu verantworten 
sei? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, damit diese in 
Frage 119 erwähnten auch im Interesse der Nation nicht ver-
tretbaren Schwierigkeiten alsbald behoben werden? 

Welche konkreten Planungen und Bautermine liegen für das 
neue Klinikum auf dem Neuenheimer Feld bei Heidelberg vor? 

Die Äußerung von Professor Becke ,auf einer 
Pressekonferenz läßt mißverständliche Deutungen 
zu, wenn der Gesamtzusammenhang .des Zulas-
sungsverfahrens außer acht gelassen wird. In ,dem 
Antrag eines Studienbewerbers an die Zentrale 
Registrierstelle in Hamburg kann die Zulassung 
nicht nur für eine, sondern für beliebig viele Aus-
bildungsstätten beantragt werden. So haben sich 
zum Wintersemester 1967/68 nach Mitteilung der 
Westdeutschen Rektorenkonferenz die meisten Be-
werber mehrfach an verschiedenen Hochschulen und 
zwar  durchschnittlich sieben Mal beworben. Für die 
ca. 6700 Studienbewerber des Faches allgemeine 
Medizin stehen 2488 Studienplätze und für ca. 1100 
Studienbewerber der Zahnmedizin 633 Studien-
plätze zur Verfügung. Auf etwa fünf Bewerbungen 
für allgemeine Medizin kommen demnach zwei Zu-
lassungen, nicht aber auf zehn Bewerbungen eine 
Zulassung — wie Frau Professor Becke meinte. Ein 
großer Teil der von Heidelberg abgewiesenen Stu-
dienbewerber konnte von anderen Universitäten 
aufgenommen werden. 

Auch das Zahlenverhältnis von 2,5 : 1 (statt 10 : 1) 
kennzeichnet noch einen äußerst unbefriedigenden 
Zustand. Die Bundesregierung ist der Auffassung, 
daß die Kapazität der medizinischen Ausbildungs-
stätten erhöht werden sollte. Die Bundesregierung 
bedauert, daß das Grundrecht auf freie Wahl der 
Studien- und Ausbildungsstätte zur Zeit durch Stu-
dienbeschränkungen infolge Überfüllung in ver-
schiedenen Fächern eingeschränkt werden muß. 

Die Bundesregierung ist bestrebt, in Zusammen-
arbeit mit den für diese Fragen in erster Linie zu-
ständigen anderen Ländern die Schwierigkeiten auf 
dem Gebiet der akademischen medizinischen Aus-
bildung zu überwinden. Der Wissenschaftsrat be-
faßt sich seit einigen Jahren eingehend mit dieser 
Problematik. An den Beratungen sind das Bundes-
ministerium für wissenschaftliche Forschung und 
das Bundesministerium für Gesundheitswesen inten-
siv beteiligt. In den zur Zeit vorbereiteten künftigen 
Empfehlungen zur Struktur und zum Ausbau der 
medizinischen Forschungs- und Ausbildungsstätten 
werden allgemeine Vorschläge zur Größe, Struk-
tur, Kapazität und Organisation der fachlichen Ein-
richtungen mit ihren Auswirkungen auf die perso-
nelle Besetzung wie auch die bauliche Erweiterung 
gemacht. Ebenso werden für die konkreten Bauvor-
haben der einzelnen Medizinischen Fakultäten Emp-
fehlungen gegeben werden. 

Hinsichtlich der Studienbedingungen an der Medi-
zinischen Fakultät Heidelberg ist die Bundesregie-
rung insbesondere mehrfach auf die unzulänglichen 
Verhältnisse im Altklinikum Heidelberg angespro- 
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chen worden. Sie hat ihre grundsätzliche Bereit-
schaft den zuständigen Stellen der Landesregierung 
Baden-Württemberg wiederholt mitgeteilt, sich im 
Rahmen der Förderungsmaßnahmen zum Ausbau 
der wissenschaftlichen Hochschulen an  der  Beseiti-
gung der Mängel in der räumlichen Unterbringung 
des Altklinikums Heidelberg zu beteiligen. Für 1968 
sind höchstmögliche Bundeszuschüsse und Vorfinan-
zierungen ,der Baumaßnahmen mit Bundesmitteln 
zugesagt worden. 

Die  Bundesregierung begrüßt in diesem Zusam-
menhang, daß ,die Landesregierung Baden-Württem-
berg dem Landtag eine Ergänzung zum Landeshaus-
halt 1968 vorgelegt hat, die zusätzlich 5 Mio DM 
für das Altklinikum Heidelberg vorsieht. 

Die grundsätzlichen Untersuchungen für das neue 
Klinikum auf dem Neuenheimer Feld bei Heidel-
berg sind so weit fortgeschritten, daß mit der Auf-
stellung des  detaillierten Raumprogramms und mit 
dén Arbeiten am Vorentwurf begonnen werden, 
kann. Die .  Bundesregierung hat idem Finanzministe-
rium ,des Landes Baden-Württemberg mitgeteilt, daß 
sie den baldigen Baubeginn des neuen Klinikums 
außerordentlich begrüßen würde. Sie hat auch hier-
zu ihre Bereitschaft zur Mitfinanzierung schriftlich 
zugesagt. Nach einer schriftlichen Mitteilung des 
Finanzministeriums Baden-Württemberg vom 2. Ok-
tober 1967 läßt sich zur Zeit leider nicht übersehen, 
wann sich der Baubeginn des neuen Klinikums im 
Rahmen der mittelfristigen Finanzplanung des Lan-
des Baden-Württemberg verwirklichen lassen wird. 


	133. Sitzung
	Bonn, den 10. November 1967
	Inhalt
	Redetext
	Anlagen zum Stenographischen Bericht
	Anlage 1
	Anlage 2
	Anlage 3
	Anlage 4
	Anlage 5
	Anlage 6
	Anlage 7
	Anlage 8
	Anlage 9
	Anlage 10
	Anlage 11
	Anlage 12
	Anlage 13
	Anlage 14
	Anlage 15
	Anlage 16
	Anlage 17
	Anlage 18
	Anlage 19
	Anlage 20
	Anlage 21
	Anlage 22
	Anlage 23
	Anlage 24
	Anlage 25
	Anlage 26
	Anlage 27
	Anlage 28
	Anlage 29




